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Verantwortungsbewusste 
Steuerpolitik für Leistungsge-
rechtigkeit: Ziel, dass die Men-
schen mehr netto vom brutto 
erhalten; Steuerrecht nach den 
Prinzipien "einfach, niedrig, ge-
recht"; keine höhere staatliche 
Belastung der Energiepreise; 

Grundlegende Tarifreform, die 
die "kalte Progression" mildert; 
Abflachung des Mittelstands-
bauches; Senkung des Ein-
gangssteuersatzes zunächst 
von 14 auf 13, dann auf 12%; 
Verschiebungen des Höchst-
steuersatzes auf Jahresein-
kommen ab 55.000 €, später 
60.000 €; 

Unternehmensteuerreform: Un-
ternehmensbesteuerung auf 
Krisen verschärfende Wirkun-
gen überprüfen und notwendi-
ge Anpassungen vornehmen; 

Flexiblere Gestaltung der steu-
erlichen Förderung der privaten 
Altersvorsorge; Entbürokrati-
sierung und Vereinfachung; 

Strukturelle Überprüfung der 
Vorschriften zur Mehrwertsteu-
erbelastung: Belastungswir-
kungen korrigieren, insbeson-
dere die europäische Wettbe-
werbssituation bestimmter Be-
reiche berücksichtigen; 

 

Handlungsfähiger Staat-
solidarisch finanziert: Ge-
samtsteuerlast muss sich ge-
recht nach Leistungskraft vertei-
len; Verbindung wirtschaftlicher 
Dynamik mit sozialer Gerechtig-
keit; 

Konsequente Vereinfachung: 
Lohnsteuerbonus einführen; 
Lohnsteuerpflichtige sollen künf-
tig per Postkarte an das Finanz-
amt auf die jährliche Einkom-
mensteuererklärung verzichten 
können; Ehepaare erhalten ei-
nen Lohnsteuerbonus in Höhe 
von 600 €, Singles in Höhe von 
300 € pro Jahr; 

Entlastung der Normalverdie-
nenden: auf absehbare Zeit kein 
Spielraum für flächendeckende 
Steuersenkungen; Konzentrati-
on der Entlastungen auf die Be-
zieher niedriger und mittlerer 
Einkommen sowie Familien; 

Absenkung des Eingangssteu-
ersatzes auf 10%; Entlastung 
bis zu einem zu versteuernden 
Jahreseinkommen von 52.882 
€; 

Geschlechtergerechtes Steuer-
system: Ehegattensplitting so 
verändern, dass für beide Part-
ner Erwerbsanreize gegeben 
sind, die Steuerlast zwischen 
den Eheleuten gerecht verteilt  

� 

Neues Steuer- und Transfersys-
tem, das soziale Gerechtigkeit, 
staatliche Fairness und eine 
nachhaltige Finanzpolitik ver-
eint; gerechte Steuer muss auf 
Ausnahmen und Sonderrege-
lungen für Einzelfälle weitestge-
hend verzichten. 

Einfacher und verständlicher 
Stufentarif mit Grundfreibetrag 
und drei weiteren Stufen 10, 25, 
35%; 

Kalte Progression: Gesetzgeber 
wird verpflichtet, gemeinsam mit 
dem Existenzminimumsbericht 
auch den Steuertarif zu überprü-
fen und gegebenenfalls anzu-
passen. 

Optionale zweijährige Veranla-
gungsfrist; 

Ablehnung einer Einbeziehung 
der privaten Veräußerungsge-
winne in die Abgeltungssteuer. 

Familien entlasten: Einführung 
eines Grundfreibetrags von 
8.004 € für Erwachsene und 
Kinder; Anhebung des Kinder-
geldes auf 200 € pro Kind und 
Monat für die Familien, die den 
Kinderfreibetrag wegen zu ge-
ringen Einkommens nicht nut-
zen können. 

Wettbewerbsfähige Unterneh-
mensbesteuerung: Zweistufen-
tarif von 10 und 25%;  � 

Umverteilung von unten nach 
oben und von öffentlichen in pri-
vate Hände umkehren; 

Erhöhung der Steuern auf hohe 
Einkommen, hohe Erbschaften 
und Konzerngewinne; 

Erhöhung des Grundfreibetra-
ges auf 9.300 €; Versteuerung 
von Kapitalerträgen wie Zinsen 
und Dividenden zum persönli-
chen Steuersatz, statt mit einer 
Pauschalsteuer von 25%; An-
hebung des Spitzensteuersat-
zes auf 53%; linearer Anstieg 
der Steuerbelastung bis zum 
Spitzensteuersatz (Eintrittspunkt 
65.000 €); 

Abschaffung des Ehegattensplit-
ting; Einführung einer individuel-
len Besteuerung; 

Begrenzung des steuerlichen 
Betriebsausgabenabzugs für 
Geschäftsführungs-, Vorstands- 
und Aufsichtsratsvergütungen 
auf das 20fache des Lohnes ei-
nes Facharbeiters bei Vollzeit-
beschäftigung in der untersten 
Lohngruppe; 

Rücknahme der Senkung der 
Körperschaftsteuer und Verbrei-
terung der Bemessungsgrund-
lage; 

Einführung einer Börsenum-
satzsteuer; 

 

Grundsätzlicher Umbau des 
Staatshaushaltes; Vereinfa-
chung des Steuersystems; Er-
schließung zusätzlicher Ein-
nahmequellen; Reduzierung der 
Ausgaben durch Streichen un-
sinniger Staatsausgaben und 
konsequenten Subventionsab-
bau; 

Zur Bewältigung der aktuellen 
Krise zeitlich befristete, einmali-
ge Vermögensabgabe (Art. 106 
Grundgesetz), mit der zweckge-
bunden die Kosten zur Bewälti-
gung der Krise getilgt werden 
sollen; 

Anhebung des Spitzensteuer-
satzes der Einkommensteuer; 
deutliche Erhöhung des Erb-
schaftssteueraufkommens; 
deutlich höherer Freibetrag für 
Betriebsvermögen, damit kleine 
und mittlere Betriebe verschont 
werden; Gleichstellung der ein-
getragenen Lebenspartner-
schaft im Steuerrecht mit der 
Ehe; nur noch eine Steuerklas-
se mit einem Tarif und entspre-
chende Anpassung der persön-
lichen Freibeträge; 

Sozial gerechte Reform der Ein-
kommensteuer: Spitzensteuer-
satz auf 45% anheben, aber 
erst bei einem höheren Ein-
kommen als heute wirksam wer-
den lassen; deutliche � 
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Besteuerungsverfahren deut-
lich vereinfachen, Steuerver-
waltung nachhaltig entlasten. 

Finanzielle Spielräume, die 
sich darüber hinaus ergeben, 
für weitere Steuersenkungen 
nutzen; zusätzliche Entlastung 
für Familien; 

Steuerliche Förderung von klar 
abgrenzbaren Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung, 
Einführung einer steuerlichen 
Forschungsförderung; 

Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für Investitionen in 
Chancenkapital; 

Überprüfung des Kompromis-
ses zur Erbschaftssteuer ins-
besondere mit Blick auf seine 
familiengerechte Ausgestaltung 
und im Licht der Wirtschafts- 
und Finanzkrise; 

Ehegattensplitting voll erhalten; 
Anhebung der steuerlichen Be-
rücksichtigung von Kindern auf 
8.004 €. 

Solide Finanzen: so bald wie 
möglich Bundeshaushalt ohne 
Neuverschuldung; Haushalts-
disziplin; Überprüfung der 
staatlich übernommenen Auf-
gaben auf Notwendigkeit 

wird und der Splittingvorteil bei 
hohen Einkommen gekappt 
wird; 

Gerechter Kindergrundfreibe-
trag: Kinderfreibetrag von der-
zeit 3864 € schon ab dem 
1.1.2010 um weitere 200 € je 
Kind erhöhen; damit eine ver-
fassungsgemäße Familienbe-
steuerung garantieren; Famili-
enleistungsausgleich so umges-
talten, dass die Wirkung für alle 
Familien gleich ist; Umgestal-
tung der Kinderfreibeträge in ei-
nen Kindergrundfreibetrag, der 
alle Kinder gleich fördert; 

Anhebung des Spitzensteuer-
satzes als "Bildungssoli"; 

Steuerhinterziehung bekämpfen 
und Steuerschlupflöcher schlie-
ßen; 

Börsenumsatzsteuer in Höhe 
von 0,5% bis 1,5% des Kurs-
wertes auf mutmaßliche Wert-
papiergeschäfte ab einem Um-
satz von 1000 €. 

Anhebung der Körperschafts-
steuer für Kapitalgesellschaften 
mit Gewinn von über 20.000 € 
von 15 auf 25%; im Gegenzug 
Ersetzung der Gewerbesteuer 
durch Konzept der kommunalen 
Finanzierung; Umstellung der 
Umsatzsteuer von Soll- auf Ist-
Besteuerung. 

Haushaltskonsolidierung: prinzi-
pielles Neuverschuldungsverbot 
für Bund, Länder und Gemein-
den; staatliche Ausgaben müs-
sen sich grundsätzlich an der 
Höhe der Einnahmen orientie-
ren; neue Schulden sind nur in 
Notlagen zu verantworten; 

Föderalismus: Neuordnung der 
Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern, innerhalb 
der Bundesländer und zwischen 
Ländern und Kommunen; mehr 
Steuerautonomie für alle Ge-
bietskörperschaften. 

Erbschaftsteuer zu einer echten 
Ländersteuer machen. 

Wiedererhebung der Vermö-
genssteuer als Millionärssteuer 
in Höhe von 5% auf alle Privat-
vermögen von mehr als einer 
Million Euro. 

Jährliches öffentliches Investiti-
onsprogramm in Höhe von 100 
Milliarden € für Bildung, Klima-
schutz, Verkehr, Gesundheit 
und eine Energiewende von 
2009 an; 

Einrichtung eines Zukunftsfonds 
mit 100 Milliarden € für Unter-
nehmen, die sich in Produkten 
und Verfahren sozial und ökolo-
gisch weiterentwickeln wollen; 

Verteilung von Einkommen und 
Vermögen gerechter gestalten: 
deutlich höherer Anteil der Löh-
ne am Volkseinkommen und ge-
rechte Steuerpolitik, welche die 
Vermögenseinkommen, große 
Erbschaften und Finanzgeschäf-
te wesentlich stärker belastet 
als bisher; 

 

Erhöhung des Grundfreibetrags 
auf 8.500 €; Einkommensteuer-
pflichtigkeit für im Ausland le-
bende Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger; 

Bessere Erfassung von Kapital-
einkommen: Lockerung des 
speziellen steuerlichen Bankge-
heimnisses und effektives Vor-
gehen gegen Steueroasen; 

Gemeinsame steuerliche euro-
päische Bemessungsgrundlage 
für Gewinnsteuern und Mindest-
steuersätze auf Unternehmens-
gewinne; 

Einheitliche Werbungskosten- 
und Betriebsausgabenpauscha-
le für alle Einkunftsarten von 
2000 € pro Jahr; 

Weiterentwicklung des Ehegat-
tensplittings zur Individualbe-
steuerung; 

Weiterentwicklung der Familien-
förderung in eine einheitliche 
Kindergrundsicherung; 

Zusammenführung von privater 
und betrieblicher Altersvorsorge; 

Weiterentwicklung der Gewer-
besteuer zu einer kommunalen 
Wirtschaftssteuer. 
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(s. Ausführungen bei „Soziale 
Sicherung“) 

Prinzip Bürgersozialversiche-
rung: Umbau der sozialen Si-
cherung hin zu Bürgersozialver-
sicherung als Leitprinzip; 

Entstehen eines Sozialstaates, 
der alle Bürgerinnen und Bürger 
bei der Absicherung von Krank-
heit und Pflege und alle Er-
werbstätigen bei der Altersver-
sorgung und der Absicherung 
von Arbeitslosigkeit in die Soli-
darität einbezieht; 

Notwendig ein umfassender ge-
sellschaftlicher Konsens für ei-
nen bürgerorientierten Sozial-
staat. 

Bürgergeld: Zusammenfassung 
aller steuerfinanzierten Sozial-
leistungen in einer einzigen 
Transferleistung; Leistungen 
werden grundsätzlich pauscha-
liert gewährt und von einer ein-
zigen Behörde, dem Finanzamt, 
verwaltet; 

Bürgergeldanspruch soll für ei-
nen Alleinstehenden ohne Kin-
der im Bundesdurchschnitt 662€ 
im Monat betragen; 

Bürgergeld wird vom Finanzamt 
berechnet und ausgezahlt; 

Kürzungen bei Ablehnung einer 
zumutbaren angebotenen Ar-
beit; 

Private Altersvorsorge: Verdrei-
fachung des Schonvermögens 
für private oder betriebliche Al-
tersvorsorge auf 750 € je Le-
bensjahr; zusätzlich bleibt sons-
tiges Vermögen bis zu 250 € je 
Lebensjahr bei Berechnung des 
Bürgergeldes anrechnungsfrei; 

Erhöhung der Einkommens-
grenze für Minijobs ohne Abga-
ben für Arbeitnehmer von 400 
auf 600 €; volle Sozialversiche-
rungsbeiträge bei Einkommen 
über 1000 €. 

Hartz IV durch eine bedarfsde-
ckende und sanktionsfreie Min-
destsicherung ersetzen, die Ar-
mut tatsächlich verhindert und 
die Bürgerrechte der Betroffe-
nen achtet: 

Anspruch für alle in der Bundes-
republik lebenden Menschen, 
die über kein ausreichendes 
Einkommen und Vermögen ver-
fügen, um ihren Mindestbedarf 
zu decken; 

Perspektivisch: Einführung einer 
bedarfsdeckenden und sankti-
onsfreien Mindestsicherung; 

Nachweisbare Sonderbedarfe 
werden zusätzlich übernommen; 
Kindergeld ist anrechnungsfrei; 
Abschaffung des Sanktionspa-
ragraphen 31 im SGB II; ange-
messene Wohnkosten in Höhe 
der tatsächlichen Aufwendun-
gen ersetzen; Bedarfsgemein-
schaft abschaffen, Individual-
prinzip auf der Basis der gesetz-
lichen Unterhaltsverpflichtungen 
einführen; Vermögensfreigren-
zen auf 20.000 Euro pro Person 
heraufsetzen und Schonvermö-
gen für die Altersvorsorge auf 
700€ pro Lebensjahr anheben; 

Rückgriffsrecht des Staates ge-
genüber den Erben von Grund-
sicherungsbezieherinnen und -
beziehern (§ 35 SGB II) ab-
schaffen. 

Grüne Grundsicherung: Schaf-
fung einer Grundabsicherung, 
die ohne Sanktionen auskommt 
und die auf Motivation, Hilfe und 
Anerkennung statt auf Bestra-
fung setzt; 

Erhöhung der Regelsätze für 
Erwachsene sofort auf zunächst 
420 €; regelmäßige Anpassung 
an die tatsächlichen Lebenshal-
tungskosten; Ermöglichung zu-
sätzlicher individueller Leistun-
gen in besonderen Not-oder Le-
benslagen; 

Grundbedarf darf nicht durch 
Sanktionen angetastet werden; 
Frage nach der Gegenleistung 
muss durch faire Spielregeln 
und positive Anreize gelöst wer-
den; 

Entschärfung der Zumutbar-
keitsregeln beim ALG II; 

Zusätzlicher Verdienst: neben 
den derzeitigen 100 € soll jeder 
darüber hinaus verdiente Euro 
mit mindestens 0,50 € bis zu ei-
ner Höhe von 400 € bei den Ar-
beitslosen verbleiben; 

Abschaffung der Anrechnung 
von Partnereinkommen; 

Besserer Schutz der privaten Al-
tersvorsorge; 

Perspektivisch Integrierung der 
Grundsicherung in ein auf Le-
benszeit abrufbares Zeitkonto 
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Soziale Marktwirtschaft als Ord-
nungsmodell der Internationalen 
Finanz- und Wirtschaftsord-
nung; 

International einheitliche Stan-
dards für Deregulierungen und 
Überwachung; Mitwirken an ei-
ner intensiven Zusammenarbeit 
der Aufsichtsbehörden; Zu-
sammenführung der Banken-
aufsicht in Deutschland unter 
einem Dach; Zusammenführung 
der Aufsichtsbehörden in der 
Europäischen Union im Rahmen 
der Europäischen Zentralbank; 

Überarbeitung der internationa-
len Standards zur Rechnungs-
legung; wirksamere Bankenre-
gulierung; Trennung von Bewer-
tung und Beratung bei Rating-
Agenturen; Schaffung einer eu-
ropäischen Aufsicht über Ra-
ting-Agenturen zur Überwa-
chung der Standards für Risiko-
bewertung und Vergabe von 
Bonitätsurteilen; 

Mehr Transparenz für Finanzin-
vestoren; international abge-
stimmtes Regelwerk für Hedge-
Fonds; 

Abschluss der Doha-Runde, um 
Handelsbarrieren abzubauen 
und Märkte zu öffnen. 

Regeln für die Banken: Finanz-
dienstleister müssen mehr Ver-
antwortung für die Risiken über-
nehmen; zukünftig keine Ge-
schäfte mehr außerhalb der Bi-
lanz; bessere Eigenkapitalaus-
stattung von Unternehmen; in-
ternational abgestimmte Initiati-
ven für Transparenz und Kon-
trolle; 

Regulierung von Hedge-Fonds 
und Private-Equity-Fonds: Re-
gistrierung und lückenlose Ü-
berwachung auf europäischer 
und internationaler Ebene; Ver-
besserung der Transparenz; 
höhere Eigenkapitalanforderun-
gen auch bei Vergabe von Kre-
diten an die Fonds; Regeln ge-
gen zu starke Verschuldung von 
Unternehmen durch Fonds; 

Unabhängige Rating-Agenturen: 
wirkungsvolle Registrierung, kla-
re Regeln zur Verhinderung von 
Interessenkonflikten; Transpa-
renz in und von Rating-
Agenturen; Reduzierung des 
Stellenwertes von Rating-
Agenturen im Rahmen der not-
wendigen Neuregelung der Fi-
nanzmarktregulierung; 

Begrenzung von Managergehäl-
tern; 

Bekämpfung von Steuerhinter-
ziehung; 

TÜV für Finanzprodukte. 

 

Ziel jeder Regulierung am Fi-
nanzmarkt muss funktionsfähi-
ger Wettbewerb sein; nicht 
mehr, sondern bessere Rege-
lungen für den Finanzmarkt. 

Unverzügliche Effektivierung der 
staatlichen Bankenaufsicht auf 
nationaler und internationaler 
Ebene; konsequente Überprü-
fung und Anpassung der Regu-
lierungen; nachhaltige Verbes-
serungen bei der staatlichen 
und konzerninternen Aufsicht; 

Einsetzung eines Re- Privatisie-
rungsrates; 

Verhaltenskodex für Führungs-
kräfte in Übereinstimmung mit 
gesellschaftlichen Werten und 
Normen; 

Konzentration der Bankenauf-
sicht bei der unabhängigen 
Bundesbank.  

Bessere Vernetzung der mehr 
als 70 Finanzmarktaufsichtsbe-
hörden in der EU. 

Neuausrichtung der Vorstands-
vergütungen in Aktiengesell-
schaften; 

Modernisierung der bankenin-
ternen Kontroll- und Überwa-
chungsfunktionen, Schaffung ef-
fizienterer Aufsichtsstrukturen 
innerhalb der Unternehmen. 

Ehrenkodex für Betriebsräte. 

Private Banken vergesellschaf-
ten, Finanzsektor öffentlicher 
Kontrolle unterwerfen und strikt 
regulieren; Verbot von Leerver-
käufen, außerbilanziellen 
Zweckgesellschaften, Derivaten, 
Hedge-Fonds und Private-
Equity-Gesellschaften;  

Steueroasen austrocknen, 

Zinsgünstige Finanzierung sinn-
voller Investitionen gewährleis-
ten; faire Konditionen für kleine 
und mittlere Unternehmen sowie 
Konsumentinnen und Konsu-
menten;  

Kostenloses Girokonto für jede 
und jeden;  

Börsenumsatzsteuer am Fi-
nanzplatz Deutschland und 
möglichst international einfüh-
ren; 

 

Nachhaltige Strukturverände-
rung der Marktregulierungsin-
strumente; 

Verbot besonders riskanter Fi-
nanzprodukte, Geltung der Ei-
genkapitalvorschriften für alle 
Finanzinstitutionen; 

Stärkung der Rechte von Kre-
ditnehmern; 

Gemeinsames europäisches 
Vorgehen gegen Steueroasen; 

Europäische Finanzumsatz-
steuer; keine steuerlichen Privi-
legien für Finanzprodukte; Prü-
fungen der Wiedereinführung 
der Besteuerung von Gewinnen 
aus dem Verkauf von Unter-
nehmensbeteiligungen; 

Europäische Finanzaufsicht; 
Regeln für Rating-Agenturen; 
strikte Trennung von Bera-
tungsgeschäft und Bewertung; 

Betriebsausgabenabzug von 
Managergehältern auf 500.000 
€ jährlich pro Kopf begrenzen; 

Staatliche Beteiligungen statt 
Krediten oder Bürgschaften oh-
ne Einfluss; aber: kein dauerhaf-
ter staatlicher Besitz; 

Neuordnung des öffentlichen 
Bankensektors; Stärkung der 
Sparkassen; Reduzierung der 
Anzahl der Landesbanken 
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Mittelstand stärken: Vermeidung 
einer Kreditklemme; Bekenntnis 
zum deutschen Drei-Säulen-
Bankmodell; Änderung der Ra-
ting-Vorgaben für die Banken; 

Bürokratie: Abbau aller nationa-
len Statistik- und Berichtspflich-
ten netto um 25% bis 2011; 
Stärkung des Normenkontrollra-
tes, Ausweitung seiner Kompe-
tenzen; Überprüfung aller Ge-
setzesvorhaben von Bundestag 
und Bundesrat auf Bürokratie-
kosten; 

Einfachere und bessere Ge-
setzgebung; intensivere Nut-
zung der Möglichkeiten der mo-
dernen Informations- und Kom-
munikationstechnologien; wett-
bewerbsneutrale Umsetzung 
(1:1) der EU-Richtlinien; Ableh-
nung weiterer Antidiskriminie-
rungs-Vorgaben der EU; 

Stärkung des Meisterprinzips im 
Handwerk national und im euro-
päischen Kontext; 

Einsatz für ein verbessertes Pa-
tentsystem in Europa; 

Weitere Steigerung der For-
schungsförderung für den Mit-
telstand zur Intensivierung des 
Technologietransfers; weitere 
Förderung der Zusammenarbeit 
von Forschungsinstituten und 
Hochschulen. 

Soziale Marktwirtschaft braucht 
starke Unternehmerinnen und 
Unternehmer; 

Mittelstandsförderung: für einen 
sicheren Kapitalzugang für den 
Mittelstandsorgen; stärkere Un-
terstützung des genossen-
schaftlichen Sektors; 

Neue Gründungskultur: Schaf-
fung von neuen Anlaufstellen für 
Existenzgründerinnen und Exis-
tenzgründer flächendeckend in 
Form eines One-Stop-Shops; 
Erleichterung des Zugangs zu 
Wagniskapital; Entwicklung, 
Umsetzung und Ausbau geziel-
ter Beratungsangebote, insbe-
sondere für ältere Gründer und 
Frauen; 

Weniger Bürokratie: Erleichte-
rungen im Verwaltungsverfah-
ren, Reduktion von Informati-
ons-und Statistikpflichten; Er-
möglichung der Erfüllung von 
Dokumentationspflichten auch 
auf elektronischem Wege; 

Stärkung des Modells des High-
Tech-Gründerfonds; 

Unterstützung des Handwerks. 

Mittelstand stärken: Schutz der 
Tarifautonomie vor staatlichen 
Lohndiktaten; wo es für die Be-
schäftigten günstiger ist, muss 
auch vom Tarifvertrag abgewi-
chen werden können; 

Begrenzung der Kosten der be-
trieblichen Mitbestimmung; 
deutliche Reduzierung der ge-
setzlich vorgegebenen Zahl der 
Betriebsratsmitglieder; Betriebs-
rat erst in Unternehmen ab 20 
Beschäftigten; Freistellung von 
Betriebsratsmitgliedern erst in 
Unternehmen ab 500 Beschäf-
tigten; 

Kündigungsschutz erst für Be-
triebe mit mehr als 20 Beschäf-
tigten und nach einer Beschäfti-
gungsdauer von zwei Jahren; 
aber uneingeschränkter Kündi-
gungsschutz gegen willkürliche 
Kündigungen; Abschaffung des 
generellen Vorbeschäftigungs-
verbots für sachgrundlos befris-
tete Einstellungen; 

Gewerkschaftsprivileg: Erset-
zung der paritätischen Mitbe-
stimmung durch Drittelparität; 

Reduzierung der bestehenden 
bürokratischen Lasten; zusätzli-
che Bürokratielasten muss der 
Staat den Unternehmen vergü-
ten; Ausbau des Normenkon-
trollverfahrens zu einem wirkli-
chen Bürokratie-TÜV. 

Kleine und mittlere Unterneh-
men wirksamer schützen: bes-
sere Abschreibungsregeln 
schaffen;  

IHK-Beiträge bis zu einem Ge-
werbeertrag von 30.000 € aus-
setzen;  

Vorschriften für die Auftragsver-
gabe an und von Großunter-
nehmen verschärfen (kleine Lo-
se);  

Strikteres Wettbewerbs- und 
Kartellrecht gegen Strom- und 
Gaskonzerne schaffen;  

Durchsetzung von Forderungen 
gesetzlich erleichtern;  

Patentrecht mit dem Ziel der 
leichteren und schnelleren Ver-
wertung von Erfindungen auch 
durch kleine und mittlere Unter-
nehmen reformieren. 

Neue Kultur der Selbstständig-
keit: Gründungshemmnisse ab-
bauen; gesellschaftliches Inno-
vationsklima fördern; 

Patentrecht so weiterentwickeln, 
dass es Kultur der Selbststän-
digkeit fördert und nicht hemmt; 

Besserer Zugang zu Wagniska-
pital, bessere Versorgung mit 
Mikrokrediten; 

Mehr und bessere Beratungs-
angebote für Gründerinnen und 
Gründer, gerade für Erwerbslo-
se, Migrantinnen und Migranten 
und Menschen mit Behinderun-
gen; mehr Unterstützung und fi-
nanzielle Ausstattung für Grün-
dungen, vor allem für solche, 
die aus der Arbeitslosigkeit her-
aus erfolgen; 

Überprüfung der Zwangsmit-
gliedschaft in den Kammern, 
stärkere Öffnung ihrer Gremien 
für Menschen mit Migrationshin-
tergrund; 

Unterstützung für die Verbin-
dung gesellschaftlicher Anliegen 
mit unternehmerischem Han-
deln; 

Entbürokratisierung der genos-
senschaftlichen Rechtsform; 
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  Vergaberecht leistungsfähig, 
transparent und unbürokratisch 
gestalten; Abschaffung von ver-
gabefremden Kriterien; deutli-
che Verbesserung der Zah-
lungsmoral der öffentlichen 
Hand durch Vergaberechtre-
form; 

Stärkere Ausrichtung der Förde-
rung von Forschung und Ent-
wicklung auf den Mittelstand; In-
tensivierung der Kooperation 
zwischen Wissenschaft und mit-
telständischen Unternehmen;  

Stärkere Ausrichtung des Pa-
tentwesens auf die Bedürfnisse 
des Mittelstands; spürbare Sen-
kung der Kosten für Anmeldung 
und Aufrechterhaltung eines Pa-
tentes gerade für kleine und 
mittlere Unternehmen; 

Verbesserung der Mittelstands-
finanzierung; niedrige Steuern 
zur Stärkung der Eigenkapital-
decke; Zuständigkeit des Bun-
deswirtschaftsministeriums für 
Fördergelder; Rückführung der 
KfW auf ein reines Förderinsti-
tut. 

 

 Programm, das bürokratische 
Hemmnisse beseitigt, Anschub-
finanzierung leistet, einen siche-
ren rechtlichen Rahmen für re-
gionale Geldinitiativen schafft 
und Diskriminierung von Ge-
nossenschaften bei den Pro-
grammen der Bundesanstalt für 
Arbeit beendet; 

Rechtssichere und handhabba-
re Ausgestaltung der sozialen 
und der Nachhaltigkeitskriterien 
im Vergaberecht; dabei keine 
Benachteiligung kleiner und 
mittlerer Unternehmen. 
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Tarifautonomie stärken; Lohn-
findung soll nicht verstaatlicht 
werden, sondern Aufgabe der 
Tarifpartner bleiben; gesetzliche 
Klarstellung des Verbotes sit-
tenwidriger Löhne zur Verhinde-
rung von Lohndumping; 

Mindesteinkommen für alle; 
nicht einheitlicher, gesetzlicher 
Mindestlohn, sondern, wo erfor-
derlich, Kombination aus fairen 
Löhnen und ergänzenden staat-
lichen Leistungen; Erhalt der 
Minijobs; 

Stabilisierung der Lohnzusatz-
kosten; 

Effektive und effiziente Arbeits-
marktpolitik; Förderung markt-
gerechter Arbeitsplätze statt Fi-
nanzierung von Arbeitslosigkeit; 

Verbesserungen bei der Bun-
desagentur für Arbeit; 

Demographischer Wandel: Be-
schäftigungsperspektiven in 
personenbezogenen Dienstleis-
tungen fördern; Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung von Älteren 
und Frauen; konsequente Fort-
führung von Programmen zur 
Eingliederung Älterer in den Ar-
beitsmarkt; attraktivere Gestal-
tung des Erzieherberufs; Unter-
stützung von Menschen mit Be-
hinderung durch Eingliede-
rungszuschüsse. 

Neue Arbeit in den Märkten der 
Zukunft schaffen: Entstehen 
neuer Arbeit dort, wo Menschen 
Dienstleistungen für Menschen 
erbringen; 

Kreativwirtschaft: Erleichterung 
von Unternehmensgründungen 
durch Zugang zu Gründungska-
pital sowie Mikrokredite; 

Beste Vermittlung in Arbeit: Zahl 
der Arbeitsvermittler in Zeiten 
der wirtschaftlichen Krise auf-
stocken; verfassungskonforme 
Nachfolgeregelung für die Ar-
beitsgemeinschaften von Bun-
desagentur für Arbeit und Kom-
munen schaffen; Instrumentari-
um der Arbeitsvermittlung konti-
nuierlich weiter verbessern; E-
xistenzgründungen aus der Ar-
beitslosigkeit heraus besser för-
dern; bessere Einbeziehung von 
Einwanderern in den Arbeits-
markt; weiterer Ausbau der 
Kommunal-Kombi; 

Weiterentwicklung der Arbeits-
losenversicherung zu Arbeits-
versicherung, die dabei hilft, Ar-
beitslosigkeit zu vermeiden; 

Allgemeinverbindliche tarifliche 
Mindestlöhne in möglichst vielen 
Branchen; derzeitige Orientie-
rungsmarke 7,50 €; 

Sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung stärken. 

Arbeitsverwaltung: bürger-
freundliche Arbeitsvermittlung 
vor Ort; 

Übertragung der Aufgaben der 
örtlichen Agenturen und ARGEn 
auf die Kommunen; Auflösung 
der Bundesagentur für Arbeit, 
Neuordnung in einem Drei-
Säulen-Modell aus Versiche-
rungsagentur, kleiner Arbeits-
marktagentur und vielen kom-
munalen Jobcentern; 

Abschaffung doppelter Verwal-
tungsstrukturen und dadurch 
mittelfristig weitere Senkung des 
Beitrags zur Arbeitslosenversi-
cherung; 

Keine vollständige Privatisie-
rung der Arbeitsvermittlung; 

Stärkung des Versicherungs-
prinzips bei der Arbeitslosen-
versicherung; 

Ablehnung einer Staffelung der 
Bezugsdauer des Arbeitslosen-
geldes I nach der vorhergegan-
genen Beschäftigungsdauer, 
stattdessen Wahlfreiheit bei den 
Tarifen. 

Keine Einführung von gesetzli-
chen Mindestlöhnen. 

Zukunftsprogramm mit Investiti-
onen von 100 Milliarden € pro 
Jahr für 2 Millionen Arbeitsplät-
ze auflegen; 

1 Mio. Arbeitsplätze im öffentli-
chen Dienst schaffen; 500.000 
Arbeitsplätze in einem öffentlich 
geförderten, gemeinnützigen 
Beschäftigungssektor; 

Aktive Arbeitsmarktpolitik aus-
bauen: Weiterbildung stärken; 
öffentlich geförderten Beschäfti-
gungssektor mit sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsverhält-
nissen schaffen; 

Zumutbarkeit von Arbeit für ALG 
I- Beziehende an neue Bedin-
gungen knüpfen; Hartz IV ab-
schaffen und durch eine be-
darfsdeckende und sanktions-
freie Mindestsicherung erset-
zen; 

Einführung eines flächende-
ckenden gesetzlichen Mindest-
lohns, der in der nächsten Wahl-
periode auf 10 € erhöht wird und 
jedes Jahr zumindest in dem 
Maße wächst, wie die Lebens-
haltungskosten steigen; 

Allgemeinverbindlichkeitserklä-
rung für höhere tarifliche Min-
destlöhne, auch ohne Zustim-
mung der Arbeitgeberverbände; 

Rechte von abhängig Beschäf-
tigten mit Kindern stärken; Ar-
beitszeit für Vollzeitbeschäftigte 
verkürzen. 

 

 

Schaffung von einer Million 
neuer Jobs in den nächsten vier 
Jahren, indem Zukunftsinvestiti-
onen vorgezogen und die öko-
logischen und sozialen Schwä-
chen der Wirtschaftsordnung 
beseitigt werden; 

400.000 neue Jobs durch öko-
logische Modernisierung; 
185.000 neue Jobs durch Bil-
dungsinvestitionen (Erzieherin-
nen, Fach- und Lehrkräfte); 
150.000 neue Jobs durch Inves-
titionen in ein sozial gerechtes 
Gesundheitssystem; 60.000 
neue Jobs im sozialen Arbeits-
markt (langzeitarbeitslose Men-
schen durch langfristig geförder-
te sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung wieder integrie-
ren); 200.000 neue Jobs durch 
den Abbau von Schwarzarbeit; 

Verbesserung der Bedingungen 
für Arbeitnehmer; 

Mehr Weiterbildung im Beruf, 
flexible Arbeitszeitmodelle (Le-
bensarbeitszeitkonten), Unter-
stützung bei Vereinbarkeit von 
Kindern und Beruf, Beteiligun-
gen am Unternehmensgewinn; 

Verbandsklagerecht für Ge-
werkschaften; 

aktive Gestaltung der Arbeits-
migration. 
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Altersvorsorge in Deutschland 
ist verlässlich, nicht zuletzt dank 
der maßvollen Anhebung des 
Renteneintrittsalters; 

Gesetzliche Rentenversiche-
rung ist erfolgreichstes Instru-
ment zur Vermeidung von Armut 
im Alter; Festhalten auch in Zu-
kunft am bewährten geglieder-
ten System der Alterssicherung; 

Eindämmung der Gefahr an-
steigender Altersarmut; be-
darfsabhängige Ausgestaltung 
und Finanzierung aus Steuer-
mitteln einer Rente oberhalb 
des Existenzminimums für Bür-
gerinnen und Bürger, die ein 
Leben lang in Vollzeit beschäf-
tigt waren; 

Einsatz für eine Rentenentwick-
lung, die eine verlässliche und 
gerechte Beteiligung an der all-
gemeinen Einkommensentwick-
lung gewährleistet, ohne der 
jüngeren Generation Chancen 
auf Entfaltung und Wohlstand 
zu nehmen; 

Schließung bestehender Ge-
rechtigkeitslücken in der Rente;  

bessere Berücksichtigung von 
Kindererziehungszeiten in der 
Rente. 

Stabilisierung der bestehenden 
Alterssicherung; 

Schaffung eines Anspruchs auf 
geförderte sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung für 
deutlich leistungsgeminderte 
Langzeitarbeitslose über 60; 

Schließung von Lücken in der 
Versicherungsbiografie; Instru-
ment der Rente nach Mindest-
einkommen bei langjährig Ver-
sicherten für Beitragszeiten bis 
Ende 2010 verlängern; 

Verbesserung der Absicherung 
durch die zweite und dritte Säu-
le der Alterssicherung; zukünfti-
ge Absicherung auch des Risi-
kos der Erwerbsunfähigkeit ob-
ligatorisch und zu gleichen Kon-
ditionen; 

Durchsetzung eines einheitli-
chen Rentensystems in Ost und 
West; 

Förderung des flexiblen Über-
gangs vom Erwerbsleben in die 
Altersrente; Verlängerung der 
Altersteilzeit bis 2015, wenn ein 
Unternehmen eine freiwerdende 
Stelle mit einem Auszubilden-
den oder Ausbildungsabsolven-
ten neu besetzt; Möglichkeit der 
Teilrente ab 60;  

Weiterentwicklung der Renten-
versicherung zu einer Erwerbs-
tätigenversicherung; Auswei-
tung auf Solo-Selbständige.  

Gesetzliche Rente muss besser 
auf die finanziellen Auswirkun-
gen der Alterung der Gesell-
schaft vorbereitet werden;  

Umbau zu privater Kapitalde-
ckung; flexible und selbstständi-
ge Gestaltung des Übergangs 
vom Erwerbsleben in den Ru-
hestand auf Basis einer eigenen 
Entscheidung und vor dem Hin-
tergrund erworbener Anwart-
schaften und Versorgungen;  

Versicherte sollen ab dem 60. 
Lebensjahr bei versicherungs-
mathematisch korrekten Zu- und 
Abschlägen den Zeitpunkt des 
Renteneintritts frei wählen kön-
nen; Aufhebung der Zuver-
dienstgrenzen neben dem Ren-
tenbezug; Vereinheitlichung des 
Rentenrechts in Ost und West; 
faire Nachversicherungslösun-
gen für einzelne Versicherten-
gruppen, die bei der Renten-
überleitung Rentenansprüche 
verloren haben. 

Stärkung der privaten und be-
trieblichen kapitalgedeckten 
Vorsorge; Verbesserung der 
Portabilität betrieblicher Alters-
vorsorge; stärkere Berücksichti-
gung von Kindererziehungszei-
ten in der kapitalgedeckten Al-
tersvorsorge; bei Grundsiche-
rung im Alter nur teilweise An-
rechnung der eigenen Alters-
vorsorge. 

Lebensstandard im Alter sichern 
und langjährigen Beitragszah-
lern eine Rente deutlich ober-
halb des Grundsicherungsni-
veaus bieten; 

Sämtliche Kürzungsfaktoren aus 
der Rentenformel streichen; 

Selbstständige, Beamte, Politi-
ker in die gesetzliche Renten-
versicherung  einbeziehen;  

Beitragsbemessungsgrenze 
aufheben, damit verbundene 
Rentenerhöhung abflachen; 
staatliche Unterstützung der pri-
vaten Vorsorge einstellen, er-
worbene Ansprüche und staatli-
che Fördermittel überführen; 

Rente ab 67 wieder abschaffen 
und flexible Ausstiegsmöglich-
keiten ohne Abschläge vor dem 
65. Lebensjahr schaffen; Förde-
rung der Altersteilzeit durch 
Bundesagentur für Arbeit fort-
setzen; erleichterten und ab-
schlagsfreien Zugang zu Er-
werbsminderungsrenten eröff-
nen; 

Berufsunfähigkeitsrente wieder 
einführen; 

Armut im Alter verhindern: kein 
Mensch darf im Rentenalter we-
niger als 800 Euro im Monat 
zum Leben haben; 

Rentenungerechtigkeit zwischen 
Ost und West beseitigen. 

Einführung eines Alterssiche-
rungssystems, das nachhaltig 
finanziert wird und allen eine ei-
genständige Rente gewährt, das 
wirksam vor Armut schützt und 
nicht zusätzliche Grundsiche-
rungsleistungen erfordert; 

Einführung einer solidarisch fi-
nanzierten Garantierente, die 
aus Steuermitteln finanziert 
wird; langfristig Weiterentwick-
lung der Rentenversicherung zu 
einer Bürgerversicherung für al-
le, in die alle Erwachsenen un-
abhängig vom Erwerbsstatus 
mit Beiträgen auf alle Einkom-
men einzahlen; 

Anhebung der Renteneinzah-
lungen für Langzeitarbeitslose in 
einem ersten Schritt wieder auf 
das frühere Niveau, im nächsten 
Schritt an den Satz der ALG I 
Beziehenden angeglichen; er-
heblich höheres Schonvermö-
gen für die Altersvorsorgeauf-
wendungen für Langzeitarbeits-
lose; 

Flexible Übergangsmöglichkei-
ten in den Ruhestand; Senkung 
der Altersgrenze für eine ab-
schlagsfreie Erwerbsminde-
rungsrente auf 63 Jahre; Mög-
lichkeit des Bezugs von Teilren-
te bereits ab dem 60. Lebens-
jahr. 
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Ständige Weiterentwicklung der 
Struktur, Organisation und Fi-
nanzierung sowohl der gesetzli-
chen als auch der privaten 
Krankenversicherung; 

Mehr Transparenz und Wettbe-
werb und weniger Bürokratie im 
Gesundheitswesen; Freie Beru-
fe müssen auch weiterhin eine 
der tragenden Säulen erstklas-
siger Patientenversorgung sein; 
Reduktion von bürokratischen 
Vorgaben und Dokumentations-
pflichten auf ein unabdingbar 
notwendiges Maß; 

Ablehnung einer Staatsmedizin; 
partnerschaftliches Handeln der 
Beteiligten in einem selbstver-
walteten Gesundheitswesen; 

Therapiefreiheit, freie Arzt- und 
Krankenhauswahl sowie freie 
Gesundheitsberufe als Kern ei-
nes freiheitlichen Gesundheits-
wesens; 

Zulassung von medizinischen 
Versorgungszentren nur unter 
bestimmten Voraussetzungen; 
eigentümergeführte Apotheken 
und strikte Grenzen für den 
Arzneimittelversandhandel; 

Stärkung von Motivation und 
Leistungsbereitschaft in den 
Gesundheitsberufen; Sicherung 
von attraktiven Bedingungen 
auch in ländlichen Regionen; 

 

Heranziehung aller Einkommen 
zur Finanzierung der Gesund-
heitsaufgaben; Erhöhung des 
Steueranteils für die gesetzliche 
Krankenversicherung; im Rah-
men der Gesundheitsreform 
Weiterentwicklung des neuen 
Risikoausgleichs, der die unter-
schiedlichen Krankheitsrisiken 
berücksichtigt, und Einbezie-
hung der privaten Krankenversi-
cherung; 

Paritätische Finanzierung des 
Beitrags zur gesetzlichen Kran-
kenversicherung von Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern; 

Einführung eines Risikoaus-
gleichs zwischen gesetzlicher 
und privater Pflegeversicherung; 

Gleicher Zugang aller Bürgerin-
nen und Bürger in allen Regio-
nen zu einer guten Gesund-
heitsversorgung; weitere Schrit-
te zur Flexibilisierung des Ver-
tragsgeschehens; Einführung 
einer einheitlichen Gebühren-
ordnung für die ambulante me-
dizinische Versorgung; 

Weitere Öffnung der Kranken-
häuser für die ambulante Ver-
sorgung; 

Wohnortnahe ambulante Ver-
sorgung durch niedergelassene 
Haus- und Fachärzte, Sicherung 

� 

Umsteuern in ein freiheitliches 
System, das Solidarität und Ei-
genverantwortung in Einklang 
bringt, Schluss macht mit einer 
zentral gesteuerten Staatsmedi-
zin und der sozialen Bevormun-
dung der Patienten und den 
Bürgern den notwendigen Ges-
taltungsspielraum für ihre Versi-
cherungs- und Therapieent-
scheidungen gibt; 

Stärkung des Wettbewerbs im 
Gesundheitssektor; 

So viel Gestaltungsfreiheit und 
Eigenverantwortung für den Ein-
zelnen wie möglich, aber gleich-
zeitig genügend garantierte Si-
cherheit, um bei einer Erkran-
kung nicht in eine finanzielle 
Notlage zu geraten; 

Krankenversicherung: leis-
tungsgerechtes Prämiensystem 
statt Lohnbezogenheit der Bei-
träge und Umlageverfahren; 

Überführung des sozialen Aus-
gleichs zwischen einkommens-
starken und einkommens-
schwachen in das Steuer- und 
Transfersystem; 

Leistungsgerechte und transpa-
renten Vergütung für Ärzte, 
Krankenhäuser und alle ande-
ren medizinischen Fachkräfte 
und Einrichtungen; Freiberuf-
lichkeit als Garant für Gesund-
heitsversorgung; 

Einbeziehung aller Berufsgrup-
pen und Einkommensarten in 
die Finanzierung; Beitragsbe-
messungs- und Versicherungs-
pflichtgrenze aufheben und den 
Sonderbeitrag für Arbeitnehmer 
und Rentner wieder abschaffen; 

Finanzielle Anreize im Gesund-
heitswesen so ändern, dass 
Gesunderhaltung und Heilung 
lohnender sind als Umsatzstei-
gerung durch möglichst hohe 
„Fallzahlen“; 

Leistungskatalog der Gesetzli-
chen Krankenversicherung wie-
der am medizinischen Bedarf 
ausrichten; 

Unbeschränkter Zugang für alle; 
Abschaffung aller Zuzahlungen, 
einschließlich der Praxisgebühr; 
Anspruch auf Brillen und Zahn-
ersatz wieder einführen; 

Patienteninteressen in den Mit-
telpunkt stellen: Effektivität und 
Qualität nicht der Wirtschaftlich-
keit unterordnen, 

Medikamente durch die Einfüh-
rung einer Positivliste mit festen 
Preisen bezahlbar machen, die 
Mehrwertsteuer für Arzneimittel 
auf den ermäßigten Satz von 
sieben Prozent senken; die 
Rechte von Patienten und Pfle-
gebedürftigen ausbauen und 
stärken; die Forschung am me-
dizinischen Bedarf orientieren; 

Richtungswechsel weg vom 
Gesundheitswesen als bloßem 
Reparaturbetrieb, hin zu einem 
Gesundheitswesen mit mehr 
Prävention und Gesundheitsför-
derung; 

Ziel, die gesundheitliche Ver-
sorgung weiter zu verbessern 
und den Zugang zur medizi-
nisch notwendigen Versorgung 
hoher Qualität unabhängig von 
Einkommen, Geschlecht, Her-
kunft, sozialer Lage und Wohn-
ort sicherzustellen; 

Einbeziehung aller Menschen in 
die solidarische Finanzierung 
und damit Abschaffung der 
Zweiklassenmedizin; zügige 
Wiederabwicklung des Gesund-
heitsfonds; Einführung einer 
Bürgerversicherung, in die alle 
gemäß ihrer tatsächlichen Leis-
tungsfähigkeit einbezahlen und 
die allen unabhängig von ihrem 
Geldbeutel die notwendige und 
angemessene medizinische 
Versorgung garantiert; 

Einbeziehung auch anderer Ein-
kommensarten wie Kapitalein-
kommen und Einkommen aus 
gewerblicher Vermietung und 
Verpachtung in die Finanzie-
rung; Einräumen von Freigren-
zen und Anhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze; 
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Bestehende Krankenhausfinan-
zierung hat sich bewährt; Ziel ist 
Sicherungen der Finanzierbar-
keit der gesundheitlichen Ver-
sorgung und mittelfristige Wei-
terentwicklung der gesetzlichen 
Krankenversicherung auch im 
Hinblick auf mehr Generatio-
nengerechtigkeit; 

Zusätzliche Belastungen für die 
Versicherten in Grenzen halten 
und Entlastungsspielräume nut-
zen; Steuerfinanzierung versi-
cherungsfremder Leistungen ist 
dabei ein wichtiges Element. 

der freien Arztwahl und Stär-
kung der Zusammenarbeit der 
ambulant tätigen Haus- und 
Fachärzte mit Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen; 

Schwerpunktsetzung auf Geriat-
rie und Palliativversorgung für 
alle Gesundheitsberufe in Aus-
bildung, Forschung und Arbeit; 

Geschlechterspezifische For-
schung und Versorgung als 
Ausdruck des Gendergedan-
kens; 

Präventionsgesetz zur Stärkung 
der Primärprävention und zur 
Definierung von Gesundheits-
zielen als Handlungsrahmen; 

Bessere und transparentere Pa-
tientenrechte. 

Public-Private-Partnership-
Projekte zur Verbesserung des 
Gesundheitssystems und der 
Gesundheitsinfrastruktur nut-
zen; 

Hohe Datenschutzstandards, 
auch für die elektronische Ge-
sundheitskarte; 

Kostenerstattungsprinzip, unbü-
rokratisch ausgestaltete Selbst-
beteiligung; Ablehnung der Pra-
xisgebühr. 

Verbesserung der Versorgung 
mit Leid mindernder Palliativ-
medizin sowie Ausbildung von 
Ärzten und Pflegekräften in Pal-
liativmedizin und –pflege. 

Elektronische Gesundheitskarte 
nicht einführen, das Recht auf 
informationelle Selbstbestim-
mung schützen; den kranken 
Menschen statt den gläsernen 
Patienten in den Mittelpunkt so-
lidarischer Gesundheitspolitik 
stellen; 

Bedarfsgerechte, wohnortnahe 
Versorgung für alle sicherstel-
len; Privatisierung von Kranken-
häusern und medizinischen 
Versorgungszentren stoppen 
bzw. rückgängig machen;  

Staatliche Krankenhausplanung 
und -finanzierung erhalten; dem 
Mangel an Ärztinnen und Ärzten 
und Pflegefachkräften in ambu-
lanten und stationären Einrich-
tungen insbesondere in ländli-
chen Regionen durch planmä-
ßige Nachwuchsförderung, gute 
Bezahlung sowie eine enge 
Vernetzung ambulanter und sta-
tionärer Einrichtungen (Poliklini-
ken), durch Schaffung von Ge-
meindeschwesterstationen bzw. 
kommunalen Sozialstationen 
und durch gezielte Förderung 
unterversorgter Gebiete entge-
gensteuern; 

Präventionsgesetz einführen, 
kommunale Gesundheitsdienste 
ausbauen;  

 

Abschaffung von Praxisgebühr 
und Medikamentenzuzahlung; 

Einführung eines wirksamen 
Präventionsgesetzes, Schaffung 
der finanziellen Voraussetzun-
gen, dass die in den Kommunen 
bereits bestehenden Angebote 
der Gesundheitsförderung eine 
verlässliche Basis erhalten und 
sich bei einer guten Qualität 
weiter entwickeln können; 

Verbesserung der wohnortna-
hen Versorgung und Betreuung 
chronisch kranker Menschen; 
Förderung der Zusammenarbeit 
von Ärzten, Apothekern, ande-
ren Gesundheitsberufen und 
Krankenhäusern; 

Naturheilmittel und komplemen-
tärmedizinische Angebote müs-
sen einen gleichberechtigten 
Stellenwert in der gesundheitli-
chen Versorgung erhalten; 

Stärkung der hausarztzentrier-
ten Versorgung; Ausbau der in-
tegrierten Versorgung 

Stärkung der Position von Pati-
enten, Pflegebedürftigen und 
Pflegepersonen durch unab-
hängige Beratungsangebote, 
Evaluierung und Offenlegung 
guter und schlechter Qualität 
und ein Patientenrechtegesetz; 

Geschlechtergerechte Gesund-
heits- und Pharmaforschung. 
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Umfassende soziale Absiche-
rung ist unverzichtbar; sie ent-
bindet jedoch den einzelnen 
nicht davon, seine Eigenverant-
wortung und Eigeninitiative zur 
Absicherung des Pflegerisikos 
und zur Gestaltung der Pflege 
wahrzunehmen; 

Neue, differenzierte Definition 
der Pflegebedürftigkeit; mehr 
Leistungsgerechtigkeit in der 
Pflegeversicherung; 

Arbeit der Kranken-und Alten-
pflege muss attraktiver werden 
und zur Professionalisierung der 
Pflege beitragen; 

Stärkung der Pflege in der Fa-
milie, bessere Achtung der Leis-
tungen pflegender Angehöriger; 

Verbesserung der Pflege- und 
Betreuungsqualität älterer Men-
schen und der Vereinbarkeit von 
beruflichen Tätigkeiten und pri-
vater Pflege; 

Qualifizierung von Pflegestütz-
punkten als Anlaufstellen für 
Angehörige;  

Motivierung von Unternehmen, 
sich an Programmen zur Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf 
zu beteiligen; Nutzbarmachung 
bereits bestehender Netzwerke 
und Mehrgenerationenhäuser 
für die Unternehmen. 

Zielgenauere Ausrichtung der 
Hilfen der Pflegeversicherung 
auf die individuellen Bedürfnisse 
der Pflegebedürftigen durch 
Weiterentwicklung des Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs; 

Weg von der "Minuten-Pflege", 
hin zu einer Pflege, die den 
Menschen in seiner Gesamtheit 
wahrnimmt und den Hilfebedarf 
an dem Grad der Einschrän-
kung seiner Selbstständigkeit 
ausrichtet; 

Weiterentwicklung der Hilfen vor 
Ort, damit für pflegebedürftige 
Menschen und ihre Angehöri-
gen überall wohnortnahe Unter-
stützungsangebote zur Verfü-
gung stehen und die häusliche 
Pflege gestärkt werden kann; 

Einführung eines Anspruchs auf 
bezahlte Freistellung von der 
Arbeit von bis zu 10 Tagen für 
nahe Angehörige, damit sie bei 
akut auftretender Pflegebedürf-
tigkeit die nötige Zeit zur Orga-
nisation der Pflege zur Verfü-
gung haben. 

Gleitender Übergang in ein kapi-
talgedecktes und prämienfinan-
ziertes System;  

Befreiung der Pflegeversiche-
rung aus der demographischen 
Falle;  

Verhinderung des im bisherigen 
Umlagesystems für die nächs-
ten Jahrzehnte drohenden dau-
erhaften Anstiegs der Beitrags-
sätze;  

dauerhafte Gewährleistung ei-
ner guten Qualität der Pflege;  

Erreichen einer fairen Lasten-
verteilung zwischen den Gene-
rationen; 

Pflegebedürftige und Angehöri-
ge brauchen mehr Transparenz 
über die existierenden Leis-
tungsangebote, ihren Preis und 
vor allem ihre Qualität; 

Mehr Zeit für menschliche Zu-
wendung durch konsequente 
Entlastung der Leistungsanbie-
ter von bürokratischen Hemm-
nissen. 

Pflegenotstand beseitigen: die 
Beschäftigten im Gesundheits- 
und Pflegesystem besser quali-
fizieren und tariflich bezahlen,  

Pflegesätze den Bedürfnissen 
der Pflegebedürftigen anpas-
sen,  

Stationäre Versorgung von 
Heimbewohnerinnen und Heim-
bewohnern verbessern;  

Einheitliche Personalschlüssel 
entwickeln, die ganzheitliche 
Pflege ermöglichen,  

Angehörige und Pflegende be-
raten und finanziell und sozial-
rechtlich besserstellen. 

Verbesserung der Qualität in 
der Pflege durch mehr Transpa-
renz und durch die Einbezie-
hung der Betroffenen; 

Mehr Anerkennung und bessere 
Möglichkeiten zur Fort- und 
Weiterbildung für Pflegekräfte; 

Einführung und Weiterentwick-
lung des Persönlichen Budgets 
in der Pflege; 

Wohnortnahe und interessenu-
nabhängige Angebote zur Bera-
tung und Begleitung; 

Bessere Vereinbarkeit von Fa-
milie, Pflege und Beruf; Einfüh-
rung einer dreimonatigen Pfle-
gezeit mit einer Lohnersatzleis-
tung; Pflegezeit soll nicht nur 
engen Verwandten offen ste-
hen, sondern allen, die die Pfle-
ge von Angehörigen oder 
Freundinnen und Freunden or-
ganisieren oder sie beim Ster-
ben begleiten; 

Deutliche Erweiterung der Fi-
nanzierungsgrundlage für die 
Pflege,  

Weiterentwicklung der Pflege-
versicherung zu einer Bürger-
versicherung. 
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Vielfalt der ländlichen Räume 
erhalten und deren Stärken und 
Wirtschaftskraft fördern; Aufsto-
ckung der Gemeinschaftsaufga-
be zur Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschut-
zes und Fortentwicklung mit 
Blick auf den Schutz der Berg-
regionen; Unterstützung einer 
Profilschärfung der ländlichen 
Räume mit gezieltem Regio-
nalmanagement und Regional-
marketing; 

Integrierte Entwicklung der länd-
lichen Räume, kontinuierlicher 
Ausbau der Infrastruktur; 

Anschließen der bislang noch 
nicht versorgten ländlichen Ge-
biete mit Breitbandtechniken; 

Politische Rahmenbedingungen 
setzen, damit sich die Land- und 
Forstwirtschaft, konventionell 
und ökologisch wirtschaftende, 
Familienbetriebe und Gemein-
schaftsunternehmen, gut entwi-
ckeln können; 

Aufhebung der zeitlichen Befris-
tung der Steuersenkung beim 
Agrardiesel; Abbau überflüssi-
ger Bürokratie in der EU-
Agrarpolitik; wettbewerbsneutra-
le (1:1) Umsetzung von EU-
Richtlinien; 

Marktorientierung mit Augen-
maß, faire Rahmenbedingungen 
für die  � 

Neuausrichtung der Landwirt-
schaftspolitik: Interessen einzel-
ner Branchen der Land- und Er-
nährungswirtschaft sollten nicht 
mehr über die Ziele des 
Verbraucher- und Umweltschut-
zes dominieren; 

In der EU Abkehr von der Sub-
ventionspolitik landwirtschaftli-
cher Produktion mit der Gieß-
kanne, Hinwendung zu einer 
Umwidmung dieser Mittel für die 
Unterstützung der Entwicklung 
ländlicher Regionen und die 
Erbringung gesellschaftlich ge-
wünschter Leistungen wie Ge-
wässerschutz, Offenhaltung der 
Kulturlandschaften und Siche-
rung der Erholungsräume;  

klare Leitplanken zur nachhalti-
gen natur- und umweltschonen-
den Produktion; Erhalt der bio-
logischen Vielfalt; Schutz von 
Böden und Wasser; 

Landwirtschaft muss mehr zum 
Klimaschutz beitragen; 

Novellierung des Tierschutzge-
setzes; Reduzierung der Tier-
versuche; tiergerechte Ausges-
taltung der Bedingungen von 
Haltung und Transport landwirt-
schaftlicher Nutztiere; Einfüh-
rung von Tierschutzsiegeln auf 
der Grundlage des "Tierschutz-
TÜV”. 

Rahmenbedingungen für land-
wirtschaftliche Betriebe verbes-
sern; Betriebe müssen den we-
sentlichen Teil ihres Einkom-
mens an Markt erwirtschaften 
können; Planungssicherheit und 
Verlässlichkeit; 

Ausgleichszahlungen für die 
höheren EU-Standards im Um-
welt- und Tierschutz müssen bis 
2013 stabil sein; 

Marktwirtschaftliche und faire 
Wettbewerbsbedingungen: 1:1-
Umsetzung der EU-Regelungen 
in nationales Recht, Vereinheit-
lichung ungleicher Steuerlasten 
(Agrardiesel) auf EU-Ebene; 
Minderung der Bürokratielasten; 
Vereinfachung der Regelungen 
für die Beschäftigung von Sai-
sonarbeitern; 

Molkereien müssen die Mög-
lichkeit erhalten, ihre Produkte 
gemeinsam zu vermarkten; Öff-
nung weiterer Exportmärkte für 
die Landwirtschaft durch politi-
sche Vereinbarungen mit ande-
ren Ländern; Auslaufen der 
Milchquote zum 31.3.2015; 

Weiterentwicklung der Pflan-
zenzüchtungen und Züchtung 
transgener Sorten; Minderung 
des Einsatzes von Pflanzen-
schutzmitteln; Züchtung schäd-
lings-, salz- und trockenheits- 

� 

Nachhaltige Landwirtschaft 
ausweiten: Anteil des ökologi-
schen Landbaus erhöhen, Spe-
kulation mit Agrarrohstoffen und 
Boden verhindern;  

Einsatz von Mineraldüngern und 
Pflanzenschutzmitteln verrin-
gern;  

Tierschutz bei der Haltung und 
beim Transport deutlich verbes-
sern; Hormone und Antibiotika 
gehören nichts ins Futter;  

Keine Patente auf Lebewesen 
und deren Gene;  

Preisdumping der Handelsket-
ten zu Lasten der Bäuerinnen 
und Bauern unterbinden;  

Agro-Gentechnik verbieten; 
Kennzeichnungspflicht von gen-
technischen Bestandteilen in 
Nahrung und Futtermitteln bis 
zur Nachweisgrenze von 0,1 
Prozent verschärfen; gentech-
nikfreie Regionen und auf sie 
hinführende Initiativen unter-
stützen;  

EU-Subventionen für soziale 
und ökologische Leistungen der 
Agrarbetriebe einsetzen und ih-
re Verteilung transparent ma-
chen;  

Naturnahe Waldbewirtschaftung 
fördern, gleichwertige Lebens-
bedingungen auch in Dörfern 
und kleinen Städten sichern; 

Gegen chemische und gentech-
nische Industrialisierung der 
Landwirtschaft und gegen Neo-
liberalisierung der Agrarmärkte 
zu Gunsten multinationaler 
Großkonzerne; 

Zukünftig Agrarsubventionen 
nur, wenn Umwelt- und Klima-
leistungen erbracht und Arbeits-
plätze geschaffen werden; 

Ablehnung der Gentechnik; Ver-
bot von Gentechnik-Pflanzen, 
die Menschen, Umwelt und gen-
technikfreie Produktion gefähr-
den;  

Einsatz für weltweite Ächtung 
der "Terminatortechnologie", die 
die Keimfähigkeit von Samen 
abtötet;  

Gentechnische Veränderungen 
sollen klarer und deutlicher ge-
kennzeichnet werden; 

Unabhängige Bewertung der 
Agro-Gentechnik, dazu müssen 
auch die sozio-ökonomischen 
Risiken besser erforscht und 
einbezogen werden; 

Korrektur der EU- Biopatent-
richtlinie und Novellierung des 
deutschen Patentgesetzes; 

Bessere und verlässlichere 
Rahmenbedingungen bei der 
Förderung des ökologischen 
Anbaus und deutliche � 
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landwirtschaftlichen Betriebe; 
Festhalten an Vorsteuerpau-
schale, am Ausgleich für den 
Strukturwandel zur Stabilisie-
rung in der sozialen Sicherung 
und am Bundeszuschuss zur 
landwirtschaftlichen Unfallversi-
cherung; Instrument der Direkt-
zahlungen ist unverzichtbar; 

Gezielte Unterstützung der 
Milchviehbetriebe, auch durch 
die Mittel des Milchfonds; 

Verbesserung der Strukturen 
und der Marktstellung der Mol-
kereien; 

Zukunftsfähige Gestaltung der 
Milchmengensteuerung bis 
2015; 

Schaffung der steuerrechtlichen 
Voraussetzungen, die künftig 
auf den Märkten zunehmende 
Preisschwankungen durch Risi-
ko Rücklagen abfedern können; 

Stärkung der Forschung und Si-
cherung des hohen Niveaus der 
Ausbildung; 

Erhalt der produktionsabhängi-
gen Direktzahlungen in ange-
messener Höhe; 

Ernstnehmen der Sorgen der 
Bürger bei grüner Gentechnik; 
keine unnötigen Risiken einge-
hen; 

Gegen Patente auf Tiere und 
Pflanzen.  

 resistenter Sorten; Anpassung 
des gesetzlichen Rahmens an 
diese Anforderungen; 

Nutzung des technischen Fort-
schritts zur Steigerung der Pro-
duktivität, moderne Landtechnik, 
wassersparende Bewässe-
rungssysteme und Betriebsmit-
tel wie Dünge- und Pflanzen-
schutzmittel; weltweite Stärkung 
der Agrarforschung; 

Effiziente und nachhaltige 
"HighTech- Landwirtschaft"; 

Förderung der Jagd- und Wald-
wirtschaft; bessere Rahmenbe-
dingungen insbesondere für die 
privaten Waldbesitzer; Verbes-
serung der Rahmenbedingun-
gen für Forstbetriebsgemein-
schaften; keine Unterordnung 
des Jagdrechts unter das Na-
turschutzrecht; 

Tierschutz: Verringerung der 
Anzahl von Tierversuchen durch 
verstärkten Einsatz von Alterna-
tivmethoden; artgerechte Tier-
haltung und Tierernährung; er-
folgreicher Tierschutz kann nur 
auf europäischer und internatio-
naler Ebene und nicht durch na-
tionale Sonderwege verwirklicht 
werden. 

 Anhebung der Umstellungs- und 
Beibehaltungsprämien; 

Konsequente Umsetzung des 
Staatsziels Tierschutz; Tier-
schutzkennzeichnung für alle 
Lebensmittel im Rahmen eines 
Nachhaltigkeitssiegels;  

Klagerecht für Tierschutzorgani-
sationen; Einrichtung eines 
Bundesbeauftragten für Tier-
schutz; 
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Orientierung  an einem in sozia-
ler, kultureller und ökologischer 
Hinsicht verträglichen sowie 
wirtschaftlich erfolgreichen Tou-
rismus; 

Förderung einer noch stärkeren 
Vernetzung von Kultur und Tou-
rismus; 

Unterstützung der Anpassung 
des Tourismus an die demogra-
fischen und gesellschaftlichen 
Herausforderungen in unserem 
Land, beispielsweise durch die 
Förderung des barrierefreien 
Tourismus; 

Erhöhung der Erreichbarkeit 
von touristischen Zielen durch 
einen gezielten und umweltver-
träglichen Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur; 

Vorantreiben des Bürokratieab-
baus für die mittelständische 
Tourismuswirtschaft; 

Erhöhung der Mittel für die Aus-
landsvermarktung der Touris-
musbranche. 

 

 

 

Perspektiven für den ländlichen 
Raum in den Bereichen Indust-
rie und Agrarwirtschaft sowie im 
Tourismus weiterentwickeln; 

Neben der umweltverträglichen 
Produktion gesunder, hochwer-
tiger Lebensmittel sind Touris-
mus, Naturschutz und Land-
schaftspflege, Gesundheitsvor-
sorge, erneuerbare Energien 
sowie die Entwicklung von Re-
gionalmarken entscheidende 
Bereiche einer dynamischen 
ländlichen Entwicklung. 

 

Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen im Tourismussektor; 

Entlastung der kleinen Famili-
enbetriebe und mittelständi-
schen touristischen Unterneh-
men von der überbordenden 
Bürokratie; 

Einführung reduzierter Mehr-
wertsteuersätze für Hotellerie 
und Gastronomie;  

Entlastung der Hotellerie bei 
den Rundfunkgebühren und der 
Kabelweiterleitung; 

Verbesserung des touristischen 
Angebots für Menschen mit 
Behinderungen; 

Barrierefreiheit 

- keine Erwähnung -  Förderung der öffentlichen 
Hand im Bereich Tourismus 
muss verpflichtend dem Nach-
haltigkeitsgedanken unterlie-
gen;  

Öffentliche Gelder für umwelt-
zerstörende Investitionen – 
zum Beispiel für Schneekano-
nen – dürfen heute nicht mehr 
fließen;  

Betonung vor allem der »Regi-
onalität« oder »Unverwechsel-
barkeit« einer Landschaft als 
touristische Chance;  

Einzigartigkeit der Landschaft, 
Entwicklung der Infrastruktur, 
Erreichbarkeit und Barrierefrei-
heit gerade in einer alternden 
Gesellschaft wichtige Kriterien 
für eine Stärkung des Touris-
mus; 

Nachhaltigere und transparen-
tere Gestaltung der Tourismus-
politik; dazu gehören Verbrau-
cherinformationen über die so-
zialen und ökologischen Aus-
wirkungen einer Reise. 
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Datenschutz mit Augenmaß; 

"Schwarzhandel" mit Adressen, 
Diebstahl von Daten bis hinzu il-
legalen Kontoabbuchungen als 
negative Begleiterscheinungen 
der illegalen Nutzung von Kun-
dendaten; 

Bürger muss darauf vertrauen 
können, dass seine Daten vor 
Missbrauch geschützt sind; 

Datenschutzinteressen sind mit 
dem Interesse an einer wirksa-
men Kriminalitätsbekämpfung in 
Einklang zu bringen; 

Datenschutz darf nicht zum Tä-
terschutz werden; 

Garantie eines umfassenden 
Datenschutzes; keine Speiche-
rung unnötiger Datenmengen; 
Kampf gegen den "gläsernen 
Bürger"; 

Gebot der Verhältnismäßigkeit 
muss stets gewahrt bleiben; 

Gewährleistung des Daten-
schutzes bei der Einführung von 
Funkerkennungsetiketten; 

Sensibilisierung der Bürger, ins-
besondere der Jugendlichen für 
einen verantwortlichen Umgang 
mit persönlichen Daten;  

Ahndung des kriminellen Da-
tenhandels. 

Klare gesetzliche Regelungen 
und strikte Begrenzung der Vor-
aussetzungen für staatliche Da-
tenerhebungen und die Nutzung 
der Daten; 

Ablehnung eines Präventions-
staates, der auf der Suche nach 
Gefahrenquellen auch die Daten 
Unbeteiligter vorbeugend sam-
melt und überwacht; 

Verbesserung des Verbrau-
cherdatenschutzes; 

Gesetzliche Regelung des Ar-
beitnehmerdatenschutzes in ei-
nem Gesetz, das die Rechte der 
Beschäftigten sichert, bislang 
verstreute Vorschriften bündelt 
und da ergänzt, wo durch neue 
Technologien Bedarf besteht; 

Weiterentwicklung des Schutzes 
der eigenen Daten und des 
Grundrechts auf informationelle 
Selbstbestimmung in der digita-
len Welt; 

Modernes, leicht verständliches, 
übersichtliches und effektives 
Datenschutzrecht; Verankerung 
allgemeiner Datenschutzgrund-
sätze in einem Bundesdaten-
schutzgesetzbuch; konsequente 
Umsetzung des Grundsatzes 
der Datensparsamkeit im öffent-
lichen, wie im nichtöffentlichen 
Bereich. 

Ausdrückliche Verankerung des 
Grundrechts auf informationelle 
Selbstbestimmung und des 
Grundrechts auf Gewährleistung 
der Vertraulichkeit und Integrität 
informationstechnischer Syste-
me im Grundgesetz; 

Nutzung der Potenziale des 
Marktes und der Technik für den 
Datenschutz; Errichtung einer 
"Stiftung Datenschutz" zur Be-
wertung von Produkten und 
Dienstleistungen unter Daten-
schutzgesichtspunkten; 

Konkretisierung des Bundesda-
tenschutzgesetzes; 

Beendigung der Zersplitterung 
der datenschutzrechtlichen Auf-
sichtslandschaft; Stärkung der 
Unabhängigkeit der Kontrollstel-
len; Status einer obersten Bun-
desbehörde für den Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz;  

Modernisierung von Daten-
schutz und Datenschutzrecht: 
Großprojekte, von Gesundheits-
karte über biometrische Aus-
weise bis zu elektronischen I-
dentitätskarten und einheitlicher 
Steuernummer überprüfen und 
nach strengen datenschutz-
rechtlichen Kriterien korrigieren;  

Schaffung eines wirksamen Ar-
beitnehmerdatenschutzgeset-
zes; 

Einführung eines umfassenden 
Akteneinsichtsrechts und der 
Verbandsklage; 

Verteidigung des Rechts auf in-
formationelle Selbstbestimmung 
der informierten Bürgerinnen 
und Bürger: Beendigung der 
Vorratsdatenspeicherung; Ver-
zicht auf Onlinedurchsuchungen 
und Zensurmaßnahmen im In-
ternet; Abbau von verdeckten 
Ermittlungsmethoden wie Video-
, Späh- und Lauschangriffen 
und Rasterfahndung. 

Verbraucherfreundliche Grund-
sanierung des Datenschutz-
rechts; 

Deutlicher Ausbau der personel-
len Kapazitäten des Daten-
schutzbeauftragten; 

Stärkere Beschränkung des Da-
tenhandels, mehr Kontrolle, um-
fassende Reform des Daten-
schutzrechts; 

Umfassendes Arbeitnehmerda-
tenschutzgesetz, Stärkung der 
betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten; 

Mehr Transparenz schaffen und 
das Informationsfreiheitsgesetz 
des Bundes umfassend erwei-
tern; 

Grundlegende Verbesserung 
der behördlichen Datenschutz-
bestrebungen; 

Bürgerinnen und Bürger sollen 
in die Lage versetzt werden, bei 
Datenmissbrauch als Daten-
schützer in eigener Sache ihre 
Rechte geltend zu machen; 
Möglichkeit, sich gemeinsam, 
unterstützt durch Verbände bei 
datenschutzrechtlichen Verstö-
ßen vor Gericht zu wehren; 

Schadensersatzanspruch für 
Datenmissbrauch; 
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  Institutionelle Stärkung der Stel-
lung der betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten; 

Verbesserung des Arbeitneh-
merdatenschutzes; 

Besserer Schutz für die Melde-
daten der Bürger; Melderegis-
terauskünfte zu Werbezwecken 
nur nach vorheriger Zustim-
mung der Betroffenen; 

Wiederherstellung des Bankge-
heimnisses durch Abschaffung 
der Vorratsdatenspeicherung 
und Verzicht auf heimliche Onli-
nedurchsuchungen privater 
Computer; 

Evaluierung der seit 1998 be-
schlossenen Überwachungsge-
setze unter den Gesichtspunk-
ten der Wirksamkeit, der Ver-
fassungsmäßigkeit und der da-
durch gebundenen Mittel; 

Ablehnung der Erhebung und 
Speicherung von Fluggastdaten. 

 Gesundheitskarte darf nur dann 
eingeführt werden, wenn eine 
umfangreiche Risikoanalyse 
durchgeführt wurde; Freiwillig-
keit der Teilnahme und Hoheit 
über persönliche Daten müssen 
gewährleistet sein; 

Stärkung des Datenschutzes 
auf europäischer Ebene und 
des EU- Datenschutzbeauftrag-
ten; 

Eintreten für starken Daten-
schutz im digitalen Zeitalter und 
für die Stärkung der Medien-
kompetenz; 

Verkürzungen der Speicherfris-
ten von Daten auf ein Minimum; 
Festschreibung des Rechts auf 
umfangreiche Datenauskunft 
gerade auch im Internet;  

Förderung der Selbstbestim-
mung der Bürgerinnen und Bür-
ger im Netz durch gezielte kos-
tenlose Bildungsangebote für 
Erwachsene und mit einer In-
formationsoffensive in den Me-
dien; besondere Verantwortung 
des Staates bei der Vermittlung 
von Medienkompetenz. 
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Einsatz der Bundeswehr im In-
neren im Katastrophenschutz 
sowie bei der Bewältigung terro-
ristischer Gefahren im Rahmen 
festgelegter Grenzen; Schaffung 
klarer Rechtsgrundlagen; Bei-
behaltung der strikten Trennung 
von Polizei und Militär; 

Präventive Stadtgestaltung, 
bessere Beleuchtung, verstärk-
ten Einsatz von Videokameras 
an Brennpunkten und präventi-
ves sozialen Management zur 
Vorbeugung gegen Verwahrlo-
sung, Graffiti-Schmierereien, 
Vandalismus, Diebstähle, Woh-
nungseinbrüche und Gewalt; 

Polizei muss personell, organi-
satorisch und technisch, insbe-
sondere im Bereich der Informa-
tionstechnologie, handlungsfä-
hig sein; noch mehr Interessen-
ten mit Migrationshintergrund für 
Polizeiberuf und Justiz gewin-
nen; 

Keine Bagatellisierung von Kri-
minalität; 

Wirksamerer Schutz der Bürger 
vor rückfälligen Straftätern; 
Schließung bestehender Lücken 
bei der Sicherungsverwahrung; 
Opferschutz vor Täterschutz; 
Identifizierung von Kriminellen 
durch "genetischen Fingerab-
druck" deutlich verbessern; � 

 

Erhöhung des Sicherheitsge-
fühls der Menschen mit einer 
präsenten Polizei und klugen 
städtebaulichen Maßnahmen; 
Ablehnung von Bürgerwehren; 
konsequente Bekämpfung von 
Vandalismus; Überwachung öf-
fentlicher Kriminalitätsbrenn-
punkte per Video ist ein polizei-
taktisches Argument, aber sie 
ersetzt die Polizeiarbeit nicht; 

Ablehnung einer Privatisierung 
von staatlichen Sicherheitsauf-
gaben; Aufgabe des Staates, für 
die Sicherheit seiner Bürgerin-
nen und Bürger zu sorgen; 

Gute Bildungs- und Integrati-
onspolitik ist gleichzeitig Sicher-
heitspolitik; 

Ächtung jeder Form von Gewalt 
und Setzen auf präventive Maß-
nahmen gegen Jugendgewalt; 
hierzu verstärkter Einsatz von 
Streetworkern und Schulsozial-
arbeitern in. Fortentwicklung 
des nationalen Aktionsplans zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen; 

Zugang zu Waffen erschweren; 
Verschärfung der Kontrollen von 
Sportschützen und Jägern, die 
Waffen privat aufbewahren; 

Jugendkriminalität schnell be-
strafen; rasche Eröffnung von 
Jugendstrafverfahren, � 

Kein Umbau des Bundeskrimi-
nalamtes zu einem deutschen 
FBI; föderale Sicherheitsarchi-
tektur: Gefahrenabwehr muss 
originäre Aufgabe der Länder 
bleiben. 

Terrorismusbekämpfung: Ge-
fahrenabwehr muss im Einklang 
mit den Grundrechten der Bür-
ger stehen; kein Sonderrecht für 
Terrorismusbekämpfung; Ab-
lehnung der Einführung eines 
"Feindstrafrechts" mit Anwen-
dung von Kategorien des 
Kriegsrechts im Innern; 

Herausforderungen des interna-
tionalen Terrorismus durch Ko-
ordination zwischen den Län-
derpolizeien, entsprechende 
Ausbildung, Beschäftigung von 
Spezialisten und technische 
Weiterentwicklung bewältigen; 

Schaffung einer zivilen nationa-
len Küstenwache; Überprüfung, 
inwieweit die Aufgaben des Zoll-
fahndungsdienstes und des 
Zollkriminalamtes durch andere 
Sicherheitsbehörden übernom-
men werden können; 

Effektive parlamentarische Kon-
trolle aller Nachrichtendienste; 

Funktionierender, effektiver Zi-
vil- und Katastrophenschutz; 
Ablehnung des Einsatzes der 
Bundeswehr im Innern über � 

 

Keine Einschränkung von 
Grund- und Freiheitsrechten, 
Herstellung umfassender Trans-
parenz und Kontrolle staatlichen 
Handelns; kostenfreien Zugang 
zu Informationen der öffentli-
chen Verwaltung sowie Trans-
parenz bei allen Entscheidun-
gen sichern; 

Polizei und Geheimdienste 
scharf trennen: Einschränkung 
wachsender Geheimbereiche 
der Polizei und unkontrollierba-
rer Kooperationsgremien; Aus-
bau des Bundeskriminalamtes 
zu einer zentralisierten Polizei 
stoppen; perspektivisch alle 
Geheimdienste abschaffen, bis 
dahin die demokratische Kon-
trolle stärken; 

Einführung einer individuellen 
Kennzeichnungspflicht für uni-
formierte Beamte der Bundes-
polizei; 

Verbot des Einsatzes der Bun-
deswehr als "Hilfspolizei" im In-
nern; 

Rechtsextreme Gewalt ächten, 
staatlich verfolgen und konse-
quent ahnden; bürgerschaftli-
ches Engagement gegen 
rechtsextreme Gewalt anerken-
nen und fördern; Koordinierung 
der Aktivitäten gegen Rechtsex-
tremismus, Rassismus und �; 

Bedrohung durch Terrornetz-
werke kann nicht durch zentrali-
sierte und ungezielte Massen-
überwachung wirksam bekämpft 
werden; 

Ablehnung von Einsätzen der 
Bundeswehr im Inneren; 

Anti-Terrorkampf legitimiert kei-
nen Menschenrechtsrabatt; kei-
ne Aufweichung des absoluten 
Folterverbots, keine Ausfüllung 
rechtsstaatlicher Standards im 
Strafrecht oder Strafverfahren; 

Ablehnung einer staatlichen Be-
spitzelung via Videospionage in 
der Wohnung; Ablehnung einer 
Speicherung der Telekommuni-
kationsdaten aller Bürgerinnen 
und Bürger auf Vorrat;Nein zu 
Online-Durchsuchungen; Ab-
lehnung einer immer umfangrei-
cheren Kameraüberwachung in 
öffentlichen Bereichen des Le-
bens; überwachungsfreie Kom-
munikation mit Anwalt oder Arzt 
muss gewährleistet bleiben, e-
benso das Recht von Journalis-
ten, ihre Quelle straffrei zu 
schützen; 

Ablehnung einer übermächtigen 
Bundessicherheitsbehörde; 
BKA-Gesetz muss völlig neu 
geschrieben werden; 

� 
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Stärkung von Angeboten, die 
bereits im Vorfeld Gewalt- und 
Kriminalitätskarrieren oder das 
Abgleiten in Extremismus ver-
hindern; Politik des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts; 

Zusammenwirken von Präventi-
on, Strafverfolgung, Strafvoll-
streckung und Opferschutz 
frühzeitig und konzeptionell zur 
Bekämpfung von Kinder-und 
Jugendkriminalität; Sanktionen 
müssen rasch spürbar sein; 

"Warnarrest" neben einer zur 
Bewährung ausgesetzten Ju-
gendstrafe; 

Stärkere Verpflichtung Jugendli-
cher zur Wiedergutmachung; für 
Täter ab 18 bis 21 Jahren An-
wendung des Erwachsenen-
strafrechts als Regelfall und des 
Jugendstrafrechts als Ausnah-
me; Fahrverbot oder Verhinde-
rung des Erwerbs eines Führer-
scheins als eigenständige Sank-
tion im Jugendstrafrecht, Eröff-
nung des Anwendungsbereichs 
auf alle Arten von Straftaten; 

Bereinigung von Wertungswi-
dersprüchen im Sexualstraf-
recht, Bestrafung von Kindes-
missbrauch grundsätzlich wie-
der als Verbrechen; 

Umgehende Vollstreckung der 
verhängten Strafen; Ablehnung 
eines bloßen Wegsperrens auf 
Basis des Erwachsenenstraf-
rechts; 

Konsequente Umsetzung des 
Gewaltschutzgesetzes gegen 
"häusliche Gewalt"; 

Bekämpfung von sexueller Ge-
walt gegen Kinder und Kinder-
pornographie; 

Effektive Terrorismusbekämp-
fung: Voraussetzungen für eine 
effektive Terrorismusbekämp-
fung in allen staatlichen Berei-
chen wurden kontinuierlich ver-
bessert; 

Regelmäßige Überprüfungen 
der Gesetze, die mit Grund-
rechtseingriffen im Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus 
verbunden sind, auf Verhältnis-
mäßigkeit und Erforderlichkeit; 

Klare Trennung von Polizei und 
Geheimdiensten im Sinne des 
Trennungsgebotes; 

Ablehnung des Einsatzes der 
Bundeswehr zur Gefahrenab-
wehr im Innern.  

 

bestehende Aufgaben hinaus. 

Bekämpfung von Extremismus: 
Verstärkung von Programmen 
zur Bekämpfung von Gewaltbe-
reitschaft, Fremdenfeindlichkeit 
und Extremismus; konsequente 
Bekämpfung von Antisemitis-
mus; 

Keine unangemessene Über-
wachung der Bürger: Ablehnung 
der antragslosen Gefahrenab-
wehr (Vorratsdatenspeicherung, 
automatische Kfz-
Kennzeichenerfassung); Ableh-
nung jeglicher Überlegungen 
hinsichtlich eines "Spähan-
griffs"; konsequente Abschaf-
fung des "großen Lauschan-
griffs“; Auffüllen der Lücken im 
geltenden Recht zum Schutz 
der Pressefreiheit und der jour-
nalistischen Recherche; 

Einheitlicher Schutz für alle Be-
rufsgeheimnisträger vor staatli-
chen Überwachungsmaßnah-
men; umfassendes Bewei-
serhebungs- und –verwertungs-
verbot bei staatlichen Ermitt-
lungsmaßnahmen für Anwälte, 
Geistliche, Abgeordnete, Jour-
nalisten, Ärzte, Steuerberater 
und Wirtschaftsprüfer; 

 

Antisemitismus durch eine "Be-
auftragte des Deutschen Bun-
destages für Demokratie und 
Toleranz“; 

Einrichtung einer unabhängigen 
Beobachtungsstelle Rechtsex-
tremismus, Rassismus und An-
tisemitismus; Verbot der NPD 
und offensive Führung der ge-
sellschaftlichen Auseinander-
setzung mit dem Rechtsextre-
mismus; Beendigung des Ein-
satzes von V-Leuten der Ver-
fassungsschutzämter innerhalb 
der NPD; 

Verkehrsüberwachung und 
Verbrechensbekämpfung dürfen 
nicht miteinander verquickt wer-
den; 

Schaffung eines gesellschaftli-
chen Klimas, das Rechtsextre-
mismus den Boden entzieht; 
Ächtung und Unterbindung von 
rechtsextremistischer Propa-
ganda und allen Formen von 
Rassismus und Antisemitismus; 

Solide und dauerhafte finanziel-
le Unterstützung für zivilgesell-
schaftliche Initiativen gegen 
Rechtsextremismus; Einrichtung 
von mobilen Opferberatungs-
teams in der Fläche; 

Prüfung eines neuen NPD- Ver-
botsverfahrens; 

Keine Einschränkung der Ver-
sammlungsfreiheit; Kurswechsel 
der Strategie der Polizei und der 
Innenministerien; 

Höhere Anforderungen für den 
polizeilichen Einsatz von Film-
kameras gegen Demonstrieren-
de; 

Alle Polizistinnen und Polizisten 
müssen klar erkenntlich ihre 
Dienstnummern auf dem Rü-
cken tragen; 

Einsetzung einer unabhängigen 
Institution, die Polizeieinsätze 
nachbereitet. 
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Konsequente Vereinfachung 
des Ausweisungsrechts; Aus-
weisung bereits bei einer Ge-
fängnisstrafe von mindestens 
einem Jahr ohne Bewährung, 
auch bei ausländischen Jugend-
lichen Intensivtätern; Aufent-
haltstitel soll bei rechtskräftiger 
Verurteilung wegen vorsätzli-
cher Straftaten zu mehr als drei 
Jahren Freiheitsstrafe kraft Ge-
setzes erlöschen;  

Schaffung eines neuen Auswei-
sungstatbestandes für massiv 
integrationsfeindliches Verhal-
ten; 

Einrichtung einer nationalen Vi-
sa- Einlader- und Warndatei zur 
effektiven Bekämpfung von Vi-
sumsmissbrauch; 

Weiterentwicklung von EURO-
POL als Kompetenzzentrum für 
Informationen und koordinieren-
de Unterstützung;  

Konsequente Verfolgung und 
Ahndung extremistischer Straf-
taten; Festhalten an der Beo-
bachtung der extremistischen 
Strukturen in der Partei "Die Lin-
ke" durch den Verfassungs-
schutz; konsequentere Überwa-
chung und Sanktionierung anti-
semitischer und antiwestlicher 
Propaganda in islamistischen 
Zeitungen, Büchern und Web-
Seiten. 

 Bekämpfung der Jugendkrimi-
nalität: Ausbau der pädagogi-
schen Reaktionsmöglichkeiten 
auf Fehlverhalten Jugendlicher 
durch Warnschussarrests; bes-
sere Vernetzung aller Beteilig-
ten auf Seiten Polizei, Justiz, 
Jugendhilfe, Schulen und Eltern; 

Schutz und Rechte des Opfers: 
möglichst schonender Umgang 
mit Gewaltopfern im Strafverfah-
ren; Schließung von Lücken im 
Opferentschädigungsgesetz; 

Erhöhung der Haftentschädi-
gung für Menschen, die zu Un-
recht einen Freiheitsentzug erlit-
ten haben; 

Ablehnung einer uferlosen Aus-
weitung der DNA Datei; Spei-
cherung von DNA-Mustern nur 
bei Straftaten erheblicher Be-
deutung; Richteranordnung; 

Harmonisierung der gesetzli-
chen Anordnungsvoraussetzun-
gen der Sicherungsverwahrung, 
rechtsstaatlich einwandfreie 
Grundlage; Ablehnung der 
Ausweitung der nachträglichen 
Sicherungsverwahrung auf Tä-
ter, die nach Jugendstrafrecht 
verurteilt wurden; keine finan-
ziellen und personellen Einspa-
rungen im Jugendstrafvollzug. 

 Bei Jugendlichen und Heran-
wachsenden Vorrang der Erzie-
hung vor der Bestrafung; Aus-
bau der Möglichkeiten des Ju-
gendstrafrechts; gegen alle Ver-
suche, straffällig gewordene Ju-
gendliche und junge Menschen 
wie Erwachsene zu behandeln. 

Einrichtung einer zentralen An-
laufstelle für Opfer von Justizirr-
tümern und klare Regeln, wie 
diesen Menschen geholfen wer-
den kann und unter welchen 
Voraussetzungen auch finan-
zielle Wiedergutmachung zu 
leisten ist; deutliche Anhebung 
der Haftentschädigung für zu 
Unrecht Inhaftierte; 

Grundsätzlich keine Schusswaf-
fen in Privatwohnungen; Sport-
waffen nur in Sportvereinen; 
keine Zulassung großkalibriger 
Waffen für den Schießsport. 
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Fortentwicklung und weitere 
Stärkung des deutschen 
Rechtssystems und der Justiz 
im Interesse der Bürgerinnen 
und Bürger, aber auch der Un-
ternehmen, die im globalen 
Wettbewerb stehen; 

Offensives Vertreten von Wert-
vorstellungen und Lösungen 
des deutschen Rechts europa-
weit und weltweit; 

Behutsame Weiterentwicklung 
des bewährten deutschen Zivil-
rechtssystems in den europäi-
schen Binnenmarkt hinein; Ab-
lehnung einer Übernahme struk-
turverändernder Rechtsfiguren 
aus dem anglo- amerikanischen 
Recht; 

Rechtsfrieden mit den Men-
schen herstellen, denen Ent-
schädigungsansprüche zuge-
sprochen sind; unverzügliche 
Erfüllung dieser Ansprüche auf 
der Basis der Anfang der Neun-
ziger Jahre getroffenen Rege-
lungen; durch Zeitablauf einge-
tretenen Änderungen dürfen 
nicht zulasten der Betroffenen 
gehen; Fristen müssen ange-
passt werden; 

Übersichtlicheres und verständ-
licheres Recht; konsequente 
Umsetzung der Grundsätze der 
"besseren Gesetzgebung" in 
Deutschland und der EU. 

Leistungsfähige Justiz: genug 
Personal, eine verantwortungs-
gerechte Besoldung und eine 
moderne Ausstattung zur Siche-
rung der Leistungsfähigkeit der 
Justiz; 

Zugang zur Justiz darf nicht 
vom Geldbeutel abhängen; Ein-
satz für den Erhalt der Prozess-
kosten- und Beratungshilfe; 

Keine Privatisierung der Justiz: 
Ablehnung einer Privatisierung 
beispielsweise des Strafvoll-
zugs, der Grundbuchämter, des 
Gerichtsvollzieherwesens und 
der Handelsregister. 

Bekämpfung von Wirtschafts-
kriminalität und organisierter 
Kriminalität: spezialisierte 
Staatsanwaltschaften und eine 
bessere personelle und sachli-
che Ausstattung der Justiz, um 
"Waffengleichheit" zu schaffen 
mit den Beschuldigten und ihren 
Verteidigern;  

Konsequente Durchsetzung und 
Verschärfung der zivilrechtli-
chen Haftung von Managern 
gegenüber ihren Unternehmen; 

Konsequente Verfolgung von 
organisierter Kriminalität, wie 
Schutzgelderpressung, Drogen- 
und Menschenhandel sowie 
Produkt- und Markenpiraterie. 

Neuausrichtung der Rechtspoli-
tik: Kluft zwischen geltendem 
Recht und gelebter Wirklichkeit 
schließen; 

Stärkung des verfassungsrecht-
lich garantierten Selbstbestim-
mungsrechts der Patienten; ge-
setzliche Regelung über die 
Bindungswirkung von Patien-
tenverfügungen; 

Modernisierung der Justiz: per-
sonelle, technische und mate-
rielle Ausstattung so, dass die 
Gerichte bürgernah und leis-
tungsfähig arbeiten können; 

Freiwillige Gerichtsbarkeit als 
wichtiger Garant eines funktio-
nierenden Wirtschaftsstandorts; 

Konsequentes Vorantreiben der 
Auslagerung von nicht zwingend 
vom Staat zu übernehmenden 
Aufgaben; 

Reform des Gerichtsvollzieher-
wesens (Beleihungssystem); 

Keine Entkriminalisierung so 
genannter Bagatelldelikte; 

Eindeutige gerichtliche Zuwei-
sung für die Verfolgung von 
Straftaten von und gegen Solda-
ten der Bundeswehr bei Aus-
landseinsätzen 

Sozialstaatsgebot im Grundge-
setz konkretisieren; soziale 
Grundrechte wie das Recht auf 
Arbeit, Wohnung, Erholung, Bil-
dung, Gesundheit und soziale 
Sicherheit verfassungsrechtlich 
verankern; 

Kinderrechte auf Förderung, 
Schutz und Beteiligung im 
Grundgesetz verankern; 

Sicherung eines sozial gerech-
ten Zugangs zu gerichtlichem 
und außergerichtlichem Rechts-
schutz für alle; Gewährleistung 
einer effektiven Rechtsverfol-
gung durch ein sozial gerechtes 
Verfahrensrecht; kein Aus-
schluss Einkommensschwacher 
vom Rechtsweg durch Prozess- 
und Gerichtskosten; Ausbau der 
Prozesskosten- und Beratungs-
hilfe; Wiederherstellung des 
Rechtsschutzes von Menschen 
mit Behinderungen durch Aus-
bau und Stärkung des Betreu-
ungsrechts; 

Verhinderung des Abbaus von 
Rechtsmitteln im Verwaltungs- 
und Gerichtsverfahren; 

Prinzip der Resozialisierung im 
Strafrecht durchsetzen; 

Politisches Sonderstrafrecht (§§ 
129a, 129b StGB) abschaffen. 

Bürgernahe Justiz: Bürgerinnen 
und Bürger müssen die Ge-
wissheit haben, in angemesse-
ner Zeit und unabhängig vom 
Geldbeutel Recht erhalten zu 
können; 

Ablehnung einer Justizpolitik 
nach Kassenlage; gegen das 
Ansinnen, Prozesskostenhilfe 
und Beratungshilfe zusammen-
zustreichen; 

Sozialgerichte müssen grund-
sätzlich kostenfrei bleiben; 

Möglichkeit zur außergerichtli-
chen Einigung durch Mediation 
stärken; 

Ablehnung einer Zusammenle-
gung von Sozial- und Verwal-
tungsgerichten ohne Nachweis 
des Nutzens; 

Reform der Wahl der Richterin-
nen und Richter zum Bundes-
verfassungsgericht; mehr Trans-
parenz und aktive Förderung 
von Frauen bei der Wahl der 
Richterinnen und Richter an 
Bundesgerichten; 

Reform des Bestrafungssys-
tems: Festhalten am Grundsatz 
der Resozialisierung; Ersetzung 
besonders kurzer Haftstrafen 
durch gemeinnützige Arbeit; 
keine Kronzeugenregelung; 
Einengung der Sicherungsver-
wahrung auf allerschwerste Fäl-
le.  
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Familie: Respektierung der viel-
fältigen Formen des Zusam-
menlebens von Menschen; Ab-
lehnung einer vollständigen 
rechtlichen Gleichstellung von 
Lebensgemeinschaften mit der 
Ehre; 

Anhebung des Kindergeldes 
gemeinsam mit der Anhebung 
des Grundfreibetrages; Verbes-
serung des Kindergeldes für das 
dritte und für jedes weitere Kind; 

Weiterentwicklung des Eltern-
geldes, Einführung eines Teilel-
terngeldes; 

Schaffung eines bedarfsgerech-
ten Betreuungsangebotes für 
Kinder unter drei Jahren bis 
2013; danach Rechtsanspruch 
auf Betreuung ab dem ersten 
Lebensjahr; ab 2013 Betreu-
ungsgeld monatlich, wenn El-
tern keinen Krippenplatz in An-
spruch nehmen; 

Förderung der Qualität in der 
wieder Aus-, Fort- und Weiter-
bildung der pädagogischen 
Kräfte; 

Langfristig Beitragsfreiheit des 
Kindergartenbesuchs; 

Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf verbessern; 

Unterstützung für Alleinerzie-
hende. 

Familie: Verbesserung der Qua-
lität der Kinderbetreuung; Aus-
weitung des Rechtsanspruchs 
auf Betreuung zu einem An-
spruch auf Ganztagsbetreuung; 

Ausbau der Kindertagesstätten 
zu Eltern-Kind-Zentren; 

Einrichtung einer nationalen 
Kinderkonferenz; 

Weiterentwicklung des Eltern-
geldes und der Partnermonate; 
Ermöglichung einer gleichzeiti-
gen Inanspruchnahme von El-
terngeld und Elternzeit durch 
Mütter und Väter; Erhöhung der 
Zahl der Partnermonate von 
zwei auf vier, gleichzeitig Erwei-
terung des Anspruchs auf Teil-
zeitbeschäftigung und Eltern-
geld von sieben auf 16 Monate; 
gezielte Unterstützung für Al-
leinerziehende; spezialisierte 
Betreuung in den Arbeitsagentu-
ren; Unterstützung für Familien 
mit niedrigen Einkommen, per-
sonen- und haushaltsnahe 
Dienstleistungen in Anspruch 
nehmen zu können; 

Kinder- und Jugendpolitik: Kin-
derrechte ins Grundgesetz; ei-
genständige Jugendpolitik; För-
derung freiwilligen Engage-
ments. 

 

Familie: zeitlich flexible und 
qualitativ gute Kinderbetreu-
ungsangebote; Elterngeld nach 
Brutto-, nicht nach Nettoer-
werbseinkommen; Einführung 
von Bildungs- und Betreuungs-
gutscheinen; 

Stärkung von Adoptionen, Re-
duzierung bürokratischer Hür-
den; Ermöglichung bei Stief-
kindadoptionen, das Verwandt-
schaftsverhältnis zu beiden leib-
lichen Elternteilen zu erhalten; 

Keine Benachteiligung von Vä-
tern in Sorgerechtsangelegen-
heiten; 

Gleichstellung von Lebenspart-
nerschaften mit der Ehe, insb. 
im Steuerrecht, bei Adoptionen 
und im Beamtenrecht; 

Angemessene personelle Aus-
stattung der Jugendämter für 
die Arbeit bei Kindeswohlge-
fährdung; frühzeitiger Erwerb 
von Medienkompetenz bei Kin-
dern; regelmäßige Evaluierung 
der Qualität der Kinder- und Ju-
gendhilfe; Schaffung einer 
Rechtsgrundlage zur anonymen 
Geburt; bedarfsgerechte Aus-
bau qualitativ hochwertiger 
Betreuungsangebote ab dem 
ersten Lebensjahr. 

 

Garantie einer flächendecken-
den gebührenfreien, qualitativ 
hochwertigen öffentlichen Kin-
derbetreuung; Einführung eines 
Rechtsanspruchs auf gebühren-
freien Ganztagsbetreuungsplatz 
für jedes Kind ab dem ersten 
Lebensjahr; 

Weiterentwicklung des Eltern-
geldes zu einem sozial ausges-
talteten Elterngeldkonto; nicht 
übertragbaren gleichen An-
spruch für Eltern auf jeweils 12, 
für Alleinerziehende 24 Monate 
schaffen; 

Deutliche Erhöhung des Regel-
satzes für Kinder und Jugendli-
che, die Leistungen nach Harz 
IV beziehen; 

Dauerhafte Verhinderung von 
Kinderarmut; bedarfsorientierten 
Kinderzuschlag und Kindergeld 
sofort auf je 200 € erhöhen, bei-
de Leistungen zu einer bedarfs-
orientierten Kindergrundsiche-
rung zusammenführen und aus-
bauen; 

Erleichterung der finanziellen Si-
tuation von Alleinerziehenden; 

Unterstützung von Menschen 
mit Pflege- und Assistenzbedarf; 
Gleichstellung aller Familien-
formen; Adoptionsrecht für les-
bische und schwule Paare ein-
führen; 

Anerkennung und angemesse-
ne Förderung der Vielfalt der 
Familienformen; jedes Kind 
muss die gleichen Rechte und 
die gleiche Absicherung haben; 

Zentrale Forderung einer Ar-
beitskultur und flexibler Arbeits-
zeitmodelle, die es Frauen wie 
Männern möglich macht, ein 
Leben mit Kindern und eine er-
folgreiche Berufstätigkeit zu 
vereinbaren; 

Weiterentwicklung des Eltern-
geldes; Einführung eines be-
darfsgerechten Sockelbetrags 
für Geringverdienende und Stu-
dierende; Alleinerziehende und 
gleichgeschlechtliche Partner-
schaften dürfen nicht benachtei-
ligt werden; Ziel ist die paritäti-
sche Aufteilung der Elternzeit; 

Steuer- und sozialpolitische 
Gleichbehandlung aller Lebens-
formen mit Kindern; 

Kinderwunsch anerkennen: 
steuerfinanzierte Übernahme 
einer begrenzten Anzahl von 
Behandlungen zur ärztlich as-
sistierten Reproduktion; Adopti-
onsrecht auch für gemeinschaft-
liche Adoptionen durch Einge-
tragene Lebenspartnerschaften 
und für auf Dauer angelegte 
nicht-eheliche Lebensgemein-
schaften öffnen. 
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Integration: bis 2010 sollen alle 
Kinder, die eingeschult werden, 
deutsch sprechen können,  

Verstärkung der Integrations-
kraft von Kindergärten und 
Schulen; bedarfsgerechter Aus-
bau von Ganztagsschulangebo-
ten; 

Konsequentes Einsetzen des 
neu entwickelten Instruments 
der Fortschrittsberichte zur In-
tegration; 

EU-Mitgliedstaaten müssen 
auch künftig die Zuständigkeit 
behalten, über Zuwanderung in 
nationaler Verantwortung ent-
scheiden zu können; 

Ablehnung eines generellen 
kommunalen Wahlrechts für 
Ausländer; Ablehnung einer ge-
nerellen Hinnahme doppelter 
Staatsbürgerschaften; 

Steigerung der Attraktivität 
Deutschlands für Hochqualifi-
zierte; 

Ausbildungsoffensive für 
Migrantinnen; Erhöhung der Er-
werbsquote von Frauen mit 
Migrationshintergrund; 

 

Integration: Spracherwerb als 
erste und wichtigste Vorausset-
zung; dazu aber auch öffentli-
che Förderung der Migranten-
kulturen und besonders interkul-
tureller Bildung; 

Interkulturelle Öffnung der öf-
fentlichen Institutionen und der 
Verwaltung, Erhöhung des 
Migrantenanteils an den Ange-
stellten im öffentlichen Dienst; 

Erleichterung des Erwerbs der 
deutschen Staatsangehörigkeit; 
Akzeptierung der doppelten 
Staatsbürgerschaft; 

Förderung der qualifizierten Ein-
wanderung von Fachkräften; 
Anerkennung von Abschlüssen 
aus den Herkunftsländern; Er-
leichterung des Ehegattennach-
zugs; 

Seniorenpolitik: Förderung ge-
nerationenübergreifender Frei-
willigendienste, Einrichtung von 
Seniorenbeiräten; Einbindung 
älterer Menschen als aktive und 
kompetente Bürgerinnen und 
Bürger; Zugang zu Bildung und 
Weiterbildung für Alt und Jung; 
Förderung altersgerechten 
Wohnens und Lebens; Barriere-
freiheit. 

Integration: Kultur der Vielfalt in 
der Gesellschaft; Einrichtung ei-
ner Stiftung, die die homosexu-
elle Bürger- und Menschen-
rechtarbeit sowie die interdiszi-
plinäre Forschung über Homo-
sexualität und Geschlechterfra-
gen fördert;  

Rationale Integrationspolitik, die 
Integrationsprobleme nicht ver-
schweigt; Steuerung der Zu-
wanderung durch die Einfüh-
rung eines Punktesystem; hu-
manitäre Zuwanderungspolitik 
auf Grundlage des internationa-
len Flüchtlingsrechts; jeder 
Mensch, er rechtmäßig oder 
geduldet in Deutschland lebt, 
soll das Recht haben, seinen 
Lebensunterhalt selbst zu ver-
dienen; 

Seniorenpolitik: Wegfall aller Al-
tersgrenzen für Arbeit; Aufbau 
eines Alters Management in den 
Unternehmen; Ausbau des le-
benslangen Lernens; stärkere 
Förderung des bürgerschaftli-
chen Engagements; mehr An-
gebote zur gesellschaftlichen 
und politischen Mitwirkung für 
die ältere Generation; Aufsto-
ckung der Forschungsmittel für 
Gerontologie, Geriatrie und Al-
terspsychologie; 

Repressionspolitik mit der Ab-
schaffung der Hartz IV - Geset-
ze beenden; 

Ganzheitlichen Beratungsansatz 
durch mehr Angebote stärken; 
Menschen in schwierigen Le-
benslagen wie Überschuldung, 
Sucht, Wohnungslosigkeit und 
anderes durch ein enges Netz 
unabhängiger örtlicher Beratung 
stärken; 

Soziale Gleichstellung in unter-
schiedlichen öffentlichen Räu-
men und Formen sicherstellen 
(Nachbarschaftstreffs, Selbsthil-
fegruppen usw.); 

Soziale Ausgrenzung von 
Migrantinnen und Migranten be-
enden; Migrationspolitik nach 
arbeitsmarktlichen Nützlich-
keitskriterien beenden; Famili-
ennachzug für Kinder und 
gleichgeschlechtliche Lebens-
partnerinnen und -Partner er-
möglichen; keine Abschiebung 
von Menschen aus Kriegsgebie-
ten und politisch Verfolgten; ak-
tives und passives Wahlrecht 
gewähren; Einbürgerung er-
leichtern; doppelte Staatsbür-
gerschaft ermöglichen; 

  

Integration voranbringen und 
multikulturelle Realität demokra-
tisch gestalten 

Förderung des sozialen Auf-
stiegs für Einwanderinnen und 
Einwanderer und Ermöglichung 
von Chancengleichheit in allen 
Lebensbereichen, vor allem in 
der Arbeitswelt und Bildung; 

Frühere sprachliche Integration 
aller Kinder; 

Verstärkte politische Teilhabe 
von Migranten; kommunales 
Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger, 
entsprechend den für EU-
Bürger geltenden Fristen; 

Mehr rechtliche, politische und 
finanzielle Instrumente für die 
Kommunen, um Integration zu 
fördern; 

Kein kultureller Rabatt bei der 
Akzeptanz der Grundrechte, der 
Demokratie und der Freiheit an-
derer; 

Erleichterung der Einbürgerung 
in Deutschland, auch durch ge-
nerelle Möglichkeit der doppel-
ten Staatsangehörigkeit; Ab-
schaffung des Optionszwangs 
für junge Deutsche, die auch 
noch den Pass eines anderen 
Staates haben; 

Erleichterung des Familien-
nachzugs 
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Angehörige von Behinderten 
von Bürokratie entlasten und 
den Behindertenpauschbetrag 
erhöhen; 

Schaffung von Barrierefreiheit in 
allen Bereichen von Schule über 
Ausbildung bis zum Beruf sowie 
von Verkehr über Medien und 
Kommunikationstechnik bis hin 
zum Städtebau; 

Stärkung der „gemeinsamen 
Servicestelle“, Unterstützung 
von Menschen mit Behinderun-
gen mit Eingliederungszuschüs-
sen und durch Berufsbildungs-
werke und Berufsförderwerke. 

Bürgerschaftliches Engage-
ment: neue Partnerschaft von 
Bürgern und staatlichen Institu-
tionen nach dem Konzept der 
"aktiven Bürgergesellschaft"; 
Stärkung der Eigeninitiative und 
Selbstorganisation der gesell-
schaftlichen Gruppen; Erleichte-
rung des ehrenamtlichen Enga-
gements; 

Betonung der großen Bedeu-
tung der christlichen Kirchen für 
das geistige Klima und das 
menschliche Miteinander in 
Deutschland; Festhalten am be-
sonderen Verhältnis von Staat 
und Kirchen im Grundgesetz, 
wozu die Kirchensteuer gehört;    
� 

 

Menschen mit Behinderung: 
Fortsetzung der Reformen von 
Rehabilitation, Teilhabe und 
Gleichstellung, Weiterentwick-
lung des Antidiskriminierungs-
rechts auf europäischer und na-
tionaler Ebene; 

Weiterentwicklung der Einglie-
derungshilfe mit Unterstützung 
eines Teilhaberates; 

Einrichtung eines nationalen Ak-
tionsplanes, der zunächst für 
den Zeitraum 2010 bis 2020 
Maßnahmen zur Umsetzung der 
UN Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderung 
bündelt; 

Weitere Verbesserung der Be-
schäftigungssituation von Men-
schen mit Behinderungen; 
Durchsetzung der Pflicht zur 
Beschäftigung Schwerbehinder-
ter und mehrfach behinderter 
Menschen; Verwirklichung von 
Barrierefreiheit; 

Weiterführung der mit dem SGB 
IX begonnenen Vereinheitli-
chung des Rechts für Menschen 
mit Behinderung; Prüfung einer 
Vereinfachung der Zuständig-
keiten, damit behinderte Men-
schen Leistungen aus einer 
Hand erhalten. 

Menschen mit Behinderung: 
prinzipiell und flächendeckend 
trägerübergreifendes persönli-
ches Budget zur Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben; 
höchstmögliches Maß an Selb-
ständigkeit und Eigenverantwor-
tung; rechtzeitige und zukunfts-
trächtige Weiterentwicklung der 
Eingliederungshilfe; Barriere-
freiheit als Grundvoraussetzung 
für eine tatsächliche Teilhabe; 

Bürgerschaftliches Engage-
ment: Stärkung der demokrati-
schen Entscheidungsprozesse 
durch mehr Transparenz und 
mehr Bürgerbeteiligung;  

mehr direkte Beteiligungsmög-
lichkeiten;  

Verwirklichung einer verbesser-
ten Bürgerbeteiligung künftig 
auch auf der europäischen E-
bene;  

Kommunales Wahlrecht aller 
Migranten, die sich seit mindes-
tens fünf Jahren rechtmäßig im 
Land aufhalten;  

Bereicherung der repräsentati-
ven Demokratie um Elemente 
der direkten Demokratie,  

Bürgerentscheide, Bürgerbe-
gehren und Bürgerbefragungen 
auf Landes- und Bundesebene;  

Chancengleichheit für Men-
schen mit Behinderungen si-
chern; Barrierebeseitigung und 
diskriminierungsfreien Ausgleich 
umfassend herstellen; Selbst-
vertretungsanspruch von Men-
schen mit Behinderungen aner-
kennen und fördern; Teilhabe 
am Arbeitsleben und berufliche 
Rehabilitation sichern; 

Bürgerschaftliches Engage-
ment: Verbesserung der rechtli-
chen, finanziellen, versiche-
rungstechnischen und infra-
strukturellen Rahmenbedingun-
gen für die ehrenamtliche Ar-
beit; 

Erstattungen der Aufwendungen 
für bürgerschaftliches Engage-
ment beziehungsweise pau-
schale Aufwandsentschädigung 
als direkte Zuwendungen, und 
nicht als Anrechnung auf staatli-
che Leistungen; 

Förderung von Möglichkeiten 
zum Erproben und zur kostenlo-
sen Fortbildung der Freiwilligen 
in unterschiedlichen Engage-
mentfeldern. 

Senioren: generationenübergrei-
fendes Zusammenleben sowie 
neue Wohn- und Pflegeformen 
fördern; Bürgergesellschaft, die 
auf die Kompetenz Älterer nicht 
verzichtet und ihr Engagement 
unterstützt; altenfreundliche 
Kommunen mit gut ausgebau-
tem und barrierefreiem öffentli-
chem Nahverkehr, kulturellen 
Angeboten und einer erreichba-
ren Gesundheitsinfrastruktur; 

Einführung einer Garantierente, 
die über der Grundsicherung 
liegt; 

Dreimonatige Pflegezeit ähnlich 
der Elternzeit für alle, die die 
Pflege von Angehörigen oder 
Freunden organisieren oder 
diese beim Sterben begleiten; 

Menschen mit Behinderungen: 
alle Lebensbereiche der Gesell-
schaft müssen schrittweise bar-
rierefrei werden; Menschen mit 
Behinderungen gehören als 
vollwertige und gleichberechtig-
te Bürgerinnen und Bürger in 
die Mitte der Gesellschaft; 

Schaffung der gesetzlichen 
Voraussetzungen für ein Teilha-
beleistungsgesetz, das 
Nachteilsausgleiche für Men-
schen mit Behinderungen bun-
deseinheitlich und ohne An-
rechnung von Einkommen und 
Vermögen sicherstellt. 
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Feuerwehr, Rettungsdienste, 
Hilfsorganisationen und techni-
sches Hilfswerk attraktiv gestal-
ten und die Angehörigen dieser 
Dienste dauerhaft unterstützen; 
Investitionen in Ausstattung, 
Aus- und Fortbildung der Ange-
hörigen der Feuerwehren, Hilfs-
organisationen und Rettungs-
dienste deutlich ausbauen; 

Möglichst schnelle Beseitigung 
der Nachteile für Feuerwehren, 
Rettungsdienste und Katastro-
phenschutz; 

Mehr Anerkennung für das Eh-
renamt, Entlastungen ehrenamt-
lich Engagierter von Bürokratie; 

Anerkennung von ehrenamtli-
cher Arbeit und geleisteten 
Freiwilligen-Jahren in den Be-
rufsbiografien; Anstoß für die 
Einrichtung von ehrenamtlichen 
Börsen und Freiwilligen- Agen-
turen. 

 

Ehrenamtliches Engagement: 
Ehrenamt darf nicht Lückenbü-
ßer für fehlende staatliche Res-
sourcen sein und werden; 

Weitere Verbesserung der Rah-
menbedingungen und der finan-
ziellen Unterstützung für Ehren-
amtliche; 

Kirchen und Religionsgemein-
schaften als wichtige Partner 
auf dem Weg zu einer humanen 
Gesellschaft und im ethischen 
Diskurs; 

Festigung und Systematisierung 
sozialer Netzwerke vor Ort für 
Ältere, Alte, Behinderte; Stär-
kung von Jugendfreiwilligen-
diensten; Ablehnung eines all-
gemeinen Pflichtdienstes für 
junge Frauen und Männer. 

Bündelung der regulär stattfin-
denden Wahlen, ausgenommen 
Kommunalwahlen; Schaffung 
von Freiräumen für bürger-
schaftliche Organisationen. 

 Bürgerschaftliches Engage-
ment: integraler Bestandteil un-
serer Gesellschaft, kein Ersatz 
für staatliche Aufgaben; 

Förderung der Menschen, die 
sich freiwillig und unentgeltlich 
engagieren, Erleichterung des 
Zugangs für diejenigen, die es 
bislang nicht tun; 

Schaffung von verlässlichen 
Rahmenbedingungen, wenig 
Bürokratie, sich öffnender Insti-
tutionen, Anerkennung und 
kompetenten Anlaufstellen vor 
Ort; Sicherung von Infrastruk-
tureinrichtungen; 

Geschlechterdemokratie ver-
wirklichen und der multikulturel-
len Vielfalt Rechnung tragen; 

Erneuerung der Demokratie auf 
den verschiedenen Ebenen, von 
der Kommune bis nach Europa;  

Erneuerung der Demokratie an 
den verschiedenen gesellschaft-
lichen Orten, in der Schule, in 
der Hochschule, im Arbeitsleben 
oder im Gesundheitswesen. 
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Abbau bürokratischer Hürden 
für private Kulturförderung durch 
Stiftungen, Mäzenatentum und 
Sponsoring; 

Fortführung der Kulturförderung 
auch in der internationalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise als 
unverzichtbare Investitionen in 
die Zukunft unserer Gesell-
schaft; 

Fortführung und weiterer Aus-
bau der Initiative Kultur- und 
Kreativwirtschaft; 

Fortführung der Künstlersozial-
versicherung als wichtige kul-
turpolitische Errungenschaft; 
Prüfung bürokratischer Erleich-
terungen im Bereich der Abga-
benerhebungen; 

Fortführung des deutschen 
Filmförderfonds über das Jahr 
2012 hinaus; verlässliche An-
passung an die neuen Heraus-
forderungen auf dem internatio-
nalen Filmmarkt; Kino als Kul-
turgut attraktiv erhalten; 

Aufforderung an die Rundfunk-
anstalten, Qualitätskriterien für 
ihre Programme unter Einbezie-
hung der Gremien transparent 
zu entwickeln und Einhaltung 
der Kriterien in der Umsetzung 
zu überprüfen; 

 

Verankerung der Kultur als 
Staatsziel im Grundgesetz; 

Breit angelegte Initiative für die 
kulturelle Bildung von der früh-
kindlichen Erziehung an; stärke-
re Förderung von öffentlichen 
Bibliotheken, Musik- und Ju-
gendkunstschulen, Museen, 
Theatern und Kinos; 

Aktivierende Kulturpolitik des 
Staates, die kulturelle Infrastruk-
tur gezielt fördert und die Förde-
rung von Kultur als eine Pflicht-
aufgabe des Staates versteht, in 
gemeinsamer Verantwortung 
mit Zivilgesellschaft und Markt; 

Förderung der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft; Kreativpakt zwi-
schen Politik, Wirtschaft, Künst-
lern und Kreativen;  

Weitere Stärkung der Künstler-
sozialversicherung; Tarifverträ-
ge und soziale Mindeststan-
dards auch im Kultur- und Me-
dienbereich; Knüpfen der Förde-
rung des Bundes an die Einhal-
tung der sozialen Mindeststan-
dards; 

Schutz und angemessene Ver-
gütung des geistigen Eigen-
tums; vernünftiger Ausgleich 
zwischen Benutzerfreundlichkeit 
und den Rechten der Kreativen; 
Prüfung einer Kultur-Flatrate; 

 

Schaffung von Anreizen zu stär-
kerem privatem Engagement in 
der Kulturpolitik; Bekenntnis zur 
öffentlichen Kulturförderung; 
Verankerung des Staatsziels 
Kultur im Grundgesetz; Verstär-
kung der Förderung der kulturel-
len Bildung mit einem niedrig-
schwelligen Zugang als Ver-
pflichtung des Staates; 

Umgestaltung des Gemeinnüt-
zigkeitsrechts; Einsatz für Kre-
dit- und Wagniskapitalinstru-
mente, die die spezifische Situa-
tion der Kultur- und Kreativwirt-
schaft bei den Förderbedingun-
gen berücksichtigen;  

Stärkung der Filmwirtschaft am 
Standort Deutschland; Überprü-
fung der Instrumente der Film-
förderung auf ihre Eignung; 

Klare gesetzliche Grundlage für 
die Hauptstadtkulturförderung; 
Vorantreiben der Rückgabe 
kriegsbedingt verschleppter Kul-
turgüter; 

Urheberrecht: konsequente 
Weiterentwicklung zur weiteren 
Verbesserung des urheberrecht-
lichen Schutzes; Ablehnung der 
Einführung einer "Kultur-
Flatrate"; effektive und konse-
quente Rechtsdurchsetzung des 
Urheberrechts betreffend Inter-
net. 

Staatsziel Kultur und Kultur als 
Gemeinschaftsaufgabe im 
Grundgesetz verankern; Kultur-
förderung des Bundes dauerhaft 
sichern; 

Privatisierung der Kultur stop-
pen; Sicherung und Stärkung  
von Theatern, Orchestern, Mu-
sikschulen, Bibliotheken, Muse-
en und Archiven in öffentlicher 
Trägerschaft; 

Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen von freien 
Künstlerinnen und Künstlern: 
Erhalt der Künstlersozialkasse; 
gesetzliche Regelungen einer 
Ausstellungsvergütung; Einfüh-
rung eines Künstlergemein-
schaftsrechts; Schaffung eines 
modernen Urheberrechts; 

Entwicklung einer Gedenkstät-
tenpolitik auf den Säulen der 
demokratischen europäischen 
und ost- und westdeutschen 
Kulturtraditionen; 

Partizipationsrechte der Minder-
heiten auf Bundesebene grund-
legend stärken; 

Gute Arbeitsbedingungen für 
Medien-und Filmschaffende; 
Einführung eines „Fair work“- 
Siegels auf Spielen, Program-
men, Plattformen und Online-
Angeboten; 

 

Erhaltung und Schaffung der 
kulturellen Infrastruktur wichti-
ges Ziel einer Strategie der öf-
fentlichen Institutionen und des 
öffentlichen Raums- ob in staat-
licher Trägerschaft, durch die 
Förderung privater, selbstorga-
nisierter Initiativen oder sozio-
kultureller Zentren; 

Kultur ist weit mehr als ein Wirt-
schaftsgut; 

Finanzielle Stärkung der Kom-
munen bei der Wahrnehmung 
ihrer Kulturaufgaben, Förderung 
künstlerischer Initiativen; 

Verankerungen des Staatsziels 
Kultur im Grundgesetz; 

Barrierefreier Zugang für alle zu 
Kultur und Kunst; 

Förderung kreativer Kleinstbe-
triebe;  

Angemessene steuerliche und 
rechtliche Rahmenbedingungen 
für Kulturschaffende; Verbesse-
rung der sozialen Lage, vielfälti-
ge Förderung des künstleri-
schen Nachwuchses;  

Mehr soziale Sicherheit für die 
unterschiedlichsten Beschäfti-
gungen und Arbeitsverhältnisse 
in der Kultur; im Rahmen der 
Bürgerversicherung Erhalt der 
Prinzipien der Künstlersozial-
versicherung;  
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Falls erforderlich, Schaffung ei-
nes eigenen Leistungsschutz-
rechts für Verlage zum Schutz 
der Presseprodukte im Internet; 

Noch engere Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern in der 
europäischen Medienpolitik, um 
deutsche Positionen erfolgreich 
vertreten zu können; 

Sicherung der Rechtsstellung 
der Urheber im digitalen Zeital-
ter durch das Urheberrecht; 
Einsatz für fairen Ausgleich der 
Interessen von Künstlern, der 
Kultur- und Kreativwirtschaft, 
des Verbraucher- und Daten-
schutzes sowie der Technolo-
gieanbieter; 

Einsatz dafür, wertvolles Kultur 
erbe besser zu sichern und 
leichter zugänglich zu machen; 

Bewahrung des Filmerbes; 

Verlässliche Fortführung der 
Zusammenarbeit mit den Mit-
gliedern der auswärtigen Kultur- 
und Bildungspolitik. 

Weitere Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für den 
Film, Stärkung der Filmförde-
rung; Unterstützung für die Digi-
talisierung der Kinolandschaft; 
Weiterentwicklung des Filmför-
dergesetzes zu einem Medien-
fördergesetz; 

Erhalt der besonderen Rolle des 
öffentlich-rechtlichen Rund-
funks; neue Medien müssen 
dabei immer Teil des Angebots 
des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks sein; Weiterentwicklung 
der Bürgermedien als Teil de-
mokratischer Beteiligung und 
als dritte Säule einer zukünfti-
gen Medienordnung; 

Überwindung der digitalen Spal-
tung in Deutschland; Zugang für 
alle Menschen zu allen Übertra-
gungswegen, Kommunikations-
formen, zu Wissen und Informa-
tion; 

Entwicklung einer Medienord-
nung, die den Erfordernissen 
der digitalen Welt gerecht wird; 
Erhalt der Vielfalt der Medien, 
Verhinderung von Monopolen 
und Konzentrationsentwicklun-
gen; Einrichtung einer Medien-
anstalt der Länder; 

Einrichtung einer Stiftung Me-
dienkompetenz; Angebot eines 
Medienführerscheins für alle 
Kinder und Jugendlichen. 

Modernisierung des Teleme-
dienrechts; Schutz des Internet 
vor zu starker staatlicher Regu-
lierung und übermäßiger Über-
wachung; Schutz von Kindern 
und Jugendlichen vor für sie 
ungeeigneten Inhalten in den 
Medien; keine Zensur im Inter-
net; modernes Jugendmedien-
schutzrecht; 

Ablehnung der so genannten 
Online-Durchsuchung; 

Mehr Wettbewerb bei den Infra-
strukturen der Telekommunika-
tion; flächendeckender Zugang 
zu Breitband-Internet; offene 
und transparente Gestaltung 
des Zugangs zu regulierten 
Netzen für alle Marktteilnehmer; 
gegen gesetzliche Universal-
dienstverpflichtungen bei der 
Breitband-Versorgung; flexibler 
Umgang mit freiwerdenden Ka-
pazitäten im Bereich der Rund-
funkfrequenzen; 

Grundlegende Reform des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks; 
Ersetzung der Rundfunkgebühr 
durch Medienabgabe; Abschaf-
fung der GEZ; Verzicht auf 
Werbung im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk; Schaf-
fung einer einheitlichen unab-
hängigen Bund-Länder-Insti-
tution zur Aufsicht oder Regulie-
rung von Rundfunk, Medien und 
Telekommunikation. 

Verankerung der Rechte von 
Kreativen und Nutzern im Inter-
net in einem modernen Urhe-
berrecht; langfristige Sicherstel-
lung des Rechts auf private Ko-
pien und Kopien für Bildungs- 
und Forschungszwecke; 

Gestaltung einer digitalen de-
mokratischen Medienordnung; 
Reform des öffentlich- rechtli-
chen Rundfunks; Gewährleis-
tung der uneingeschränkten 
Publizierungsrechte des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks im 
Internet; Quotierung der Rund-
funkräte und Zusammensetzung 
entsprechend aktueller gesell-
schaftlicher Verhältnisse; Ver-
ankerung von presserechtlichen 
Redaktionsstatuten, die einen 
hohen Grad der Mitbestimmung 
der Beschäftigten sichern; 

Umgehende Schließung von 
Versorgungslücken bei Breit-
band-Internet-Anschlüssen in 
den ländlichen Regionen; Be-
endigung des Ausschlusses so-
zial Benachteiligter aus der digi-
talen Kommunikation; 

Freiheit im Netz erhalten und 
ausbauen: Internetsperren ver-
hindern; Netzneutralität techno-
logisch zeitgemäß bewahren; 

Barrierefreie Gestaltung aller In-
formations- und Medienangebo-
te. 

Stärkung der ästhetischen Fä-
cher und kulturellen Angebote in 
der Schule; kulturelle Einrich-
tungen im außerschulischen Be-
reich sollen allen offen stehen; 

Erinnerungskultur lebendig hal-
ten: stärkere Förderung zivilge-
sellschaftlicher Initiativen, inno-
vativere Gestaltung des Schul-
unterrichts; Weitere Aufarbei-
tung der Geschichte der DDR 
als Unrechtsstaat; Stasi-
Unterlagen-Behörde als unver-
zichtbare Institution; 

Stärkung der auswärtigen Kul-
turpolitik, insb. der staatsfernen 
Mittlerorganisationen wie Goe-
the-Institut und DAAD; 

Unabhängigkeit und Vielfalt der 
Medien; Stärkung von Bürger-
medien, Offenen Kanälen und 
Blogs; Internet- Breitband- Zu-
gang für alle; 

Gewährleistung der medialen 
Grundversorgung für alle durch 
qualitativ hochwertigen, politisch 
unabhängigen öffentlich- rechtli-
chen Rundfunk, auch über das 
Internet;  

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk 
muss auch in Zukunft an techni-
schen Neuerungen angemes-
sen teilhaben; 

Transparente Eigentumsver-
hältnisse an den Medien. 
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Bekenntnis zum Leistungsprin-
zip im Sport und zu einem hu-
manen Spitzensport, der eine 
wichtige Vorbildfunktion hat; 

Fortführung der bewährten 
Sportförderung bei der Bundes-
wehr, der Bundespolizei und 
beim Zoll; 

Tatkräftige Unterstützung der 
konsequenten Bekämpfung von 
Doping durch die Sportverbän-
de; 

Einsatz für neue Konzepte der 
gezielten und systematischen 
Förderung des sportlichen 
Nachwuchses; Fortsetzung der 
Sportstättenförderung des Bun-
des; Erreichen weiterer Verbes-
serungen bei der Integration von 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund über den Sport; Fort-
setzung der Förderung des Be-
hindertensports; Erweiterung 
der Möglichkeiten und Anreize 
für Menschen mit Behinderung, 
Sport treiben zu können; Ge-
währleistung des barrierefreien 
Zugangs zu Sportstätten. 

Förderung des Breiten- und 
Leistungssports und seiner Ver-
eine; 

Besonderes Augenmerk gilt 
dem Sport für Kinder und Ju-
gendliche, aber auch für Men-
schen mit Behinderungen; 

Konsequenter Einsatz für einen 
sauberen Sport, Kampf gegen 
jede Art von Doping; 

Aufnahme des Sports in das 
Grundgesetz. 

Stärkung der gesellschaftlichen 
Bedeutung des Sports; 

Aufwertung des Seniorensports 
in seiner Bedeutung für die akti-
ve Gestaltung des demographi-
schen Wandels; 

Stärkung des sportlichen Eh-
renamtes; 

Stärkeres Engagement von 
Frauen auf allen Ebenen des 
Sports; 

Verankerung des Sports als 
Staatsziel im Grundgesetz; 

Stärkere Förderung des Sports 
sowohl körperlich als auch geis-
tig behinderter Menschen; 

Sponsoren müssen angemes-
sene Rahmenbedingungen in 
Deutschland vorfinden; Teil- Li-
beralisierung des Sportwetten-
marktes; 

Einsatz für Modernisierung be-
ziehungsweise Ausbau von 
Sportstätten in ganz Deutsch-
land. 

Sicherung der gleichberechtig-
ten Teilhabe aller an sportlicher 
Betätigung; 

Förderung des Breiten- und 
manipulationsfreien Spit-
zensports. 

Zugang zu Schwimmbädern und 
anderen sportlichen Einrichtun-
gen darf sich nicht am Geldbeu-
tel entscheiden; 

Neue Offensive beim Bau und 
Umbau von Sportstätten; 

Schaffung von mehr Sportgele-
genheiten in einer spiel- und 
bewegungsfreundlichen Um-
welt; 

Förderung ehrenamtlichen En-
gagements im Sport; 

Sauberer, dopingfreier und fai-
rer Spitzensport;  

Bekämpfung von Rassismus, 
Homophobie und Hass im 
Sport. 
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Deutschland soll Bildungsrepu-
blik werden. Bildung darf keine 
Frage des Einkommens der El-
tern sein. Bildungsangebot wei-
ter ausbauen.  

Umsetzung der Ziele des Bil-
dungsgipfels; 

Der Hochschulpakt, die Exzel-
lenzinitiative und der Pakt für 
Forschung und Innovation sol-
len bis 2019 fortgesetzt werden 

 

Bildung ist ein Menschenrecht;  

Jeder Mensch hat das gleiche 
Recht auf eine gute Bildung – 
als Grundlage für ein erfülltes 
Leben und als Eintrittskarte für 
gute, qualifizierte Arbeit, unab-
hängig von der Herkunft, unab-
hängig vom Einkommen der El-
tern;  

Drastische Reduzierung der 
Zahl der Schulabbrecher; über 
klare Zielvereinbarungen errei-
chen, dass die Zahl  jährlich um 
mindestens 10% gesenkt wird; 

Ziel, bis 2015 mindestens 7% 
des BIP für Bildung und 3% für 
Forschung und Entwicklung ein-
zusetzen; 

Solidarbeitrag für Bildung: Ein-
führung eines Bildungszu-
schlags auf sehr hohe Einkom-
men; 

Benachteiligung von Einwande-
rerkindern beenden. 

 

Bildung ist Bürgerrecht: Gerech-
tes Bildungssystem, das jedem 
den bestmöglichen Abschluss 
nach Begabung und Leistung 
ermöglicht, unabhängig von der 
sozialen Herkunft; 

Intelligent organisiertes Bil-
dungssystem, das sich flexibel 
den schnellen Veränderungen in 
unserer Arbeitswelt anpasst; 

Leistungsfähiges Bildungssys-
tem, das auf den Prinzipien von 
Chancengleichheit, Wettbewerb, 
Freiheit und Eigenverantwor-
tung basiert; 

Flexibles Bildungssystem, das 
von den Fesseln der staatlichen 
Überregulierung und der Büro-
kratisierung befreit ist; 

Engagiertes Bildungssystem, 
das Initiative und individuelles 
Engagement fördert; 

Besser finanziertes Bildungs-
system; 

Initiative "Vorfahrt für Bildung": 
möglichst schon bis 2010 Errei-
chung des Zieles, verbindlich 
über 10% des Bruttoinlandspro-
dukts in Bildung und Forschung 
zu investieren; 

Bildungsföderalismus: Bildung 
ist Ländersache; Abschaffung 
der Kultusministerkonferenz, 
Ersetzung durch eine effektive, 
schlanke Bildungskonferenz. 

Bildung muss allen Menschen 
frei und in gleichem Maße zu-
gänglich gemacht werden. 

Für eine chancengleiche Bil-
dung von Anfang an. Dazu ge-
hören vielseitiges, praxisorien-
tiertes Wissen und Können, in-
terkultureller Austausch, syste-
matische und den Bildungsweg 
kontinuierlich begleitende För-
derung beider Sprachen von 
zweisprachig aufwachsenden 
Kindern, Umweltbewusstsein 
und Sozialkompetenz, ästheti-
sche Erfahrung, ein humanisti-
sches Gesellschafts- und Ge-
schichtsverständnis, Kritik- und 
Urteilsfähigkeit; 

Recht auf Bildung im Grundge-
setz verankern: berufliche Aus-
bildung und Gemeinschaftsauf-
gabe Bildung in dieses Recht 
einbeziehen; 

Nationalen Bildungspakt aufle-
gen: öffentliche Bildungsausga-
ben auf mindestens 7% des 
Bruttoinlandprodukts erhöhen, 
darin bundesweite Förderpro-
gramme für den Ausbau von 
Gemeinschafts- und Ganztags-
schulen, sozialpädagogische 
Unterstützung an jeder Schule; 
Bund-Länder-Programme für die 
Ausbildung von mehr Lehrerin-
nen und Lehrern sowie von Er-
zieherinnen und Erziehern ein-
richten; 

Blockaden auflösen und eine 
durchlässige Gesellschaft schaf-
fen, in der Kindern und Jugend-
lichen, mit und ohne Behinde-
rung, die Welt offen steht, in der 
sie ihre Interessen verfolgen 
und Berufswege frei wählen 
können; 

Grüner Neuer Gesellschaftsver-
trag, der mit guter Bildung 
Chancen und Perspektiven 
schafft, anstatt Bildungsarmut 
immer weiter zu verfestigen;  

Schaffung von Bildungseinrich-
tungen, in denen alle ungeach-
tet ihrer Herkunft und ihres Ge-
schlechtes gefördert werden 
und in denen alle bessere Leis-
tungen erbringen können;  

Bildung made in Germany muss 
ein Qualitätssiegel für optimale 
Lernbedingungen werden;  

Bildungsoffensive für mehr 
Chancengleichheit in unserem 
Land; 

Aufhebung des widersinnigen 
Kooperationsverbot im Bil-
dungsbereich: Bessere Bildung 
muss wieder gemeinsame Auf-
gabe von Bund, Ländern und 
Kommunen werden; Kooperati-
ver Föderalismus statt bildungs-
politischer Kleinstaaterei. 
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Gezielte Sprachförderung vor 
der Schule; 

Verbindliche Sprachstands-
Tests für alle Kinder ab vier Jah-
ren; 

Intensive Förderung bei erkann-
ten Defiziten sowie unterrichts-
begleitende Sprachprogramme; 

Betreuung ab eins: Einführung 
eines Rechts auf Ganztags-
betreuung;  

Bessere Qualität und Gebühren-
freiheit: Erreichen eines besse-
ren Personalschlüssels in Krip-
pen, Kindertagesstätten und in 
der Tagespflege, der bundes-
einheitlich im SGB VIII geregelt 
wird; 

In weiteren Schritten Erreichen 
einer vollständigen Gebühren-
freiheit; Beteiligung des Bundes 
(und der Länder) an den dafür 
erforderlichen Mitteln;  

Erziehungsarbeit aufwerten: für 
bessere Aus- und Weiterbildung 
für Erzieherinnen und Erzieher 
sorgen und damit die Voraus-
setzungen für eine angemesse-
nere Bezahlung verbessern; 

Schulvorbereitung in der Kita 
stärken; verbindliche Sprachför-
derung als Schwerpunkt der 
vorschulischen Bildung:  

Erziehung von Kindern ist in al-
lererster Linie Aufgabe der El-
tern; 

Jedes Kind erhält als familien-
politische Leistung des Bundes 
einen Bildungs- und Betreu-
ungsgutschein ab dem ersten 
vollendeten Lebensjahr; im vier-
ten Lebensjahr müssen Kinder 
verpflichtend auf ihren sprachli-
chen Entwicklungsstand geprüft 
werden; Kinder mit Schwächen 
sollen dann intensiv und ver-
bindlich gefördert werden; ab 
dem fünften Lebensjahr verbind-
liche Schulvorbereitung; 

Bundesweit vergleichbare Quali-
tätsstandards im Bereich der vor 
schulischen Bildung; Einsatz 
von entwicklungsdiagnostischen 
Instrumenten wie Tests und sys-
tematisierten Beobachtungen; 

Bessere Kooperation von Kin-
dertageseinrichtungen und 
Grundschulen; Weiterentwick-
lung von Kindertagesstätten zu 
"Familienzentren"; 

Fortbildungsoffensive für Erzie-
herinnen und Erzieher; Hoch-
schulausbildung oder entspre-
chend gleichwertige Qualifikati-
on als Voraussetzung zumin-
dest für die Leitung der Bil-
dungseinrichtung. 

Bildung von Anfang an fördern: 
den Rechtsanspruch auf ganz-
tägige Betreuung in Kitas mit 
hoher Betreuungsqualität ver-
binden;  

Kita-Ausbau vorantreiben, um 
den Rechtsanspruch ab dem 
ersten Lebensjahr auch für Kin-
der mit Behinderungen zu si-
chern; 

Rechtsanspruch auf eine quali-
tativ hochwertige und vor allem 
ganztägige frühkindliche 
Betreuung und Bildung für alle 
Kinder ab dem ersten Lebens-
jahr und ein flächendeckendes, 
hochwertiges Angebot an Kitas, 
Kindergärten und echten Ganz-
tagsschulen; 

Verbesserung und fließende 
Gestaltung des Übergangs von 
der Kindertagesstätte in die 
Schule, enge Kooperation bei-
der Institutionen; 

Weiterentwicklung von Krippen 
und Kitas zu Eltern-Kind-
Zentren; 

Bessere Personalausstattung, 
kleinere Gruppen und höheres 
Ausbildungsniveau des Perso-
nals; bundesweit gültige Betreu-
ungsstandards; 

Gesundes Mittagessen und eine 
gute Ausstattung der Einrich-
tungen; 

Perspektivisch sollen alle Erzie-
herinnen und Erzieher auf 
Hochschulniveau ausgebildet 
werden. 
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Entwicklung  und Durchsetzung 
von bundesweiten Leistungs-
maßstäben für Bildungseinrich-
tungen und Bildungsabschlüsse; 

Transparenter und ehrlicher 
Leistungsvergleich zwischen 
den Schulen in Deutschland; 

Auftrag von Schule und Lehrern 
geht über die Vermittlung von 
Wissen weit hinaus; bei der Ver-
mittlung von Werten und sozia-
len Tugenden ist vorrangig das 
Elternhaus in der Pflicht, doch 
auch den Schulen kommt hohe 
Bedeutung zu; 

Konfessioneller Religionsunter-
richt soll in allen Ländern zum 
Kanon der Pflichtfächer zählen; 
neben dem evangelischen und 
katholischen Religionsunterricht 
soll bei Bedarf auch Unterricht 
in anderen Religionen in deut-
scher Sprache mit in Deutsch-
land ausgebildeten Lehrern und 
unter staatlicher Schulaufsicht 
angeboten werden; 

Lernerfolge in Deutschland  und 
international besser vergleich-
bar machen; dadurch Stärkung 
der Bildungsabschlüsse, Erhö-
hung der Durchlässigkeit und 
Erleichterung der Mobilität; 

Im Rahmen des föderalen Bil-
dungssystems Schwerpunkt � 

Ziel: Sozial gerechtes, leis-
tungsstarkes und durchlässiges 
Schulsystem, das kein Kind und 
keinen Jugendlichen zurück-
lässt; 

Schülerinnen und Schüler sollen 
länger gemeinsam lernen kön-
nen; 

Bessere individuelle Förderung; 

Ausbau von integrativen Schul-
formen; 

Langfristig Überwindung des 
gegliederten Schulwesens; 

Angebot an Ganztagsschulen 
flächendeckend  ausbauen; alle 
Kinder sollen sowohl in Ganz-
tagsschulen als auch in Kinder-
tagesstätten an einem gesun-
den Mittagessen teilnehmen 
können; 

Jede Schule mit besonderem 
Bedarf soll mindestens eine/n 
Sozialarbeiter/in erhalten; 

Möglichst alle Kinder mit Behin-
derung sollen gemeinsam mit 
Kindern ohne Behinderungen 
zur Schule gehen; 

Arbeits- und Berufsorientierung 
in der Schule fest verankern; 
Schule und Betrieb müssen da-
für besser verzahnt werden.  

Möglichkeit für Kita und Schule, 
über die Zusammensetzung des 
Personals und ihr Profil zur Er-
reichung der vorgegebenen Bil-
dungsziele selbst zu entschei-
den; eigenverantwortliches 
Budget; 

Schulen in freier Trägerschaft 
dürfen nicht diskriminiert und 
müssen gleichberechtigt wer-
den; fairer Wettbewerb zwi-
schen Schulen in staatlich-
kommunaler und freier Träger-
schaft; faire Chancen bei der 
Finanzierung von Schulen in 
freier Trägerschaft; 

Neue Definition der Lehrerar-
beitszeit, damit sie sich zukünf-
tig nicht nur an Unterrichtszeit 
orientiert; Lehrer dürfen nicht 
mit überflüssigen Verwaltungs-
aufgaben belastet werden; 
Schulleiter müssen mehr in 
Richtung Schulverwaltungsma-
nagement hin qualifiziert wer-
den; keine Regel-Verbeamtung 
bei Neueinstellungen von Leh-
rern; Aufwertung des Lehrerbe-
rufs durch bundesweit gleich-
wertig hohe Aus- und Fortbil-
dungsstandards; deutliche Ver-
besserung der Qualität der Leh-
rerfortbildung; regelmäßige Leh-
rerfortbildungen; 

 

Bildungsberufe aufwerten: Aus-
bildung der Erzieherinnen und 
Erzieher auf Hochschulniveau 
und den Master-Abschluss für 
alle Lehrerinnen und Lehrer ein-
führen; gute Arbeitsbedingun-
gen und eine gerechte Entloh-
nung herstellen; 

Bildung von Anfang an fördern: 
den Rechtsanspruch auf ganz-
tägige Betreuung in Kitas mit 
hoher Betreuungsqualität ver-
binden;  

Kita-Ausbau vorantreiben, um 
den Rechtsanspruch ab dem 
ersten Lebensjahr auch für Kin-
der mit Behinderungen zu si-
chern; 

Länger gemeinsam lernen: Ge-
meinschaftsschule bis zur Klas-
se 10 bundesweit mehrheitsfä-
hig machen und als Regelschu-
le etablieren;  

Individuelle Förderung veran-
kern, statt auf private Nachhilfe 
zu setzen;  

Inklusives Bildungssystem auf 
allen Ebenen für Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderungen;  

Migrantinnen und Migranten 
Chancengleichheit sichern und 
Ausgrenzung beenden; 

Freude am Lernen zu fördern 
und Menschen ein Leben lang 
die Lust auf neue Herausforde-
rungen zu erhalten, als der ei-
gentliche Auftrag aller Bildungs-
einrichtungen; 

Bildungseinrichtungen, in denen 
alle ungeachtet ihrer Herkunft 
und ihres Geschlechtes geför-
dert werden und in denen alle 
bessere Leistungen erbringen 
können; 

Nutzung freiwerdender Mittel 
des Solidaritätszuschlags zur 
weiteren Finanzierung des Aus-
baus der Bildungsinfrastruktur 
im Sinne eines Bildungssolis; 

Demokratisch verfasste Hoch-
schulen, deren paritätisch be-
setzte Gremien über die Hoch-
schulbelange entscheiden; 

Perspektivisch sollen alle Erzie-
herinnen und Erzieher auf 
Hochschulniveau ausgebildet 
werden; Regelmäßige Weiter-
bildung muss Pflicht werden, 
Genderkompetenz, interkulturel-
le Kompetenz und das Respek-
tieren gesellschaftlicher Vielfalt 
als Teil der Ausbildung;  

Qualitativ hochwertige Arbeit im 
Elementarbereich muss sich 
auch im Arbeitsentgelt von Er-
zieherinnen und Erziehern wi-
derspiegeln;  
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in den MINT-Fächern (Mathe-
matik, Informatik, Naturwissen-
schaften; Technik); 

Gezielt dem unterdurchschnittli-
chen Anteil von Frauen in wis-
senschaftlichen Berufen entge-
genwirken; 

Schaffung der Voraussetzungen 
für gemeinsames Handeln von 
Bund, Ländern und Kommunen 
im Bildungswesen und Ineinan-
dergreifen aller Glieder der Bil-
dungskette; Schaffung der 
grundgesetzlichen Vorausset-
zungen für eine solche Koope-
ration. 

durchlässiges Bildungssystem: 
Schulempfehlungen dürfen kei-
nen unumkehrbaren Bildungs-
weg mehr zementieren; Durch-
lässigkeit zwischen den einzel-
nen Bildungsstationen muss er-
höht werden; Kooperation von 
Schulen und Kitas und den ein-
zelnen Schulen in einem Netz-
werk; 

Sonderpädagogik: Integration 
vor Sonderbeschulung; Förder-
schulen sollten in einem Netz-
werk enge Kontakte mit ihrem 
Umfeld und den Regelschulen 
pflegen; Ausbau von Regel- und 
Förderschulen unter einem 
Dach, Einrichtung von Förder-
schulklassen an Regelschule; 

Bessere Rahmenbedingungen 
für die Hochbegabtenförderung; 
Entwicklung und Umsetzung 
von Standards im Bereich der 
Begabtenförderung; 

Verstärkung der Fortbildung von 
beruflich Qualifizierten ohne 
Abitur an Hochschulen; Schaf-
fung von Anreizen für Hoch-
schulen, den Anteil beruflich 
Qualifizierter zu erhöhen; 

Spezifische Unterstützung von 
Wissenschaftlerinnen und For-
scherinnen in ihrer beruflichen 
Entwicklung. 

Kita- und Studiengebühren ab-
schaffen: Lehr- und Lernmittel-
freiheit sichern, Schul- bzw; Prü-
fungsgebühren in der berufli-
chen Bildung abschaffen; 

Mitbestimmungsrechte in Bil-
dungseinrichtungen stärken: 
bundesweite Vertretungen von 
Schülerinnen und Schülern, El-
tern und Studierenden mit all-
gemeinpolitischem Mandat 
durchsetzen; 

Kompetenzen von Migrantinnen 
und Migranten wertschätzen: 
die im Herkunftsland erworbe-
nen Hochschul- und Berufsab-
schlüsse, Qualifikationen, Kom-
petenzen und beruflichen Erfah-
rungen anerkennen; 

Schaffung von Anreizen für 
Männer, sich in diesem Berufs-
feld zu betätigen, da der prozen-
tuale Anteil von Männern hier 
noch sehr gering ist; 

Reform des vielerorts konzepti-
onslos und schlecht vorbereitet 
eingeführten achtjährigen Gym-
nasiums; 

Schulen die Freiheit geben, 
selbst zu entscheiden, wie sie 
die vorgegebenen Bildungsziele 
erreichen. 
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Ausbildung und Weiterbildung in 
Deutschland genießen weltweit 
einen hervorragenden Ruf;  

Deutschland zum Weltmeister 
im Export beruflicher Bildungs-
angebote machen und Vermark-
tung gezielt fördern; 

Erfolgreichen Ausbildungspakt 
mit der Wirtschaft über 2010 
hinaus fortführen; 

Anpassung des bewährten dua-
len Systems an veränderte wirt-
schaftliche und technologische 
Anforderungen durch kontinuier-
liche Fortentwicklung der Aus-
bildungsberufe; 

Duales System stärken und 
mehr Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern den regelmäßi-
gen Zugang zu beruflicher Wei-
terbildung ermöglichen; Ausbil-
dungsberufe modernisieren; 
mehr Ausbildungsangebote, die 
eine betriebliche Ausbildung mit 
einem akademischen Studium 
verbinden; 

Recht für alle durchsetzen, den 
Schulabschluss jederzeit geför-
dert nachholen zu können; 

Dafür sorgen, dass Schülerin-
nen und Schüler mit rechtzeiti-
ger Berufsorientierung und Be-
rufseinstiegsbegleitung schon in 
der Schule auf die Ausbildung 
vorbereitet werden; 

Ausbildungspakt weiterentwi-
ckeln; Ausbildungsplatzver-
pflichtungen der Wirtschaft wei-
ter erhöhen;  Ausbildungsplätze 
auch für die geringer qualifizier-
ten Bewerberinnen und Bewer-
ber; 

Berufsausbildungsgarantie für 
alle, die älter als 20 Jahre sind 
und weder Berufsabschluss 
noch Abitur haben. 

 

 

Berufliche Bildung als zentrales 
Element der Innovationsfähig-
keit eines Staates; berufliche 
Weiterbildung als lebensbeglei-
tendes Lernen ist starke Säule 
des Bildungssystems; 

Enges Zusammenwirken von 
Schule und Betrieben bei der 
Verankerung der beruflichen 
Ausbildung in den Betrieben; 

Ausbildungsgänge müssen fle-
xibler und modular aufgebaut 
werden; 

Ausbildung soll in der Regel im 
Betrieb erfolgen; überbetriebli-
che Ausbildungszentren als 
Möglichkeit, um Ausbildungsin-
halte zu vermitteln; anerkannte 
Abschlussprüfung am Ende je-
der Ausbildung; 

Möglichkeit für Jugendliche mit 
mangelnder Ausbildungsreife, 
sich durch den Abschluss von 
zertifizierten Ausbildungsmodu-
len nachträglich zu qualifizieren; 

weiterhin staatliche Förderung 
der betrieblichen Weiterbildung; 
Beibehaltung des Prinzips des 
vollen Berufs; Ergänzung durch 
Modulausbildungsgänge für 
Qualifikationen unterhalb des 
vollen Berufs;  

Gute und umfassende Be-
rufsausbildung sichern: Schmal-
spurausbildungen und Warte-
schleifen abschaffen, 

Betriebe in die Verantwortung 
nehmen, Berufsausbildung re-
formieren und Qualität in den 
Mittelpunkt stellen; 

Mitbestimmungsrechte für au-
ßerbetriebliche Auszubildende 
stärken; 

Ausbildungsplatzumlage einfüh-
ren: die Unternehmen an der 
Finanzierung der Berufsausbil-
dung solidarisch beteiligen;  

Auswahlfähiges Ausbildungs-
platzangebot sicherstellen. 

Ausbildungssystem so umbauen 
und ausbauen, dass alle Ju-
gendlichen eine echte Chance 
auf einen guten Berufsstart be-
kommen und damit das Recht 
auf Ausbildung umgesetzt wird; 
bereits in der Schule größerer 
Stellenwert und geschlechts-
sensible Ausgestaltung für die 
Berufsorientierung;  

Produktionsklassen sollen 
Schulabschlüsse und Übergän-
ge in eine betriebliche Ausbil-
dung fördern;  

Veränderung des Übergangs-
systems, so dass jeder Ausbil-
dungsschritt anerkannt und auf 
die Ausbildung angerechnet 
werden kann;  

System »Dual Plus«: Erweite-
rung des bestehenden »Dualen 
Systems« um die überbetriebli-
chen Zentren als dritte Säule; 

Flexiblere Gestaltung der Be-
rufsausbildung durch Modulari-
sierung und Anerkennung von 
Teilqualifikationen; 

Gestaltung des deutsche Quali-
fikationsrahmens, dass er eine 
echte Gleichwertigkeit von be-
ruflicher und akademischer 
Ausbildung vorsieht und die 
Durchlässigkeit von Schule, Be-
ruf, Hochschule und Weiterbil-
dung – auch europaweit– ge-
währleistet; 
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Aufstieg durch Bildung und le-
benslanges Lernen - unabhän-
gig von finanzieller Lage und 
sozialer Herkunft; 

Arbeitnehmer müssen ihre be-
rufliche Weiterqualifizierung ver-
lässlich planen können; 

Lernzeitkonten vor betrieblichen 
Insolvenzen schützen; 

Lebenslanges Lernen ist für die 
Persönlichkeitsentwicklung un-
ersetzlich; allgemeine, berufli-
che, politische und kulturelle 
Bildung vermitteln in einer im-
mer komplexer werdenden Welt  
Grundorientierungen und Kom-
petenzen; 

Bildung muss immer möglich 
sein – ein Leben lang, auch 
nach der Erwerbsphase; 

Bekenntnis zu Bildung als öf-
fentlichem Gut; Staat und Politik 
sind in der Verantwortung, mehr 
Bildung für alle von Anfang an 
und ein Leben lang zu organi-
sieren; 

Möglichkeit für Berufsschülerin-
nen und –schüler schaffen, 
auch eine Fachhochschulreife 
zu erwerben; 

Möglichkeiten des Zugangs zu 
einem integrierten Fachhoch-
schulstudium und einer berufli-
chen Ausbildung vergrößern;  

Technikerinnen und Technikern, 
Meisterinnen und Meistern so-
wie anderen Berufstätigen mit 
Ausbildung gezielt den Zugang 
zu den Hochschulen und Uni-
versitäten öffnen; Zu diesem 
Zweck soll der Bezug von BA-
föG auch nach dem 30. Lebens-
jahr möglich sein. 

Lebenslanges Lernen als Leit-
gedanke liberaler Bildungspoli-
tik: Bildungssystem, das sich an 
den Lebensphasen eines Men-
schen ausrichtet und dafür spe-
zifische Angebote entwickelt; 

Verbesserung der Durchlässig-
keit der Bildungssysteme durch 
neue Kooperationsformen zwi-
schen Hochschulen, Erwachse-
nen- und Weiterbildungseinrich-
tungen sowie der Wirtschaft; 

Verbesserung der Studien- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten 
von Berufstätigen an den Hoch-
schulen; 

Bildungspakt der Generationen, 
in dem sich Bürger mit Berufser-
fahrung, vor allem auch junge 
Menschen, freiwillig engagieren 
und Kindern und Jugendlichen 
helfen. 

 

Weiterbildung als öffentliche 
Aufgabe verankern: mit einem 
Weiterbildungsgesetz den 
Rechtsanspruch, die Finanzie-
rung und Qualität von Weiterbil-
dung sichern;  

Unternehmen in die Verantwor-
tung nehmen und Branchen-
fonds bilden;  

Gesetze von Bund und Ländern 
zu einer Erwachsenenbildungs-
förderung ausbauen und allen 
Menschen – unabhängig vom 
Geldbeutel – lebenslanges Ler-
nen ermöglichen. 

Ziel: Weiterbildung und lebens-
begleitendes Lernen für alle 
Menschen möglich und attraktiv 
machen;  

Zentrale Voraussetzung dafür 
ist die Einführung eines Er-
wachsenen-BAföG, das keine 
Altersgrenzen und Berufsbe-
schränkungen kennt;  

Durch einen Mix von Zuschüs-
sen und Darlehen können Be-
rufsabschlüsse nachgeholt und 
Weiterbildungen finanziert wer-
den;  

Außerdem sollen Arbeitszeit-
konten für Weiterbildung genutzt 
werden; sie müssen beim Ar-
beitsplatzwechsel mitgenom-
men werden können und gegen 
Insolvenz geschützt sein; 

Individuelles Bildungssparen 
soll für alle Menschen ähnlich 
wie das Bausparen möglich sein 
und vor allem für Geringverdie-
ner besonders staatlich geför-
dert werden;  

Nötig sind außerdem eine gute 
Bildungsberatung für alle, die 
über passende Angebote und 
Finanzierungsmöglichkeiten in-
formiert, und besondere Bera-
tungsangebote für kleine und 
mittlere Betriebe, damit die be-
triebliche Weiterbildung ausge-
weitet wird. 
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Hochschulpakt konsequent um-
setzen; dadurch Beitrag zur 
Schaffung notwendiger neuer 
Studienplätze; 

Erhöhung der Attraktivität für 
Forschung und Lehre in 
Deutschland durch mehr Auto-
nomie für die Hochschulen; 

Förderung des Wettbewerbs 
zwischen den Hochschulen;  

Hinwirken auf geringere Stu-
dienabbrecherquoten; 

Ausbau der internationalen Att-
raktivität deutscher Hochschu-
len; 

Reform der Studienstrukturen 
nach dem „Bologna-Prozess“ 
muss unvoreingenommen über-
prüft und darf nicht schematisch 
auf alle Studiengänge erstreckt 
werden; 

Abschaffung des Hochschul-
rahmengesetzes. 

 

Keine Studiengebühren: Studi-
um darf nicht am Geld schei-
tern; Gebührenfreies Erststudi-
um bis einschließlich zum Mas-
ter; 

Verantwortlich für Hochschulen 
bleibt der Staat; Herstellung ei-
ner gerechten Verteilung der 
Lasten, Hochschulfinanzierung 
auf wettbewerbliches Anreizsys-
tem („Geld folgt Studierenden“) 
umstellen;  

Erhöhung der Zahl der Studien-
plätze; konsequente und über-
prüfbare Umsetzung des Hoch-
schulpakts; 

Verbesserung der Lehre an den 
Hochschulen; Absicherung des 
durch die Studienstrukturreform 
erhöhten Beratungsbedarfs der 
Studierenden; ausreichende 
Ausstattung der Hochschulen, 
um Studenten beim Erreichen 
der Studienziele zu helfen; 

Zugang erleichtern: mehr Fach-
kräfte ohne Abitur sollen studie-
ren können; qualifizierte Be-
rufsausbildung ist gleichrangig 
mit allgemeinbildendem Ab-
schluss; 

Bundeseinheitliche Regelung 
der Hochschulzulassung; Betei-
ligung aller Hochschulen �       

Weiterer Ausbau und dauerhaf-
te Absicherung einer wissen-
schaftlich exzellenten, wirt-
schaftlich leistungsfähigen und 
qualitativ hochwertigen Hoch-
schullandschaft; 

Gewinnung von mehr privatem 
Kapital für die Stärkung von 
Lehre und Forschung; 

Eliteförderung an den Hoch-
schulen ist wesentlich für die 
Zukunftschancen des Landes; 
Innovationsoffensive: Hoch-
schulen müssen in die Lage 
versetzt werden, hohe, wettbe-
werbsfähige Standards in der 
Ausbildung des wissenschaftli-
chen nach Abdeckung des 
Fachkräftemangel in allen Be-
reichen zu realisieren und den 
Wissens- und Technologietrans-
fer zwischen Hochschulen und 
Unternehmen zu verstärken; 

Hochschulpakt 2020: ausrei-
chende Finanzierung des zu-
sätzlichen Kapazitätsaufbaus, 
Anhebung der Grundpauschale 
um 25%; Weiterführung der Ex-
zellenzinitiative; vergleichbarer 
Wettbewerb für angewandte 
Forschung und Lehre an Fach-
hochschulen wird angestrebt; 

Offenen Studienzugang mit ei-
nem Hochschulzulassungsge-
setz bundesweit ermöglichen: 
individuelle Auswahlverfahren 
abschaffen, die lernfeindlichen 
Restriktionen des Bache-
lor/Master-Systems überwinden 
und als ersten Schritt dorthin 
Zugangsbeschränkungen beim 
Übergang vom Bachelor zum 
Master ausschließen; 

BAföG zur elternunabhängigen, 
bedarfsdeckenden und repres-
sionsfreien Grundsicherung 
ausbauen;  

Schritt für Schritt Elternunab-
hängigkeit ausbauen, die 
Höchstdauer der Zahlung an die 
durchschnittliche Studienzeit 
anpassen; 

Mit einem „Studienpakt II“ gute 
Studienbedingungen sichern: 
die Mittel pro Studienplatz erhö-
hen und sich dabei an den rea-
len Kosten orientieren;  

Bessere Betreuung im Studium; 
mehr Qualität und Offenheit so-
wie mehr Frauenförderung 
durch Regelungen zwischen 
Bund und Ländern garantieren; 

In den kommenden fünf Jahren 
Schaffung von mindestens 
500.000 zusätzlichen Studien-
plätzen; Finanzierung zum Teil 
aus einem Bund-Länder-Fonds 
nach dem Prinzip »Geld folgt 
Studierenden«;  

Schaffung tragfähiger bundes-
einheitlicher Regeln für Zulas-
sungen und Abschlüsse an 
Hochschulen und eine starke 
Servicestelle für Hochschulzu-
lassungen;  

Erleichterung des Zugangs für-
Nicht-Abiturientinnen und -
Abiturienten sowie Berufstätige 
durch bundesweit einheitliche 
Zulassungskriterien; 

Ziel, sämtliche Studiengebühren 
abzuschaffen beziehungsweise 
deren Einführung zu verhindern;  

Einrichtung bundesweiter Fach-
zentren für die Hochschullehre 
zur systematischen Erhöhung 
von Stellenwert und Qualität der 
Lehre; 

Umbau der Studienfinanzierung 
zu einem Zwei-Säulen-Modell: 
Kombination eines einheitlichen 
Sockelbetrags, der allen Studie-
renden elternunabhängig zugute 
kommt, mit einem Zuschuss für 
Studierende aus einkommens-
armen Elternhäusern als starke 
soziale Komponente; 
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 am zentralen Serviceverfahren; 

Starke, offene, demokratische 
Hochschulen: Hochschulauto-
nomie und universitäre Selbst-
verwaltung; Stärkung der inner-
universitären Demokratie, alle 
Statusgruppen müssen fair in 
Entscheidungen und Gremien 
eingebunden werden; 

Konkrete Zielvereinbarungen 
zur verstärkten Übernahme von 
Leitungsfunktionen in Hoch-
schulen und Forschungseinrich-
tungen durch Frauen; finanzielle 
Sanktionsmöglichkeiten bei 
Nichteinhaltung; 

Erhöhung des Frauenanteils 
des wissenschaftlichen Perso-
nals bis 2020 auf 40%; Profes-
sorinnen-Programm und Investi-
tionsprogramm für Kindertages-
stätten und Krippen an den 
Hochschulen.  

Höchstmaß an Autonomie, 
Gestaltungs- und Entfaltungs-
freiheit; Abschaffung des Hoch-
schulrahmengesetzes, Veranke-
rung der Autonomie der Hoch-
schulen im Grundgesetz; leis-
tungsorientierte Mittelvergabe, 
verbunden mit Globalhaushalten 
und Budgetautonomie; 

Weitgehende Personalhoheit: 
Abschaffung der Regelverbeam-
tung und des Vergaberahmens; 
eigener Wissenschaftstarifver-
trag, keine Altersgrenzen in der 
Wissenschaft;  

Abschaffung der ZVS; Studie-
rende sollen sich ihre Hoch-
schulen und Hochschulen ihre 
Studenten selbst aussuchen 
können; Sicherung der Qualität 
des Studienangebots durch an-
erkannte Akkreditierungsagen-
turen; 

Verstärkte Internationalisierung 
der Lehre; 

Finanzielle Planungssicherheit: 
Drei-Säulen-Modell aus staatli-
cher Grundfinanzierung, Stu-
dienbeiträgen und Eigenvermö-
gensaufbau; Entscheidung jeder 
Hochschule selbst, ob, in wel-
cher Höhe und für welche Stu-
diengänge sie Studienbeiträge 
erhebt;  

 
Bachelor-/ Master- Studiengän-
ge: Studienbedingungen müs-
sen verbessert, Verschulung 
und Arbeitsüberlastung zurück-
genommen, die Gesamtdauer 
von Bachelorstudiengängen fle-
xibler gehandhabt und der 
Wechsel zwischen Hochschulen 
auch innerhalb Deutschlands er-
leichtert werden; 

Auslandaufenthalte, Praktika 
und zivilgesellschaftliches En-
gagement müssen auch im Ba-
chelorstudium möglich sein.  
Ablehnung der Verknappung 
des Angebots durch starre Ü-
bergangsquoten oder hohe Ext-
ragebühren vom Bachelor zum 
Master; Jede Absolventin und 
jeder Absolvent eines Bache-
lorstudiengangs soll die Mög-
lichkeit haben, einen Masterstu-
diengang zu studieren;  

Einsatz für die demokratisch 
verfasste Hochschule, deren pa-
ritätisch besetzte Gremien über 
die Hochschulbelange entschei-
den;  

Hochschulen sollen das Prinzip 
der Barrierefreiheit für Men-
schen mit Behinderungen an-
wenden; Dies gilt für den Zu-
gang und für die Nutzung der 
Lehrangebote. 
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  Hochschulen sollen zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben in For-
schung und Lehre langfristig ei-
genes Vermögen bilden; Verän-
derung des Stiftungsrechts, Erb-
rechts und Steuerrechts so, 
dass es Privatpersonen und Un-
ternehmen attraktiver wird als 
bisher, Hochschulen finanziell 
zu unterstützen; Sponsoring soll 
nicht durch bürokratische 
Hemmnisse behindert werden; 
Unternehmen sollen ermutigt 
werden, Stiftungsprofessuren zu 
vergeben; 

Möglichkeit einer elternunab-
hängigen Finanzierung der Le-
benshaltungskosten durch Dar-
lehen für jeden Studierenden; 
Zusammenführung der BAföG-
Förderung mit den weiteren 
Kreditprogrammen; 

Aufbau eines Stipendiensys-
tems auf international üblichem 
Niveau; Erhöhung des Anteils 
der Geförderten auf 10%; 

Stärkung des Aufbaus von pri-
vatem Bildungskapital; Förde-
rung von Bildungssparkonten; 

Ermöglichung eines erleichter-
ten Markteintritts für Hochschu-
len in freier Trägerschaft durch 
faire Wettbewerbsbedingungen; 
Möglichkeit zur Überführung 
staatlicher Hochschulen in pri-
vate Formen. 
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Staat und Wirtschaft sollen ge-
meinsam mindestens 3% des 
BIP in Forschung und Entwick-
lung investieren; 

Fortführung der Hochtechnolo-
gie-Strategie; Bündelung der 
Forschungspotenziale unter ei-
nem Dach; 

Ausbau vorhandener Stärken 
wie in der Verkehrs-, Automobil- 
und Mobilitätsforschung, in der 
Entwicklung und Anwendung 
neuer Werkstoffe und im Anla-
gen- und Maschinenbau; 

Stärkung der Forschung insb. in 
den Bereichen Gesundheit, Al-
tern, Medizintechnik, Ernährung, 
Nachhaltigkeit und Umwelt und 
Anpassung an den Klimawan-
del; 

Forschungseinrichtungen stär-
ken; 

„Pakt für Forschung und Innova-
tion“ verwirklichen, zweite Run-
de der Exzellenzinitiative für die 
Hochschulen und den Hoch-
schulpakt konsequent umset-
zen; 

Auseinandersetzung über ethi-
sche Grenzen der Forschung 
sachlich und in der Überzeu-
gung, dass Deutschland im in-
ternationalen Wettbewerbfor-
schungsfreundliche Rahmenbe-
dingungen braucht, führen; 

Exzelleninitiative über das Jahr 
2011 hinaus fortsetzen; 

Weiterentwicklung der Internati-
onalisierung von Lehre und For-
schung, damit mehr Spitzenkräf-
te aus dem Ausland zu uns 
kommen und Forscherinnen und 
Forscher in unserem Land blei-
ben; Einwanderungsrecht und 
Verdienstmöglichkeiten so ges-
talten, dass die besten Köpfe zu 
uns kommen; 

Studiengänge und Abschlüsse 
müssen international vergleich-
bar sein; 

Wissenschaftlichen Nachwuchs 
fördern: Nachhaltiger Ausbau 
der Juniorprofessur; Auflegen 
eines Förderprogramms für den 
akademischen Mittelbau sowie 
für attraktive Anwerbe- und 
Rückholprogramme; 

Zur Erleichterung der Bildung 
und Förderung von Clustern und 
Forschungsnetzen Vereinfa-
chung der Integration von 
Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen und Flexibilisie-
rung der Wissenschaftsstruktu-
ren; 

Forschungseinrichtungen bes-
ser fördern: Fortsetzung und 
Weiterentwicklung des Pakts für 
Forschung; 

Forschungsfreiheitsinitiative: 
Modernes Zuwanderungs- und 
Aufenthaltsrecht für ausländi-
sche Fachkräfte und Spitzenfor-
scher, Lockerung der Alters-
grenzen für Wissenschaftler; 

Bessere Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses, ins-
besondere von Frauen, um die 
Forscherflucht zu stoppen; 

Weitergeltung des Paktes für 
Forschung und Innovation über 
2010 hinaus; 

Bündelung der Klein- und Ni-
schenprogramme zur For-
schungsförderung; regelmäßige 
interne und externe Evaluation 
der Forschungsförderung; 

Forschungsfreundlichere Aus-
gestaltung von Patentrecht und 
Urheberrecht; 

Steuer- und Haushaltsrecht, 
Ordnungs- und Gewerberecht, 
Baurecht, öffentliches vergabe-
recht und Beantragung von För-
dermitteln müssen transparen-
ter, einfacher und anwendungs-
freundlicher werden; 

Wissenschaftsfreiheitsgesetz, 
das den staatlichen außeruni-
versitären Forschungseinrich-
tungen die Verantwortung für ih-
re Sach-, Personal- und Finanz-
angelegenheiten überträgt;  

Öffentliche Forschungsförde-
rung auf gemeinwohlorientierte 
Ziele ausrichten: teure Prestige-
projekte, Rüstungsforschung 
und industriegeführte Forschung 
aus öffentlichen Mitteln been-
den;  

Einseitige Orientierung auf milli-
ardenschwere Förderung von 
Exportbranchen aufgeben;  

Steuerliche Förderung von For-
schung und Entwicklung in Un-
ternehmen als teure Subvention 
ohne jegliche Steuerungswir-
kung ablehnen; 

Neue Instrumente der For-
schungsförderung entwickeln: 
öffentliche und zivilgesellschaft-
liche Akteure wie Unternehmen 
der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge, kommunale Verwaltungen 
oder gemeinnützige Projektträ-
ger zu Auftraggebern für For-
schungsleistungen machen;  

Erneuerung des öffentlichen 
Personen- und Güterverkehrs, 
der Energieversorgung und –
speiche-rung, der Gesundheits- 
und Pflegeversorgung, der öf-
fentlichen Verwaltung sowie des 
Bildungssystems Vorrang ein-
räumen; 

Globale Verantwortung für die 
Bekämpfung vernachlässigter 
Krankheiten übernehmen;  in 
einem ersten Schritt zehn Pro-
zent der in der „Pharmainitiati-
ve“ �  

Leistungsstarkes Wissen-
schaftssystem mit attraktiven 
und verläßlichen Zukunftsper-
spektiven für Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler und 
Forschung und Lehre;  

Open Access: Forschungser-
gebnisse, die mit öffentlichen 
Geldern erzielt wurden, sollen 
der Öffentlichkeit auch frei zu-
gänglich sein; 

Anteil der Mittel für Forschung 
und Entwicklung muss endlich 
die seit Jahren zugesagten 3% 
des Bruttoinlandsprodukts errei-
chen;  

Pakt für Forschung und Innova-
tion fortschreiben, begonnenen 
Einstieg in die Vollkostenfinan-
zierung bei Forschungsprojek-
ten verstetigen; Kooperationen 
zwischen Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungsein-
richtungen von Bund und Län-
dern stärken und ausbauen und 
Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler der Forschungsein-
richtungen in die Lehre an den 
Hochschulen stärker einbezie-
hen; 

Ausweitung der Juniorprofessur; 

Forschungs- und Institutionsför-
derung müssen an verbindliche 
Gleichstellungsziele geknüpft 
und � 
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Forschungsförderung für den 
Mittelstand zur Intensivierung 
des Technologietransfers weiter 
steigern. Förderprogramme so 
effizient wie möglich gestalten, 
damit kleine und mittlere Tech-
nologieunternehmen im globa-
len Wettbewerb noch erfolgrei-
cher sind; Dafür müssen For-
schungsergebnisse schneller in 
Produkte und Dienstleistungen 
umgesetzt werden; 

Gesundheitsforschung: durch 
gezielte Schwerpunktförderung 
die Forschungsanstrengungen 
verstärken und die Arbeiten der 
verschiedenen Forschungsein-
richtungen durch die Schaffung 
eines Forschungsnetzwerkes 
koordinieren; Ausbau der Spit-
zenstellung Deutschlands auf 
dem Gebiet der Medizinfor-
schung; 

 

Steigerung der gesamtwirt-
schaftlichen Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben auf 3% 
des Bruttoinlandsproduktes bis 
2015; 

Verstärkte Investitionen in 
nachhaltige Bereiche mit einem 
Vorrang für Innovationen in Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft sowie für eine 
gute Infrastruktur; 

Steuergutschriften für For-
schung: neue finanzpolitische 
Spielräume nutzen und die be-
stehenden Formen der Projekt-
förderung durch eine steuerliche 
Förderung von Forschungsan-
strengungen von Unternehmen 
in Form einer Steuergutschrift 
(„tax credit“) für kleine und mitt-
lere Unternehmen ergänzen; 

Energieforschung ausweiten: 

 

Bessere Forschungsfinanzie-
rung: Erreichen und Übertreffen 
des Ziels, mindestens 3% des 
BIP für Forschung und Entwick-
lung auszugeben; Erleichterun-
gen für Wagniskapitalgeber 
(Private-Equity-Gesetz); Stif-
tungsrecht vereinfachen; 

Einstieg in die Vollkostenfinan-
zierung fortsetzen; Overhead-
Finanzierung soll von 20 auf 
40% steigen; 

Wegfall der forschungsfeindli-
chen Hemmnisse der jetzigen 
Unternehmensteuerreform; kei-
ne Beschränkung der steuerli-
chen Abzugsfähigkeit von Inves-
titionen in Forschung und Ent-
wicklung; wirksame steuerliche 
Forschungs- und Entwicklungs-
Förderung, besonders auch für 
kleine und mittlere Unterneh-
men; 

Freiheit für die Forschung: Ab-
lehnung von Denkblockaden 
und ideologischer Fixierung auf 
bestimmte Technologien; Förde-
rung von Fusionsforschung, 
kerntechnischer Sicherheitsfor-
schung, Stammzellforschung, 
grüner Gentechnik, Biotechno-
logie und Nanotechnologie und 
Raumfahrtprojekten im wettbe-
werblichen Verfahren unter 
transparenten und verantwor-
tungsvollen Rahmenbedingun-
gen; 

 

eingeplanten Mittel dafür einset-
zen; 

Forschung zur Lösung globaler 
Herausforderungen finanzieren: 
Mittel für die Schwerpunktfor-
schung zur Umwelt und Klima-
entwicklung, Wasser- und Ener-
gieversorgung, Nord-Süd-
Gerechtigkeit und zivilen Kon-
fliktlösung aufstocken;  

Ostdeutsche Forschungsland-
schaft stärken; 

Arbeitsbedingungen von Wis-
senschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern verbessern: Mitbe-
stimmung und demokratische 
Selbstverwaltung in den Wis-
senschaftseinrichtungen der 
Forschungsorganisationen und 
in den Hochschulen stärken und 
wissenschaftsspezifische Rege-
lungen in den Tarifverträgen zur 
sozialen Absicherung des wis-
senschaftlichen Mittelbaus er-
möglichen; 

Frauen in der Wissenschaft 
stärker fördern: die Geschlech-
terperspektive in alle öffentlich 
geförderten Forschungsprojekte 
integrieren; Geschlechter dis-
kriminierende Auswahlverfahren 
sowie unsichere und ausgren-
zende Karrierewege überwin-
den; 

Gender-Perspektiven selbstver-
ständlicher Bestandteil von For-
schungsfragen werden; 

Konsequente Frauenförderung 
– auch und gerade an der Spit-
ze der Hochschulen; 

Schwerpunkt öffentlicher For-
schungsförderung auf der 
Grundfinanzierung von For-
schungseinrichtungen und in 
der wettbewerblichen Pro-
grammförderung; Wagniskapital 
soll stärker als bisher unterstützt 
werden, um die Ausgründung 
innovativer Unternehmen zu er-
leichtern; 

Forschungsfreiheit: Menschen-
würde und Menschenrechte ha-
ben stets Vorrang vor For-
schungs- und Verwertungsinte-
ressen in der Medizin, den Le-
benswissenschaften, der Bio-
technologie und  beim Schutz 
von Umwelt und Tieren; Alterna-
tiven zu Tierversuchen müssen 
konsequent angewandt werden, 
die Erforschung von Ersatzme-
thoden verstärken;  

Friedens- und Konfliktforschung 
stärken und Forschung zu mili-
tärischen Zwecken so weit wie 
möglich reduzieren; 

Risikoforschung und Technik-
folgenabschätzung sollen zum 
integralen Bestandteil von For-
schung werden; 
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Breiter und klimafreundlicher 
Energiemix; Verteilung deut-
scher Energie-Importe auf mög-
lichst viele Länder;  

Ausbau des deutschen Strom-
verbundnetzes zum Baustein 
eines europaweiten Stromtrans-
portnetzes; Beseitigung nationa-
ler Engpässe, Schaffung der nö-
tigen grenzüberschreitenden 
Kuppelstellen;  

Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für eine möglichst 
schnelle Modernisierung des 
konventionellen Kraftwerkparks; 
Stärkung der dezentralen Ener-
gieversorgung; Technologie zur 
Abscheidung und Speicherung 
von CO2 kann einen wichtigen 
Beitrag zur Klima freundlichen 
Nutzung fossiler Energieträger 
leisten; 

Verstärkung der Aufklärungsar-
beit über energiepolitische Zu-
sammenhänge; 

Erarbeitung und ständige Fort-
schreibung eines "Energie-Atlas 
Deutschland", Aufzeigen regio-
naler und lokaler Potenziale er-
neuerbarer Energien;  

Weiterentwicklung des quantita-
tiven zu einem qualitativen Aus-
bau der erneuerbaren Energien, 
insbesondere durch eine zu-
kunftsfähige � 

 Leitprojekt „Weg vom Öl“: 
Deutschland soll im Bereich der 
Energie mittelfristig unabhängig 
von Ölimporten werden; 

Ausbau Erneuerbarer Energien: 
Stromerzeugung bis 2020 zu 
mindestens 35% auf Erneuerba-
re Energien, bis 2030 zu 50%; 

Reduzierung der Treibhausgas-
emissionen bis 2020 um min-
destens 40% gegenüber 1990; 

Einrichtung eines speziellen 
Klimaschutz-Innovationsfonds, 
der umfassend Risikokapital für 
innovative Klimaschutztechno-
logien zur Verfügung stellt; 

Einführung eines Hocheffizienz-
Gesetzes  mit dem Ziel, bis 
2020 11% des jetzigen Strom-
verbrauchs einzusparen; 

Anhebung der Anforderungen 
der Energieeinsparverordnung 
für Neubauten um 30%; 

Verpflichtende Einführung des 
bedarfsorientierten Energiebe-
darfsausweises für alle Gebäu-
de 

Erhöhung der Sanierungsrate 
von Gebäuden auf 2-3% pro 
Jahr, dazu Erhöhung der Zu-
schüsse aus dem CO2-
Gebäudesanierungsprogramm 
� 

Konsistentes Energiekonzept, 
das Energieversorgung umwelt-
freundlich, sicher und bezahlbar 
macht; Mobilität und Heizen darf 
kein Luxusgut sein; 

Spürbare Entlastung aller Bür-
ger von hohen Energiepreisen; 
Absenkung des Umsatzsteuer-
satzes auf Energie von 19 auf 
7%, alternativ Senkung der Ö-
kosteuer; Senkung der 
Stromsteuer; 

Stärkere Anbindung der deut-
schen an die europäischen E-
nergiemärkte; Erhöhung der 
Kapazitäten für Stromexporte 
aus der EU; 

Wettbewerb auf den Energie-
märkten; Aufbrechen der auf nur 
vier Unternehmen konzentrier-
ten Herrschaft über die Ener-
gieerzeugung; Stärkung des 
Bundeskartellamtes durch Än-
derung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen; 

Förderung eines echten europä-
ischen Binnenmarktes für Ener-
gie; Möglichkeit für private Un-
ternehmen, langfristige Gaslie-
ferverträge mit Exportländern 
außerhalb Russlands abzu-
schließen;  

Niedrigere Netzentgelte durch 
strikte Kontrolle der Netzbetrei-
ber;  

Vollständiger Umbau der Ener-
giewirtschaft: erneuerbare E-
nergien bis zur regenerativen 
Vollversorgung konsequent und 
schnell vorantreiben;  

Erneuerbare-Energien-Gesetz 
noch wirksamer ausgestalten; 
Wärme aus erneuerbarer Ener-
gie und Kraft-Wärme-Kopplung 
vorantreiben;  

Einführung eines Energiespar-
fonds mit dem Fokus auf För-
derprogramme für einkom-
mensschwache Haushalte;  

Strengere ordnungsrechtliche 
Standards für den Energie-
verbrauch von Büro- und Haus-
haltsgeräten, u;a; ein Verbot 
sogenannter Stand by-
Schaltungen mit einem 
Verbrauch von über 1 Watt;  

„Top-Runner“-Programme für 
Elektrogeräte, in denen alle drei 
Jahren das energie- und res-
sourcensparendste Gerät als 
gesetzlicher Mindeststandard 
festgeschrieben wird;  

Energetische Sanierung des 
Gebäudebestandes und Klima-
neutralität von Neubauten; 

Bundesrechtliche Vorgaben für 
eine ökologische Bauleitpla-
nung;  

Endlagerstandorte Gorleben 
und Schacht Konrad aufgeben; 

Klimaschutz als Staatsziel ins 
Grundgesetz; 

Energieeffizienz als ein Schwer-
punkt der Regierungsarbeit;  

Globale Erwärmung in diesem 
Jahrhundert auf ein Minimum 
begrenzen; Reduzierung des 
Treibhausgasausstoßes in allen 
Industriestaaten um deutlich 
mehr als 80% bis 2050; bis 
2020 um 40% im Verhältnis zu 
1990; verbindliche Festschrei-
bung dieses Ziels in einem Kli-
maschutzgesetz; 

Bis 2040 Bereitstellung von 
100% der Energie in Deutsch-
land aus erneuerbaren Quellen; 
in der Stromerzeugung schon 
bis 2030; 

Bis 2020 mindestens 40% er-
neuerbare Energien bei der 
Stromproduktion, 30% bei der 
Wärmeproduktion; 

Weiterer starker Ausbau der Er-
neuerbaren Energien; Ausräu-
mung bestehender bauplaneri-
scher Hindernisse unter Wah-
rung der Naturschutzbelange;  

Wärmegesetz, das auch im Ge-
bäudebestand die Nutzung er-
neuerbarer Energien vorgibt;  

Nachrüstung aller Gebäude auf 
mindestens 20% erneuerbare 
Wärme bis 2020; 
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Strominfrastruktur unter Ein-
schluss "Intelligenter Stromnet-
ze" und Speichertechnologien; 
Weiterentwicklung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes und 
Ausrichtung am Ziel einer wirt-
schaftlichen und bedarfsgerech-
ten Energieversorgung; 

Kernenergie als Brückentechno-
logie und vorerst unverzichtba-
rer Teil in einem ausgewogenen 
Energiemix; Laufzeitverlänge-
rung der sicheren deutschen 
Anlagen; Ablehnung eines Neu-
baus von Kernkraftwerken; Nut-
zung der Gewinne aus der 
Laufzeitverlängerung zur For-
schung im Bereich der Energie-
effizienz und der erneuerbaren 
Energien sowie zur Senkung 
der Strompreise; 

Sichere Endlagerung radioakti-
ver Abfälle; sofortige Aufhebung 
des Moratoriums zur Erkundung 
des Standortes Gorleben, Auf-
lösung der Zwischenlager an 
den Kraftwerken so schnell wie 
möglich; 

Stärkere Förderung der For-
schung an effizienten Technolo-
gien; gemeinsam mit der Wirt-
schaft für ein "Aktionsbündnis 
Energieeffizienz"; 

auf jährlich 2 Mrd. €; 

Knüpfung der Energiesteuerpri-
vilegien für das produzierende 
Gewerbe an die Einführung von 
Energiemanagementsystemen; 

Investitionen in die Modernisie-
rung der Kohle- und Gaskraft-
werke, um weniger CO2 zu e-
mittieren; 

Weitere Absenkung der Emissi-
onsbudgets im Rahmen der EU 
und der internationalen Verein-
barungen; 

Vorantreiben der Energiebera-
tung für Verbraucher; 

Einführung eines Klimaschutz-
Investitionsgesetzes, das im 
Steuerrecht klare und verlässli-
che Anreize für Investitionen in 
Energieeffizienz und Erneuerba-
re Energien schafft; 

Nutzung der Einnahmen aus 
Emissionszertifikaten für Klima-
schutz- und Umweltmaßnah-
men; 

Vorlage eines „Nationalen Akti-
onsplans Erneuerbare Ener-
gien“ zur Beschleunigung des 
Ausbaus erneuerbarer Energien 
in Stromversorgung, Wärmebe-
reich und Transportsektor; 

Ausbau der Energieinfrastruktur; 
Auflösung des Genehmigungs-
staus bei Kraftwerken und Lei-
tungsausbau; Ermöglichung der 
Modernisierung und Ertüchti-
gung der Stromnetze durch ver-
kürzte Planfeststellungsverfah-
ren;  

Versorgungssicherheit durch i-
deologiefreien Mix aus Energie-
trägern und Erzeugungstechno-
logien sichern; 

Strategisch angelegte Energie-
außenpolitik; Abstimmung einer 
Energiestrategie, die neben So-
lidarität in Krisenfällen insbe-
sondere auch einheitliches Auf-
treten sicherstellt; 

Senkung des Ausstoßes von 
Treibhausgasen in der EU um 
30% bis 2020; Entwicklungspfad 
für 2050 mit Reduzierung um 
60-80% in den Industrieländern; 

Verbindliche, ambitionierte und 
weltweite Klimaschutzziele im 
Rahmen eines Post-Kyoto-
Abkommens unter Einschluss 
der USA, Chinas und Indiens; 
globaler Kohlenstoffmarkt als 
vorrangiges Ziel; 

Ausweitung des Emissionshan-
dels auf den gesamten � 

neue Standorte, transparent und 
gerichtlich nachprüfbar, auf Kos-
ten der Atomindustrie suchen;  

Unverzüglicher und unumkehr-
barer Ausstieg aus der Atom-
wirtschaft;  

Vergesellschaftung der Strom- 
und Gasnetze; Rekommunali-
sierung zentraler Teile der E-
nergieversorgung;  

Sozialtarife verbindlich einfüh-
ren, Versorgung mit Strom und 
Heizenergie für alle garantieren; 

Besteuerung der Extraprofite 
der Energiekonzerne aus dem 
Emissionshandel;  

Wiedereinführung der Strom- 
und Gaspreisaufsicht durch die 
Länder und Schaffung von 
Verbraucherbeiräten in der 
Preisaufsicht;  

Versteigerung statt kostenloser 
Vergabe von Emissionszertifika-
ten; Versteigerungserlöse für 
den Klimaschutz und zur sozia-
len Abfederung der Energie-
wende einsetzen;  

Schrittweise schärfere CO2-
Vorgaben für Industrie und Indi-
vidualverkehr machen;  

Keine Agroenergie-Importe aus 
dem Nicht-EU-Ausland und Fo-
kus bei der Biomassenutzung 
auf der gekoppelten Erzeugung 
von Strom und Wärme; 

„Masterplan Netzintegration“: 
Schaffung eines intelligenten 
Stromnetzes mit optimaler In-
tegration erneuerbarer Ener-
gien, Voranbringen des Baus 
eines europaweiten Hochspan-
nungsgleichstromnetzes zum 
Transport von Strom aus erneu-
erbaren Energien; 

Energienetze gehören in die 
Hand einer konzernunabhängi-
gen Deutschen Netzgesellschaft 
mit staatlicher Mehrheitsbeteili-
gung und Regulierung  

Fortsetzung des Atomausstiegs 
ohne Wenn und Aber; keine 
Laufzeitverlängerung; alte, be-
sonders riskante Meiler vorzeitig 
vom Netz nehmen; Einsatz für 
weltweiten Ausstieg aus der zi-
vilen Nutzung der Atomenergie; 

Überführung der betrieblichen 
Rückstellungen der Betreiber für 
Entsorgung und Rückbau der 
Reaktoren in einen öffentlich-
rechtlichen Fonds, dessen Mittel 
nach ambitionierten Nachhaltig-
keitsstandards angelegt werden; 

Einführung einer Brennelemen-
testeuer, um ungerechtfertigte 
Profite abzuschöpfen und der 
Atomwirtschaft Kosten der A-
tomenergie aufzuladen; 
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Weiterführung und flexiblere 
Gestaltung der erfolgreichen 
KfW-Programme zur energeti-
schen Gebäudesanierung; 

Stärkung der Energiekompetenz 
der Verbraucher; Förderung der 
Verbreitung Energie sparender 
Geräte mit marktkonformen Mit-
teln; anspruchsvolle Höchst-
verbrauchsstandards, Anreize 
für die Anschaffung besonders 
Energie sparender Geräte, 
Stromeffizienz als Kriterium der 
öffentlichen Beschaffung; 

"Effizienzstrategie Mittelstand", 
mit verbesserter Aufklärung so-
wie zinsverbilligten Darlehen 
und Zuschüsse für Energieeffi-
zienzmaßnahmen; 

Breit angelegte, technologieof-
fene Energieforschung; 
Deutschland soll Weltmarktfüh-
rer bei Klima schonenden Ener-
gieträgern und Klimaschutz-
technologien in allen Bereichen 
werden; 

Forschung an Speichertechno-
logien als Schwerpunkt im Be-
reich der Förderung regenerati-
ver Energieformen; 

Beschleunigung des Zukunfts-
projekts Elektromobilität mit der 
dazu � 

Nutzung der Technologieführer-
schaft bei Nutzung der Wind-
energie auch auf dem Meer; 

Erreichen der Netzparität bei 
der Photovoltaik bis Ende 2013; 

Schaffung lückenloser und um-
fassender Zertifizierungssyste-
me, die den nachhaltigen Anbau 
von Pflanzen zur Erzeugung 
von Bioenergie sicherstellen, bis 
2010; 

Durchsetzung des im Atomge-
setz geregelten Ausstiegs aus 
der Atomenergie; bis 2021 
kompletter Ausstieg; Verlänge-
rung der Laufzeiten würde drin-
gend nötige Investitionen in 
neue Technologien verzögern; 

Ergebnisoffenes und an interna-
tionalen Standards ausgerichte-
tes Auswahl- und Vergleichsver-
fahren zur Lösung der Endlage-
rung; keine politische Vorent-
scheidung für den Standort Gor-
leben; 

Schaffung der Voraussetzungen 
für eine zusätzliche und ange-
messene Beteiligung der Ener-
giekonzerne der Atomwirtschaft 
an den Kosten der notwendigen 
Sanierung der atomaren Endla-
gerstätten Asse II und Morsle-
ben;   

Verkehrs- und Wärmesektor; 
Zügige Verhandlungen zur Ver-
netzung des EU- Emissions-
handels mit bestehenden und 
geplanten Handelssystemen 
z.B. in Nordamerika und Austra-
lien; 

Volle Ausschöpfung der rechtli-
chen Spielräume zur Verwen-
dung der Versteigerungserlöse 
aus dem Emissionshandel; Nut-
zung zur Senkung der 
Stromsteuer und anderer Ener-
giesteuern;  

Erhöhung des Anteils der Er-
neuerbaren Energien auf 20% 
bis 2020; systematisches Vo-
rantreiben der Nutzung der E-
lektromobilität in Europa; 

Nachdrückliche Verfolgung der 
Strategie eines Stromverbundes 
mit Nordafrika innerhalb der Mit-
telmeerunion; Gestaltung der 
Eigentumsrechte an transkonti-
nentalen Leitungen, dass ein 
diskriminierungsfreier Zugang 
für die Anlagenbetreiber gesi-
chert ist; 

Klimaschutzpolitik als Wettbe-
werbsmotor; mehr Energieeffi-
zienz und Energiesparen als 
zentrale Klimaschutzstrategien; 
keine überzogenen Regelun-
gen, sondern ökologische �  

 Abschaffung der Sonderrechte 
und Subventionen für die Atom-
industrie; 

Ablehnung des Baus neuer kli-
maschädlicher Kohlekraftwerke; 

Ablehnung des CCS-Gesetzes; 
keine CO2- Endlagerexperimen-
te zu Lasten nachfolgender Ge-
nerationen und zukünftiger Nut-
zungen; 

Reform des Genehmigungs-
rechts für Kohlekraftwerke mit 
gesetzlicher Vorschrift eines 
hohen elektrischen Mindestwir-
kungsgrades für neue Kraftwer-
ke; 

Starten einer Energiesparoffen-
sive, um Energiekosten zu sen-
ken;  

Anspruch auf energetische Sa-
nierung und einen fairen Aus-
gleich zwischen Mietern und 
Vermietern; umfassendes Fi-
nanzprogramm für Vermieter für 
die energetische Gebäudesa-
nierung, das auch direkte Zu-
schüsse bietet; 

Stärkere Förderung erneuerba-
rer Wärme, um die Abhängigkeit 
von Öl und Erdgas zu verrin-
gern; 

Einrichtung eines Energiespar-
fonds (mindestens 2 Mrd. € jähr-
lich), der finanziell � 
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notwendigen Infrastruktur; In-
dustrie, Wissenschaft und Politik 
müssen eine Strategie für Zu-
kunftstechnologien des Auto-
mobils entwerfen; 

Bündelung der Kompetenzen in 
der Energiepolitik innerhalb der 
Bundesregierung; 

Energiepreise dürfen die Sub-
stanz des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland nicht gefährden 
oder Energie zu einer sozialen 
Frage machen; Vermeidung ei-
ner weiteren Verteuerung von 
Energie, Setzung von Voraus-
setzungen für einen funktionie-
renden Wettbewerb im Energie-
sektor; 

Einsatz für ein verbindliches 
Kyoto-Plus-Abkommen; Verein-
barung verbindlicher Klima-
schutzziele gemeinsam mit den 
EU SH, mit Zielen von Ent-
wicklungs- und Schwellenlän-
dern beim Klimaschutz; 

Einsatz für den Schutz beson-
ders sensibler Naturräume, wie 
das Wattenmeeres und der Al-
pen, sowie den Waldumbau hin 
zu klimaresistenteren Wäldern 
und für die Stärkung des Hoch-
wasserschutzes; verstärkte In-
vestitionen in ausreichende 
Wasserrückhalteräume, �  

Auf absehbare Zeit kann auf 
Nutzung von Kohle und Gas 
nicht verzichtet werden;  

Emissionshandel als zentrales 
Instrument, um neue Investitio-
nen in hochmoderne, effiziente 
fossile Kraftwerke zu ermögli-
chen; 

Anpassung des Genehmigungs-
rechts, um alte ineffiziente Koh-
le- und Gaskraftwerke durch 
neue, effizientere zu ersetzen; 

Weiterentwicklung der Techno-
logie zur Abscheidung von Koh-
lendioxid; dabei Vorrang der 
Wiederverwendung vor Endla-
gerung; Unternehmen müssen 
Langzeitsicherheit der Speicher 
gewährleisten; 

Ausbau der Kraft-Wärme-
Kopplung bis 2020 auf Anteil 
von mindestens 25% an der ge-
samten Stromversorgung; 

Revisionsklausel für den deut-
schen Steinkohlebergbau schon 
rechtzeitig vor 2012 wirksam 
machen; 

Ausweitung der Energiefor-
schung; Schwerpunkte auf E-
nergieeffizienz, Erneuerbare 
Energien, Speichertechnolo-
gien. 

Konsumentenverantwortung 
(Bewusste Entscheidung des 
Einzelnen aufgrund transparen-
ter Verbraucherinformation); 

Schaffung von Alternativen zu 
Kohle, Öl und Gas; Langfristig 
CO2-neutrale Energieversor-
gung, mittelfristig Energiemix, 
der Klimaschutz, Versorgungs-
sicherheit und Wirtschaftlichkeit 
vereint; 

Förderinstrument für erneuerba-
re Energien im Emissionshan-
del, Überprüfung alle zwei Jah-
re, Fortsetzung nur bei nach-
weisbarem Entwicklungsfort-
schritt; 

Nachdrückliche Intensivierung 
der Forschung für die Speiche-
rung flukturierender erneuerba-
rer Energien; Privilegierung der 
erneuerbaren Energien im Bau-
gesetzbuch; 

Aufhebung aller Beschränkun-
gen für die Direkteinspeisung 
von Biogas; Einfrieren der Bei-
mischungsquote für Biokraftstof-
fe auf jetzigem Niveau, mittel-
fristige Abschaffung; 

Kohleverstromung klimaverträg-
licher machen; aus Gründen der 
Versorgungssicherheit und der 
preisgünstigen � 

 Schwächeren helfen soll, Strom 
und Wärme einzusparen und 
Energiekosten zu senken; 

Finanzierung von Programmen 
zur energetischen Sanierung 
von Wohngebäuden in Stadttei-
len mit einem hohen Anteil ein-
kommensschwacher Haushalte 
und zum Austausch teurer und 
umweltschädlicher Stromhei-
zungen; 

Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen für Kraft-Wärme-
Kopplung, Erhöhung des Anteils 
an der Stromerzeugung auf 
30% bis 2020; 

Globales Klimaabkommen; be-
schleunigter Ausbau erneuerba-
rer Energien weltweit und effek-
tiver Emissionshandel;  

Emissionszertifikate grundsätz-
lich versteigern, statt sie zu ver-
schenken; 

Klimaschutzpolitik muss zum 
ökologischen Umbau der Indust-
riegesellschaft führen; 

Neues Klimaabkommen muss 
auf einem gerechten Ausgleich 
zwischen Nord und Süd beru-
hen; 

Industrieländer müssen nicht 
nur ihren Ausstoß an Treib-
hausgasen konsequent � 
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in die Sicherung der Wasser-
ressourcen und die stärkere 
Vernetzung der Wasserversor-
gung; 

Fortentwicklung des Emissions-
handels unter Beachtung der 
Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen und europäischen Indust-
rie; stärkere Vernetzung mit 
Staaten und Handelssystemen 
außerhalb der EU; Ausgleich für 
wachsende einseitige Belastun-
gen aus dem Emissionshandel 
an anderer Stelle; Weiterent-
wicklung des Emissionshandels 
zu einem globalen System und 
Einbeziehung weiterer Bran-
chen; finanzielle Unterstützung 
für Maßnahmen zum Klima-
schutz und zur Vorbeugung ge-
gen die Folgen des Klimawan-
dels mit Einnahmen aus dem 
Emissionshandel; 

Absenkung des CO2- Aussto-
ßes bis 2020 um 40%; Anteil 
erneuerbarer Energien an der 
Stromerzeugung bis 2020 bei 
30%; Verdoppelung der Ener-
gieeffizienz i.V. zu 1990; 

Klimaschutz und Mobilität in 
Einklang bringen; sparsamere, 
von fossilen Brennstoffen unab-
hängige Antriebstechnologien ; 
Überarbeitung der Biokraftstoff-
strategie. 

 

 Grundlastversorgung auf ab-
sehbare Zeit erforderlich; Bau 
neuer hocheffizienter Kohle-
kraftwerke;  

Kernenergie als Übergangs-
technologie, bis erneuerbare 
Energien in ausreichendem Um-
fang grundlastfähigen Strom er-
zeugen können oder die CO2-
Abscheidung und –Einlagerung 
für Kohlekraftwerke in groß-
technischem Maßstab zur Ver-
fügung steht; Laufzeiten siche-
rer Kernkraftwerke müssen in 
diesem Sinne verlängert wer-
den; Kernkraftwerksbetreiber 
müssen „Deutsche Stiftung E-
nergieforschung“ finanziell mit-
tragen; Sicherstellung und Fort-
entwicklung der Sicherheit deut-
scher Kernkraftwerke auf höchs-
tem Niveau; 

Sichere Lösung für den Verbleib 
hochradioaktiver Abfälle; Aufhe-
bung des Moratoriums zur Er-
kundung des Salzstocks Gorle-
ben, zügige und ergebnisoffene 
Fortsetzung der Erkundungsar-
beiten; 

Anstreben einer endgültigen 
Klärung des Themas Endlage-
rung hochradioaktiver Abfälle 
bis Ende der anstehenden 
Wahlperiode.  

 

 verringern, sondern auch ihr 
geistiges (Wissenstransfer) und 
materielles Know-How für um-
weltfreundliche Technik umfas-
send zur Verfügung stellen; Ein-
satz dafür, dass die erforderli-
chen Milliardenbeträge zur Ver-
fügung gestellt werden. 
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Einrichtung eines unabhängigen 
Sachverständigenrates für 
Verbraucherfragen; 

Weiterhin verlässliche Unter-
stützung der Arbeit der Stiftung 
Warentest und des Bundesver-
bandes der Verbraucherzentra-
len; Weiterentwicklung des 
Verbraucherinformationsgeset-
zes; Anreize für Medien zur 
Vermittlung von Verbraucher-
themen mit einem Preis für gu-
ten Verbraucherjournalismus;  

Erhalt und Stärkung des hohen 
Schutzniveaus der deutschen 
Verbraucher im Europäischen 
Binnenmarkt; Zusammenarbeit 
der EU-Staaten bei Verstößen 
gegen Produktsicherheit und 
Verbraucherrechte; Einführung 
eines freiwilligen europäischen 
Sicherheitszeichens; 

Verbesserung der Lebensmittel-
sicherheit, ohne den bürokrati-
schen Aufwand zu steigern; 
Ausbau privatwirtschaftlich or-
ganisierter Qualitätssicherungs-
systeme und Verzahnung mit 
der staatlichen Lebensmittelkon-
trolle; 

Klare Lebensmittelkennzeich-
nung; Verbesserung der Trans-
parenz bei der Herkunftskenn-
zeichnung; 

Stärkung und Schutz für 
Verbraucher;  

Menschen sollen darauf ver-
trauen können, dass Lebensmit-
tel gesund, Geräte sicher und 
Telefone keine Kostenfallen 
sind und dass Finanzanlagen 
halten, was sie versprechen; 

Information, Transparenz und 
Sicherheit als Ziel der Verbrau-
cherpolitik; 

Mehr Rechte zur Verbraucherin-
formation; Einführung einer Am-
pelkennzeichnung für Nährwerte 
bei Lebensmitteln und klare 
Aussagen über Inhalte, Eigen-
schaften und Herkunft von Pro-
dukten; 

Starke Verbraucherorganisatio-
nen; zusätzliche Beauftragung 
als „Marktwächter“, die 
Verbraucher zu informieren, zu 
warnen und bei der Durchset-
zung ihrer Rechte zu stärken; 

Ausweitung der Kennzeichnung 
von gentechnisch veränderten 
Futter- und Lebensmitteln auf 
Erzeugnisse, die von mit gen-
technisch veränderten Pflanzen 
gefütterten Tieren stammen; 

Hinarbeiten auf Änderung des 
europäischen Rechts zur Er-
möglichung der verbindlichen 
Einrichtung � 

Ausbau und langfristige finan-
zielle Absicherung der unent-
behrlichen Beratungs- und In-
formationsaktivitäten von 
Verbraucherzentralen und un-
abhängigen Organisationen;  

Reform des Verbraucherinfor-
mationsgesetzes und Ausdeh-
nung auf alle Produkte und 
Dienstleistungen; 

Im Ernährungsbereich transpa-
rentere Nährwertkennzeichnung 
der Lebensmittel; Ablehnung 
von Werbeverboten und eines 
Ampelsystems zur Lebensmit-
telkennzeichnung; 

Rechtliche Absicherung der 
Konsumentensouveränität; Ver-
äußerung von Krediten nur mit 
Einwilligung des Schuldners; 
Stärkung der Abwehrrechte des 
Schuldners gegen missbräuchli-
che Zwangsvollstreckungen in 
sein Vermögen; 

Einführung einer Identifizie-
rungspflicht des Anrufers bei 
Telefon-Werbung; einheitliche 
Vorwahl für alle Telefonwerber;  

Stärkung von Fahrgast- und 
Fluggastrechten; 

Verbesserung des Verbraucher-
schutzes bei Finanzdienstleis-
tungen 

Vereinheitlichung der Verbrau-
cherschutzrechte in Europa:  

Verbraucherrechte stärken und 
vorsorgenden Verbraucher-
schutz verankern; 

Verbraucherinnen und Verbrau-
chern umfassende Rechte auf 
Information und Transparenz 
einräumen;  

Rechte der Verbraucherverbän-
de sowie der Verbraucherinnen 
und Verbraucher stärken;  

Ampelkennzeichnung bei Le-
bensmitteln einführen; 

Verbraucherpolitik sozial ge-
recht gestalten; vor allem ein-
kommensschwache, bildungs-
ferne oder unerfahrene Verb-
raucherinnen und Verbraucher 
unterstützen; 

Nachweispflichten umkehren; 
Produzentenhaftung ausweiten, 
Geschädigtenschutz verbes-
sern; 

Telefon-Verkäufe neu regeln; 
Rechtswirksamkeit telefonisch 
vereinbarter Verträge an schrift-
liche Bestätigung binden. 

Umfassendes Informationsrecht 
für Verbraucher; Verbraucherre-
levante Informationen auf den 
Produkten müssen verpflichtend 
werden; 

Nachhaltigkeitssiegel, das die 
ökologischen und sozialen 
Auswirkungen einer Ware wie 
Klimaschäden deutlich erkenn-
bar macht; 

Aktive und wirksame Politik der 
Verbraucheraufklärung mit ei-
nem erweiterten Bildungs- und 
Beratungsangebot der Verbrau-
cherverbände; 

Gemeinsames Finanzkonzept 
von Bund und Ländern für die 
Verbraucherarbeit; 

Lücken im Verbraucherrecht 
schließen; Möglichkeit zur 
Sammelklage eröffnen; ange-
messene Rechte für Fahrgäste 
bei Verspätungen ab 30 Minu-
ten; schriftliche Bestätigung bei 
telefonisch abgeschlossenen 
Verträgen; verbraucherfreundli-
che Grundsanierung des Daten-
schutzrechts; Patientenrechte-
gesetz; 

Mehr Verbraucherschutz bei 
Geldgeschäften; Faire und ge-
rechte Gestaltung der Finanz-
märkte durch klare, grenzüber-
schreitende Regeln; 
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Besserer Schutz der Verbrau-
cher vor vermeidbaren Verlus-
ten und falscher Finanzbera-
tung; Schaffung einheitlicher 
Regelungen für alle Vermittler; 
Finanzaufsicht soll in Zukunft 
auch im Interesse der Verbrau-
cher tätig sein; Erhöhung der 
Transparenz von Finanzproduk-
ten; eindeutige Kennzeichnung 
und knappe aussagekräftige 
Produktinformationen; 

Steigerung der Transparenz ü-
ber die Qualität von Anbietern 
im Grenzbereich Gesundheit- 
Schönheit- Wohlfühlen; Einrich-
tung von notwendigen Schutz-
regelungen und Mindestquali-
tätsstandards. 

gentechnikfreier Regionen; 

Einrichtung eines TÜV für Fi-
nanzprodukte; verstärkte Ver-
antwortung und Haftung der Be-
rater und Vermittler von Finanz-
produkten; Dokumentierung von 
Risiken und Auswirkungen von 
Finanzprodukten; 

  Verpflichtendes Verbraucherla-
bel für alle Finanzprodukte, das 
Sicherheit, Rendite, Laufzeiten 
sowie ethische und ökologische 
Kriterien auf einen Blick erkenn-
bar macht; 

Risikobewertung neuartiger Fi-
nanzprodukte durch staatliche 
Aufsicht mit „Beipackzettel“;  

Kontrolle des Marktes, Aufklä-
rung der Verbraucher und 
Schlichtung von Streitfällen  
durch einen sog. Finanzmarkt-
wächter unter dem Dach der 
Verbraucherzentralen; 

Schutz vor Schuldenfallen durch 
Programm zur Finanzaufklä-
rung, anbieterunabhängige Be-
ratung und finanziellen Vorsor-
ge-Check; 

Recht auf Girokonto für jeden; 

Ausbau des Angebots an 
Schuldnerberatungen; Verkür-
zung des Entschuldungsverfah-
rens (Privatinsolvenz) auf drei 
Jahre; 

Faire Energiepreise: Überfüh-
rung der Energienetze in eine 
öffentlich kontrollierte Netzge-
sellschaft; Schaffung eines 
Marktwächters zur Durchset-
zung von Verbraucherinteres-
sen; klimafreundliche und sozia-
le Tarifmodelle und erleichterter 
Wechsel zu Ökostrom. 
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Harmonisierung der Umwelt-
standards in Europa nach Maß-
gabe des Verursacherprinzips; 

Innovative und flexiblere Natur-
schutzpolitik; Anpassung der In-
strumente und Maßnahmen an 
die jeweiligen lokalen und regi-
onalen natürlichen Gegebenhei-
ten sowie den ökonomischen, 
ökologischen und sozialen Be-
dingungen; 

Intensivierung des Schutzes der 
Wälder regional, national und in-
ternational stärker als jemals 
zuvor; Einrichtung eines mit 
Ländern und Kommunen, mit 
Waldbesitzern und Landnutzern 
eng abgestimmten Bundespro-
gramms zum Schutz der biolo-
gischen Vielfalt; Vernetzung ö-
kologisch besonders wertvoller 
Gebiete in einem Verbundsys-
tem; Anstreben eines europa- 
und weltweiten Systems von 
Schutzgebieten unter stärkerer 
Einbindung der regional unter-
schiedlichen Kulturlandschaften; 

Konsequente Umsetzung der 
bestehenden nationalen Strate-
gie für die nachhaltige Nutzung 
und den Schutz der Meere; um-
fassendes Walfangverbot; 

Voranbringen des Tierschutzes 
in der landwirtschaftlichen  � 

Effizienter Umgang mit Res-
sourcen: Maßnahmen zur Ver-
stärkung der effizienten Nutzung 
von Materialien einerseits und 
Wiederverwertung und Recyc-
ling andererseits; 

Ausrichtung der Förderung neu-
er Produkte auch an ihrer Re-
cyclingfähigkeit und der Recyc-
lingbereitschaft der Produzen-
ten; 

Verdoppelung der Ressourcen-
effizienz im Vergleich zu 1990 
bis 2020; 

Einbringung eines Umweltge-
setzbuches und eines Waldge-
setzes unmittelbar nach der 
Wahl; 

Konsequente Fortsetzung des 
Programms „Nationales Natur-
erbe“ und der nationalen Biodi-
versitätsstrategie; 

Start einer Investitionsoffensive 
Naturschutz mit einem Nationa-
len Programm für Auen, Moore 
und andere Feuchtgebiete so-
wie für Naturwälder; 

Realisierung eines Internationa-
len Waldschutzfonds; Start ei-
nes Bundesalleenprogramms 
und eines Grünbrückenpro-
gramms; wirksame Eindäm-
mung des Imports illegal einge-
schlagenen Holzes und daraus 
hergestellter Produkte; 

Stopp des Rückgangs der bio-
logischen Vielfalt, Minderung 
des Einwanderns von gebiets-
fremden, invasiven Arten; 

Einführung einer Saatgut-
Datenbank zum Ex-Situ-Schutz 
vom Aussterben bedrohter Ar-
ten; 

Bessere Förderung der For-
schungsanstrengungen zur Bio-
diversität als eigenes For-
schungsfeld; bessere Vernet-
zung der Biodiversitätsfor-
schung auf europäischer und in-
ternationaler Ebene; 

Naturschutz mit den Menschen 
gestalten: freiwillige Maßnah-
men und Vertragsnaturschutz, 
erst nachrangig hoheitliche 
Schutzgebietsverordnungen und 
Verbote; 

Kritische Prüfung von Verkehrs- 
und Siedlungsprojekten vor ihrer 
Realisierung; in der Regel ist 
Verdichtung bestehender Sied-
lungen und Flächenrecycling 
von Industriebrachen einer 
Neuausweisung von Baugebie-
ten vorzuziehen; 

Unbürokratisches, einfaches 
und einheitliches Umweltge-
setzbuch; Entrümpelung des 
Naturschutzrechts, ohne dass 
dabei der Schutz der Natur zu 
kurz kommt; Reform der deut-
schen Regelungen � 

Natur bewahren und nachhaltig 
nutzen: Ausweisung und Ver-
netzung von Schutzgebieten vo-
rantreiben;  

Auf den völkerrechtlich binden-
den Schutz der großen verblie-
benen Naturräume des Plane-
ten (Arktis, Antarktis, Weltmee-
re, Regen- und boreale Wälder 
u.a.) vor weiterer Ausbeutung 
hinwirken;  

Stopp der Privatisierung von 
Naturschutzflächen (Ausnahme: 
Umwelt- und Naturschutzver-
bände);  

Flächenverbrauch drastisch re-
duzieren – Böden entsiegeln;  

unzerschnittene verkehrsarme 
Landschaftsräume erhöhen;  

Ausweitung der Hochwasser-
Rückhalteflächen;  

Moorschutz ausbauen,  

Umfassende Informations-, Be-
teiligungs- und Klagerechte für 
Bürgerinnen und Bürger sowie 
Umwelt- und Naturschutzver-
bände;  

Generelles Verbot von Tierver-
suchen, die nur in besonderen 
Ausnahmefällen durchgeführt 
werden dürfen – alternative 
Testmethoden müssen energi-
scher erforscht werden; 

 

Stärkung der nationalen Biodi-
versitätsstrategie durch verbind-
liche Zeit- und Maßnahmenplä-
ne sowie Sanktionsmöglichkei-
ten und zusätzliche finanzielle 
Mittel; 

Zielorientierte Vernetzung von 
Forschung, Wissenschaft und 
Politik auf allen Handlungsebe-
nen; 

Stärkere Förderung der interdis-
ziplinären Biodiversitätsfor-
schung, Schaffung eines ein-
heitlichen Biodiversitätsmonito-
rings; 

Umsetzung des Biotopverbund-
systems, Sicherung des natio-
nalen Naturerbes; 

Einrichtung eines Bundeswild-
wegeplans; 

Stopp der weltweiten Entwal-
dung; Urwaldschutzgesetz; 

Vernetzte Meeresschutzgebiete 
mit hohen Schutzstandards; 
konsequente Minimierung der 
hohen Schad- und Nährstoffein-
träge von Festland; 

Einsatz für Ende der Überfi-
schung und des Rückwurfs von 
Beifängen; Beendigung der 
Ausbeutung der Fischbestände 
vor der Küste Westafrikas durch 
die EU; 

Begrenzung des Flächen- �   
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Nutztierhaltung im Einklang mit 
der Wirtschaftlichkeit; EU-weite 
Durchsetzung unserer hohen 
Tierschutzstandards; weitere 
Begrenzung von Tiertransport-
zeiten in der EU; weitere Förde-
rung der Entwicklung von Er-
satzmethoden zur Reduzierung 
von Tierversuchen; 

Einsatz für vernünftigen Boden-
schutz; Vorrang der Wiederver-
wendung bereits genutzter Flä-
chen vor Flächenneuverbrauch; 
Ablehnung einer EU-Richtlinie 
zum Bodenschutz; 

Weitere Verbesserung der Qua-
lität der deutschen Gewässer; 
Umsetzung anspruchsvoller An-
forderungen an die Gewässer-
güte in Europa, weitere Vermin-
derung von Schadstoffen; 

Erhalt der kommunalen Verant-
wortung bei Trinkwassersor-
gung und Abwasserentsorgung; 

Absenkung der geltenden 
Lärmsanierungswerte; Fortfüh-
rung der Bundesmittel für Lärm-
sanierung über das Konjunktur-
programm hinaus; 

Voranbringen der Lärmbekämp-
fung durch verstärkte Verbau-
ung von lärmarmem Asphalt, 
Verkehrsvermeidung und –
verlagerung und Lärmschutz-
wände bzw. –wälle;   

Vorantreiben der Schaffung ei-
nes weltweiten, repräsentativen 
Netzwerkes von Meeresschutz-
gebieten bis 2012; 

Beschränkungen des Flächen-
verbrauchs, Erprobung des 
Konzepts von Flächenzertifika-
ten in einem großen Pilotprojekt; 

Verschärfung von Grenzwerten 
zur Vermeidung von Gesund-
heitsschäden durch bedenkli-
che, umweltschädliche Produk-
te; 

Absenkung der Emissions-
grenzwerte für Stickoxide und 
Staub in Industrie und Gewerbe 
zur Verminderung der Fein-
staubbelastung; Verschärfung 
der Grenzwerte für Staub für al-
le Kleinfeuerungsanlagen, die 
feste Brennstoffe einsetzen; 

Reduzierung von Emissionen 
und Lärm durch Verkehr: Aus-
weitung der Anreize für schad-
stoffarme Fahrzeuge; weiterer 
Ausbau des Lärmschutzpro-
gramms des Bundes für Stra-
ßen und Schienenstrecken;  
deutliche Verschärfung der 
Lärmvorschriften für Geräte, 
Maschinen, Motorräder, Autos, 
Schiffe und Flugzeuge. 

zur Kompensation von Eingrif-
fen in die Natur; Vereinfachung 
der Bewertungsverfahren zur 
Ermittlung des Ausgleichsbe-
darfs;  

Weitere Verbesserung der bio-
logischen und chemischen Qua-
lität der Gewässer; europäische 
Wasserrahmenrichtlinie ist wich-
tiges Instrument; 

Tierschutz: nach erreichter Ver-
ankerung im Grundgesetz Ver-
ringerung der Anzahl von Tier-
versuchen durch verstärkten 
Einsatz von Alternativmethoden 
im Mittelpunkt; artgerechte Tier-
haltung und –ernährung; Tier-
schutz kann nur auf europäi-
scher und internationaler Ebene 
und nicht durch nationale Son-
derwege verwirklicht werden; 

Verbesserung des Zusammen-
spiels zwischen international 
bestehenden Verpflichtungen; 
mehr Mittel für einen internatio-
nal koordinierten Prozess zur 
wissenschaftlich fundierten Be-
standsaufnahme der biologi-
schen Vielfalt; 

Schaffung eines globalen Sys-
tems von Meeresschutzgebie-
ten; Erhaltung, geeignete Ent-
wicklung und nachhaltige Nut-
zung der Meeresumwelt, der 
Küsten und der  � 

 

Umweltbildung stärken durch 
kurzfristige Umsetzung der Ziele 
der UN-Dekade „Bildung für 
nachhaltige Entwicklung“ in al-
len Bildungsbereichen, u.a. 
durch Finanzierung von Pro-
grammen und Projekten; 

Verlängerung der Ende 2009 
auslaufenden steuerlichen För-
derung des Einbaus von Rußfil-
tern in PKW; 

Kerosinsteuer und Flugticketab-
gabe einführen;  

Nachtflugverbote durchsetzen; 
Lärmschutz erhöhen und Belas-
tung mit Feinstaub minimieren. 

 

 

verbrauchs bis 2020 auf 30ha 
pro Tag; langfristig Stopp; 

Flächenrecycling und Umnut-
zungen im Bestand attraktiver 
machen, Einführung eines Flä-
chenmonitorings; 

Minimierung der Strahlenbelas-
tung so weit wie möglich; Sen-
kung der Grenzwerte, gemein-
same Netznutzung, kabelge-
bundene Grundversorgung, 
besserer Schutz von Kindern, 
Jugendlichen und Elektrosen-
siblen; Mitsprache der Bürgerin-
nen und Bürger bei der Stand-
ortwahl von Mobilfunksendean-
lagen: 

Flächendeckende Durchsetzung 
des Schutzes vor Feinstaub, 
Ausweitung des Immissions-
schutzrechtes auch auf beste-
hende Strassen; Berücksichti-
gung der bereits bestehenden 
Belastung in der Luft bei Neu-
genehmigung von Großfeue-
rungsanlagen; Belastungen aus 
Kleinfeuerungsanlagen müssen 
sich am Stand der Technik ori-
entieren; 

Umfassende Programme sowie 
Einführung und Festlegung ver-
bindlicher Lärmgrenzwerte zur 
Lärmminderung; Einrichtung 
und Ausweitung von Nachtflug-
verboten, besserer aktiver � 
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Einsatz für eine Senkung der 
Feinstaub- und Stickoxidemissi-
onen mit Augenmaß;  

Besonderes Augenmerk auf 
Ausbau des ÖPNV. 

 Feuchtgebiete; Verringerung der 
Überdüngung der Meere, bes-
sere Vorbeugung gegen 
Schiffsunfälle; 

Zeitgemäße Ausstattung des 
Küstenschutzes; 

Nachhaltige Fischerei, die die 
Bestände erhält, artgerecht ist 
und Tierschutz sichert; Verbot 
der Grundschleppnetzfischerei 
und der industriellen Fischerei, 
die auf Gewinnung von Fisch-
mehl zur Verfütterung gerichtet 
ist; Eindämmung der Industriefi-
scherei durch Ausweisung von 
Vorrang- und Ausschlussgebie-
ten; 

Urwaldschutz: Unterstützung für 
Modelle zur Honorierung ver-
miedener Abholzung; Maßnah-
men gegen Handel mit illegal 
geschlagenem Tropenholz; 

Gestaltung der Voraussetzun-
gen für energetische Nutzung 
von Biomasse so, dass sie den 
Anforderungen an eine nachhal-
tige Ressourcenwirtschaft ent-
sprechen. 

 und passiver Lärmschutz an 
Bahnstrecken und auf Straßen 
sowie Flüsterasphalt auf Stra-
ßen; 

Stärkung der fachlichen Kompe-
tenz der nationalen Behörden 
und der Forschung in der Che-
mikaliensicherheit. 

 

(Ökologische Landwirtschaft 
s.o. „Land- und Forstwirtschaft“) 
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Bedarfsgerechte Weiterentwick-
lung des Bundesverkehrswege-
plans, zügige Realisierung der 
fertig geplanten Verkehrsprojek-
te;  

Ausstattung des Verkehrshaus-
halts dauerhaft so, dass die 
Lkw-Mauteinnahmen für Ver-
besserungen der Infrastruktur 
verwendet werden; 

Verlässliche Erfüllung der Ver-
pflichtungen des Bundes bei 
den Bahn- Regionalisierungs-
mitteln; 

Mittelstandsfreundliche Weiter-
entwicklung von PPP-Projekten 
bei der Infrastrukturfinanzierung; 
Einrichtung einer starken Ver-
kehrsinfrastrukturfinanzierungs-
gesellschaft; 

Verstärkte Anstrengungen zur 
Verlagerung von der Strasse auf 
Schiene und Wasserstrassen 
zur Ermöglichung einer umwelt-
freundlichen Mobilität; Umwelt-
freundlichere Gestaltung des 
Straßenverkehrs; Ablehnung ei-
nes generellen Tempolimits auf 
Autobahnen; 

Modernste Sicherheitstechnik 
für alle Verkehrsträger, ohne 
Bevormundung der Bürger; 

Logistikstandort: marktorientier-
te Verknüpfung und Optimie-
rung der Schnittstellen der Ver-
kehrsträger durch gezielte � 

Mobilität darf nicht zum Luxus-
gut werden; Ziel moderner Ver-
kehrspolitik, die gesellschaftlich 
und wirtschaftliche notwendige 
Mobilität umweltfreundlich und 
bezahlbar zu gestalten; 

Fortsetzung der Investitionen in 
Infrastruktur auf hohem Niveau; 

Besonderer Fokus auf Ausbau 
umweltfreundlicher Verkehrsträ-
ger, insbesondere der Schiene; 

Beseitigung der Engpässe im 
Straßenverkehr durch gezielte 
Investitionen; 

Vorantreiben des Lärmschutzes; 

Ausrüstung aller hoch belaste-
ten Autobahnstrecken komplett 
mit modernen Verkehrssteue-
rungs- und Verkehrsmanage-
mentsystemen bis 2015; 

Beschleunigung der Einführung 
des europaeinheitlichen Ver-
kehrsleitsystems ETCS, um die 
Bahn im grenzüberschreitenden 
Verkehr konkurrenzfähiger zu 
machen; 

Technologischer Innovations-
sprung, um Mobilität dauerhaft 
zu sichern; Auto wird auch in 
Zukunft eine zentrale Rolle spie-
len; weitere Erhöhung der Effi-
zienz bei der Nutzung fossiler 
Energieträger, z.B. durch �  

Gute Verkehrsinfrastruktur als 
zentraler Standortfaktor für 
wettbewerbsfähige Volkswirt-
schaft; 

Ablehnung ideologisch gepräg-
ter Behinderungen beim Ausbau 
von Verkehrsinfrastruktur und 
Gängelei der Bürger bei der 
Wahl des Verkehrsmittels; 

Jeder soll die von ihm verur-
sachten Kosten für Infrastruktur 
und Umwelt tragen und selbst 
entscheiden, welches Ver-
kehrsmittel er wählt; 

Beendigung der bisherigen Un-
terfinanzierung der Verkehrsinf-
rastruktur; Finanzierungssys-
tem, das von den Unwägbarkei-
ten des Bundeshaushalts unab-
hängig ist; jegliche Umstellung 
muss aufkommensneutral erfol-
gen, wegbezogen berechnet 
und streng zweckgebunden 
ausgerichtet werden; 

Berücksichtigung bei der Vertei-
lung der Investitionsmittel, dass 
Strasse Hauptverkehrsträger ist 
und bleibt und Schienennetz in 
vielen Regionen an die Kapazi-
tätsgrenze stößt; 

Sicherung und Stärkung  der 
Bedeutung und Vernetzung der 
Seehäfen durch Investitionen 
des Bundes;  

Umweltgerechte und barriere-
freie Mobilität für alle: massiver 
Ausbau des öffentlichen Ver-
kehrs;  

dauerhafte Aufstockung der In-
vestitionsmittel für die Schiene 
auf mindestens 2,5 Mrd. Euro 
pro Jahr;  

Regionalisierungsmittel erhö-
hen; Personenfernverkehr auf 
der Schiene durch ein Fernver-
kehrs-Gesetz sichern und aus-
weiten; 

Mehrwertsteuer für den Schie-
nenpersonenfernverkehr auf 
den ermäßigten Satz von sieben 
Prozent senken; 

Flächendeckende Einführung 
von Sozialtickets und einer So-
zial- Bahncard für einkommens-
schwache Haushalte; 

Fahrradmitnahme in ICE-Zügen;  

Tempolimit von 120 Stundenki-
lometern auf Autobahnen;  

Rücknahme der bürgerfeindli-
chen Beschleunigungsgesetze 
für die Verkehrswegeplanung;  

Reform der Bundesverkehrswe-
geplanung; 

Keine neuen Autobahnprojekte, 
keine Privatisierung des Stra-
ßennetzes und seiner Pflege;  

Ausbau der Verkehrssicher-
heitsstruktur;  

 

Vermeidung unnötiger Trans-
porte, Verkehrsverlagerung auf 
umweltfreundlichere Verkehrs-
mittel, konsequent umwelt- und 
klimaschonende Verkehrstech-
nik; 

Straßenverkehr wieder sicherer 
machen mit dem Ziel, die Zahl 
der Verkehrstoten auf Null zu 
reduzieren; 

Ablösung des straßenbaufixier-
ten Bundesverkehrswegeplans 
durch einen ganzheitlichen 
Bundesmobilitätsplan; 

Übergang regionaler Straßen- 
und Schienennetze des Bundes 
auf die Länder; 

Eindämmung der wachsenden 
Lkw-Lawine durch wirksame 
Lenkungsabgaben und Verlage-
rung des Güterverkehrs auf die 
Schiene; Weiterentwicklung der 
Lkw-Maut, die zukünftig auch 
die externen Umweltkosten be-
rücksichtigen sowie auf kleinere 
Lkw und das gesamte Straßen-
netz ausgedehnt werden soll; 

Ablehnung von „Monster-
trucks“; 

Schaffung von zusätzlichen Ka-
pazitäten bei der Bahn vor allem 
im Hafenhinterlandverkehr so-
wie im kombinierten Verkehr; 
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Investitionen in Infrastruktur und 
Umschlagstechnik; 

Weiterentwicklung des „Master-
plan Güterverkehr und Logistik“; 
dadurch auch Verbesserung der 
Einbindung in die transeuropäi-
schen Netze; 

Anpassung der Kapazitäten der 
Flughäfen an das zukünftige 
Wachstum; 

Stärkung des ÖPNV als Be-
standteil der Daseinsvorsorge; 
Nützung der enormen Optimie-
rungs- und Einsparpotenziale 
durch Wettbewerb;  

Weiterführung der Bahnreform 
auf ihrem erfolgreich einge-
schlagenen Weg; bedarfsge-
rechte und flächendeckende Er-
haltung und Ausbau der Schie-
nenwege; Stärkung des Wett-
bewerbs auf der Schiene; Stär-
kung der Kompetenzen der 
Bundesnetzagentur; 

Stärkung der Leistungsfähigkeit 
des deutschen Wasserstraßen-
netzes und der Binnenschiff-
fahrt; Stärkung des Standorts 
Deutschland in der maritimen 
Verbundwirtschaft; Förderung 
der Seeschifffahrt unter deut-
scher Flagge; Verbesserung der 
Hinterlandanbindung der deut-
schen Seehäfen; 

 

Hybridtechnologien; 

Vorantreiben der Markteinfüh-
rung batterieelektrischer An-
triebstechnologien mit einem 
„Nationalen Entwicklungsplan 
Elektromobilität“;  

Verlagerung von mehr Verkehr 
von der Strasse auf die Bahn; 
Erhöhung der Attraktivität der 
Bahn durch ein leistungsfähiges 
Schienennetz, attraktive, barrie-
refreie Bahnhöfe, gute Vertak-
tung der unterschiedlichen An-
gebote und kundengerechtes, 
leicht verständliches Tarifsys-
tem; 

Ablehnung einer Zerschlagung 
der Bahn AG; 

Gewährleistung der ausreichen-
den finanziellen Ausstattung der 
Bahn in der kommenden Legis-
laturperiode; keine Kapitalpriva-
tisierung; 

Erhöhung der Sicherheit der 
Mobilität durch gleichberechtigte 
Behandlung von ÖPNV, Rad-
verkehr und Fußgängern;  

Verlässliche und faire Rahmen- 
und Wettbewerbsbedingungen 
für das deutsche Transportge-
werbe; Ablehnung der „Eurovig-
nette III“; Ausbau von intelligen-
ten Verkehrsleitsystemen; 

Vereinfachung des Genehmi-
gungsrechts für Infrastrukturein-
richtungen; 

Erreichung eines kundenge-
rechten und kostengünstigen 
ÖPNV durch mehr Transparenz 
bei der Finanzierung, fairen 
Wettbewerb unter den Anbietern 
und Freiraum für unternehmeri-
sche Initiative; 

Schaffung des notwendigen 
staatlichen Ordnungsrahmens 
für Wettbewerb zwischen den 
Verkehrsanbietern; Privatisie-
rung öffentlicher Verkehrsunter-
nehmen; 

Fortsetzung der Privatisierung 
der DB-Transportsparten mit 
Zielrichtung einer Vollprivatisie-
rung; Überarbeitung des Allge-
meinen Eisenbahngesetzes zur 
Stärkung der Wettbewerbsauf-
sicht durch die Bundesnetz-
agentur; 

Abschied von fossilen Kraftstof-
fen hin zu Biokraftstoffen der 
zweiten und dritten Generation; 
Schaffung der Voraussetzungen 
durch Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben �  

Verbesserung der Lenk- und 
Ruhezeiten für LKW-Fahrer;  

Einführung von Monster-LKW 
(Gigaliner) verbieten;  

Subventionierung von Flughäfen 
beenden. 

Förderung der Binnenschifffahrt 
auf Flüssen und Kanälen, wenn 
sich die Schiffe den Flüssen an-
passen; 

Arbeitsteilige Kooperation unter 
den Seehäfen; Senkung der 
Schadstoffbelastung aus der 
Seeschifffahrt; Einbeziehung 
der Seeschifffahrt in den CO2-
Emissionshandel; 

Verdoppelung des Verkehrsan-
teils der Schiene innerhalb von 
zehn Jahren;  

Verbleib der Eisenbahninfra-
struktur dauerhaft in öffentlicher 
Hand, Überführung in eine un-
abhängige Gesellschaft  und 
stärkere Regulierung durch die 
Bundesnetzagentur; Fernver-
kehr zukünftig in öffentlicher 
Verantwortung; 

Schaffung der Voraussetzungen 
für die Einführung von Sozialti-
ckets; 

Einführung von Tempo 30 als 
innerörtliche Regelgeschwindig-
keit mit Ausnahmen für Haupt-
verkehrsstraßen; Einführung ei-
nes flächendeckenden Tempo-
limits von 120 km/h auf Auto-
bahnen und 80 km/h auf Land-
straßen; 

Verknüpfung von Hilfen für die 
Automobilindustrie mit ökologi-
schen Kriterien; 
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Stärkung der Stellung Deutsch-
lands in den europäischen Ver-
kehrsnetzen. 

 für Speichertechnologien und 
Antriebe und Aufbau von Infra-
struktur; 

Einbeziehung des gesamten 
Verkehrs in den Emissionshan-
del; 

Reduzierung verkehrsbedingter 
Schadstoffe in der Luft, insbe-
sondere bei der Feinstaubbelas-
tung; aber Skepsis gegenüber 
der Einrichtung von Umweltzo-
nen; Einbeziehung aller maß-
geblichen Verursacher in ein 
Konzept zur Feinstaubbekämp-
fung; Novellierung der Verord-
nung über Kleinfeuerungsanla-
gen; 

Mobilität erhalten und Lärm an 
der Quelle bekämpfen. 

 Absenkung des durchschnittli-
chen CO2-Grenzwerts bis 2020 
auf 80 Gramm pro Kilometer; 

Marktanreiz- und Forschungs-
programm in Höhe von 500 Mio. 
€ jährlich zur Ermöglichung, 
dass bis 2020 mindestens zwei 
Millionen Elektrofahrzeuge auf 
Deutschlands Straßen fahren; 

Fortschreiben des nationalen 
Radverkehrsplans; 

Beendigung der Steuerprivile-
gien bei der Energiebesteue-
rung (Kerosinsteuer), und bei 
Auslandsflügen (Mehrwertsteu-
er); Einführung einer Flugticket-
abgabe; 

Ablehnung staatlicher Subventi-
onen für Flughafenaus- oder -
neubauten 
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Hoher Stellenwert für Woh-
nungsbau und Stadtentwicklung 
in Deutschland;  

Ausreichender Neubau von 
Wohnungen auch in Zukunft 
dringend erforderlich; 

Mehr Menschen sollen sich den 
Wunsch nach Wohneigentum 
erfüllen können; 

Gestaltung des Stadtumbaus  
als wichtige Herausforderung 
mit milieu- und zielgruppenori-
entierten Angeboten; 

Schaffung eines kinder- und fa-
milienfreundlichen Wohnum-
felds und Angeboten für barrie-
refreies Wohnen; 

Schaffung neuer Wohnformen 
für die ältere Generation; 

Gemeinsame Entwicklung und 
Organisation von Stadtplanung 
und Infrastrukturausbau. 

 

Anpassen von Städtebauförde-
rung, Stadtentwicklung, Woh-
nungsbau und sozialer Infra-
struktur an Bedürfnisse einer äl-
ter werdenden Gesellschaft; 

Unterstützung für das Zusam-
menleben mehrerer Generatio-
nen unter einem Dach; 

Förderung des Umbaus von 
Wohnungen für ältere Men-
schen und Menschen mit Be-
hinderungen; 

Bezahlbares Wohnen sichern: 
Gezielte Unterstützung für ein-
kommensschwache Haushalte, 
wenn die Wohnkosten steigen; 

Modernisierung von Wohnun-
gen darf nicht zur Explosion der 
Mieten führen; Änderung der 
Möglichkeit, aufgrund von Mo-
dernisierungsmaßnahmen die 
Miete dauerhaft zu erhöhen; 

Fortentwicklung des Programms 
„Soziale Stadt“ für eine bessere 
soziale, wirtschaftliche und kul-
turelle Integration; 

Fortsetzung der Programme für 
den Stadtumbau Ost und West; 
Unterstützung der Aufwertung 
von Stadt- und Ortsteilzentren 
mit einem eigenen Programm; 

Wohnen, Arbeitsplätze, Einkau-
fen und Freizeitgestaltung in 
räumlicher Nähe zueinander 
gestalten.   

Fortführung der Programme zur 
energetischen Sanierung im 
Bestand;  

Ordnungsrechtliche Absiche-
rung des energiesparenden 
Bauens; Senkung der Hürden 
im Mietrecht für eine energeti-
sche Sanierung; Änderung des 
Sozialgesetzbuchs zugunsten 
von Hartz IV-Empfängern, dass 
sich Kommunen und Leistungs-
empfänger Ersparnisse bei 
Heizkosten teilen können; 

Förderung innerstädtischen o-
der innenstadtnahen Wohnens 
für alle Generationen und Le-
bensphasen; 

Priorität für die Innenentwick-
lung der Städte; verstärkte För-
derung und gesetzliche Erleich-
terung des Bauens im Bestand 
und der Umnutzung leer ste-
hender Gebäude;  

Vereinfachung von Baugeneh-
migungen durch Antragsverfah-
ren mit Genehmigung bei Nicht-
äußerung in bestimmter Frist; 

Bessere Ausstattung der Pro-
gramme für den „Stadtumbau 
West“ und zum städtebaulichen 
Denkmalschutz; 

Schaffung flexibler Angebote 
zur Aufrechterhaltung der öffent-
lichen Daseinsvorsorge in sehr 
dünn besiedelten Gebieten.  

Grundrecht auf eine men-
schenwürdige Wohnung muss 
ins Grundgesetz; Wohngeld be-
darfsgerecht erhöhen; 

Ausverkauf öffentlicher Woh-
nungsunternehmen beenden: 
Rekommunalisierung fördern; 
kommunale Unternehmen von 
Altschulden entlasten;  

Genossenschaftliches Eigentum 
an Wohnungen stärken; 

Mittel für den Sozialen Woh-
nungsbau erhöhen; eine sozial 
ausgewogene Verteilung der 
Wohnungsbestände im Stadt-
gebiet anstreben; 

Verbindliche Mietspiegel bun-
desweit einführen; Mieterhö-
hungen bei Neu- und Wieder-
vermietung ohne Wohnwertver-
besserung ausschließen; 

Wärmedämmung und moderne 
Heiz- und Energiesysteme för-
dern; Betriebs- und Heizkosten-
spiegel bundesweit verbindlich 
einführen; 

Stadtumbau sozial und ökolo-
gisch gestalten; Stadt der kur-
zen Wege – barrierefrei, famili-
enfreundlich und altersgerecht. 

Aktive Wohnungspolitik und 
mietrechtliche Rahmenbedin-
gungen, die bezahlbares Woh-
nen sichern;  

Individuelle Hilfen wie das 
Wohngeld müssen so weiter-
entwickelt werden, dass sie die 
energetische Sanierung des 
Wohnbestandes unterstützen 
und regelmäßig überprüft und 
angepasst werden; 

Für lebenswerte Städte, für in-
tegrierte Stadtentwicklungskon-
zepte, die einer weiteren sozia-
len und ethnischen Entmi-
schung entgegenwirken;  

Stärkung der lokalen und ethni-
schen Wirtschaft, bessere Ver-
knüpfung und Ausbau der Pro-
gramme zum Stadtumbau, zur 
Sanierung und zur sozialen 
Stadtentwicklung.  
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Weiterentwicklung der Abfall-
wirtschaft und des Ressour-
cenmanagements im europäi-
schen Kontext;  

Ökologisch und ökonomisch ef-
fizientere Ausrichtung der Ab-
fallwirtschaft; 

Umfassende Harmonisierung 
der zunehmenden rechtlichen 
Rahmensetzungen durch die 
europäische Ebene in Praxis 
und Vollzug auf hohem Niveau 
innerhalb der EU; 

Abfallrechtliche Regelungen sol-
len übersichtlicher werden; 
technische Standards sollen 
einfacher, klarer und eindeutiger 
werden; Überprüfung insbeson-
dere der Inhalte der Verpa-
ckungsverordnung; Stabilisie-
rung des Mehrwegsystems, das 
ökologisch wertvoll und effizient 
ist; 

 

Schaffung von mehr europäi-
scher Rechtssicherheit für öf-
fentliche Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge; 

Abwasser- und Müllentsorgung 
dienen dem Gemeinwohl und 
dürfen nicht einem einseitigen 
Zwang zur Liberalisierung und 
Privatisierung ausgesetzt wer-
den. 

Marktwirtschaftliche Gestaltung 
der Entsorgungswirtschaft; 

Ökologisch ambitionierte und 
ökonomisch sinnvolle Abfallpoli-
tik; 

Entwicklung von Abfallvermei-
dungsstrategien;  

Getrenntsammeln von Hand 
und maschinelle Trennung 
müssen zueinander in Wettbe-
werb treten können; 

Gegen eine Abfallpolitik, die an 
das „ökologische Gewissen“ der 
Bürger appelliert, tatsächlich 
aber nichts als leere Ökosymbo-
lik darstellt; 

Faire Wettbewerbschancen für 
private Anbieter von Entsor-
gungsleistungen; 

Ablehnung einer Rekommunali-
sierung der Entsorgungswirt-
schaft; 

Beendigung der steuerlichen 
Bevorzugung der öffentlich-
rechtlichen Unternehmen bei 
der Abfall- und Abwasserent-
sorgung. 

Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen beenden, kei-
ne Public Private Partnership 
(PPP)-Projekte eingehen; 

Abfallentsorgung in öffentlicher 
Hand oder gemeinnütziger Trä-
gerschaft organisieren; 

Privatisierte Bereiche der Da-
seinsvorsorge rekommunalisie-
ren; PPP-
Beschleunigungsgesetz zurück-
nehmen; 

Ablehnung der Abfallverbren-
nung als Regelverfahren, statt-
dessen Vorrang für alternative 
Verfahren wie die mechanisch-
biologische Abfallbehandlung;  

Standards für existierende 
Verbrennungsanlagen unver-
züglich auf den Stand der Tech-
nik und Wissenschaft anheben;  

Verbot des grenzüberschreiten-
den Exports von Abfällen. 

Einstieg in eine echte Kreislauf-
wirtschaft, die konsequent Abfall 
vermeidet und Stoffe wieder-
verwertet; 

Regionale Kreislaufwirtschaft 
als Antwort auf Ressourcenver-
knappung und steigende Roh-
stoffpreise; 

Ablehnung von Wegwerfproduk-
ten und einer Haltung, die nur 
den kurzfristigen Nutzen im Sinn 
hat und nicht den nachhaltigen; 

Das Duale System, der grüne 
Punkt, hat sich nicht bewährt 
und gehört abgeschafft;  

Einführung einer Ressourcen-
abgabe; weg von der Abfallpoli-
tik und hin zu einer Politik, die 
ressourcenschonendes Wirt-
schaften initiiert, langlebige 
Produkte fördert und regionale 
Wirtschaftskreisläufe unter-
stützt; 

Ablehnung des Zubaus weiterer 
Müllverbrennungsanlagen; 

Durch eine Änderung des Ge-
nehmigungsrechtes Verhinde-
rung eines Überangebots und 
Beendigung von unnötiger Res-
sourcenverschwendung und 
„Mülltourismus“. 
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Weltweite Anerkennung der 
Menschenwürde, Freiheit und 
Frieden, Freundschaft mit unse-
ren Nachbarn und Bündnis-
treue; 

Werte des Grundgesetzes, Si-
cherheit der Bürgerinnen und 
Bürger, Interessen und globale 
Verantwortung Deutschlands 
müssen die Maßstäbe deut-
scher Außen- und Sicherheits-
politik sein; 

Kein Staat kann die großen 
Herausforderungen – Gestal-
tung der Globalisierung, Verhin-
derung von Wirtschaftskrisen, 
Begrenzung des Klimawandels, 
Sicherung der Energieversor-
gung, Bewältigung von Migrati-
onsproblemen, Verhinderung 
von Terror – allein meistern; 

Deutschland ist auf gute Nach-
barschaft und stabile Partner-
schaften angewiesen. 

Frieden schaffen mit immer we-
niger Waffen; Erschwerung der 
Weiterverbreitung von Massen-
vernichtungswaffen und Verhin-
derung der Weitergabe an Ter-
roristen als Aufgabe deutscher 
Sicherheitspolitik. 

Einsatz für eine globale Struk-
turpolitik: starke Europäische 
Union, Erneuerung der transat-
lantischen Beziehungen, aber 
auch partnerschaftliche Einbe-
ziehung der neuen wirtschaftli-
chen und politischen Kraftzent-
ren Asiens, Lateinamerikas und 
Afrikas;  

Regeln für die Welt des 21. 
Jahrhunderts aufstellen – Re-
geln für eine globale Verantwor-
tungsgemeinschaft, die verläss-
lich und stabil, gerecht und soli-
darisch ist; 

Finanz-, Wirtschafts- und Res-
sourcenkrisen dürfen nicht auf 
den Schultern der Schwachen 
abgeladen werden. Globale So-
lidarität und der Kampf gegen 
die Armut haben höchste Priori-
tät; Verstärkung des entwick-
lungspolitischen Engagements, 
Ausbau der Fähigkeiten in den 
Bereichen Konfliktprävention, 
Krisenbewältigung und Frie-
denskonsolidierung. 

 

Feste Einbettung Deutschlands 
in die EU ein Grundpfeiler libe-
raler Außenpolitik; 

Wertegeleitete und interessen-
orientierte Außenpolitik muss 
Absicherung der eigenen ge-
sellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Zukunftsfähigkeit mit 
Wahrnehmung weltweiter Ver-
antwortung verbinden; 

Vernetzung von Konfliktpräven-
tion und Konfliktbewältigung 
durch Einsatz diplomatischer 
Mittel, wirtschaftlicher Koopera-
tion sowie Maßnahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit 
erste Wahl zur Abwendung der 
Risiken; 

Anwendung militärischer Mittel 
darf nur ultima ratio sein;  

Konsequentes Eintreten für 
glaubhafte Politik der Abrüstung 
und Rüstungskontrolle; Wieder-
belebung des Nichtverbrei-
tungsvertrages und des Zieles 
einer vollständigen nuklearen 
Abrüstung; zügige Ratifizierung 
des abgepassten KSE-
Vertrages; verbindliche europäi-
sche Regelungen für Waffenex-
porte; Abzug der verbliebenen 
amerikanischen Nuklearwaffen 
aus Deutschland; Ablehnung 
des US-Raketensystems in 
Tschechien und Polen. 

Deutsche Außenpolitik muss 
Friedenspolitik werden. Gute 
Außenpolitik, die den Interessen 
des eigenen Landes an einer 
auf Frieden, Gerechtigkeit und 
Gleichheit verpflichteten Welt-
ordnung gerecht werden will, 
muss sich bewusst sein, was 
das eigene Handeln in der Welt 
bei anderen bewirkt; 

Tatsächlich aber bekommt die 
Außenpolitik der industrialisier-
ten, rohstoffarmen Länder wie 
Deutschland in wachsendem 
Maße den Charakter einer im-
perialen Rohstoff- und Energie-
sicherungspolitik; 

Streben nach Vorherrschaft und 
Einsatz militärischer Stärke sind 
keine Grundlage für die Krisen-
bewältigung. Wer Kooperation 
erreichen will, muss das Völker-
recht und die Menschenrechte 
achten. Die zentrale Institution 
muss die UNO, ihre Beschlüsse 
müssen respektiert werden.  

Verantwortliches Regieren in-
ternational fördern und die de-
mokratische Zivilgesellschaft 
stärken. Internationale Zusam-
menarbeit auf eine neue Basis 
stellen, in der sich alle entfalten 
können. Es sollten besonders 
die Stimmen der Armen Gehör 
finden. Konflikte sollen zivil ge-
löst werden und Prävention statt 
Eskalation soll das Handeln 
bestimmen; 

Um die Globalisierung gerecht 
zu gestalten, mehr Kooperation, 
mehr zivilgesellschaftlichen 
Austausch, mehr global zu-
stimmungsfähige politische, 
ökologische und ökonomische 
Regeln und bessere und effekti-
vere Institutionen. Armutsbe-
kämpfung, Erhalt der natürli-
chen Lebensgrundlagen, Klima-
schutz und eine neue Energie-
politik müssen dabei zu Schlüs-
selprojekten globaler Zusam-
menarbeit werden. Das schafft 
Sicherheit. 
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Jede Chance nutzen, gemein-
sam mit dem neuen US-
Präsidenten die transatlantische 
Partnerschaft zu festigen; im 
Rahmen der transatlantischen 
Wirtschaftspartnerschaft Abbau 
von Handelshemmnissen und 
langfristig Schaffung eines 
transatlantischen Marktes; Start 
einer deutsch-amerikanischen 
Initiative zur Energieeffizienz; 

Russland: So enge Beziehun-
gen wie möglich; hängt insbe-
sondere davon ab, ob und wie-
weit Russland bereit ist, seinen 
Verpflichtungen im Rahmen der 
Vereinten Nationen, der OSZE, 
des Europarats und der Europä-
ischen Energie-Charta sowie 
aus den Vereinbarungen mit der 
EU nachzukommen; 

Naher Osten: besondere Ver-
antwortung Deutschlands ge-
genüber Israel als jüdischem 
Staat; Sicherung des Existenz-
rechts Israels als Teil der deut-
schen Staatsräson; Ziel bleibt 
Zweitstaatenlösung mit einem 
Israel in dauerhaft sicheren 
Grenzen und einem lebensfähi-
gen palästinensischen Staat, die 
in friedlicher Nachbarschaft le-
ben;   

Transatlantische Partnerschaft 
erneuern: Mit dem Amtsantritt 
von Barack Obama ergibt sich 
die Chance einer Erneuerung 
der transatlantischen Partner-
schaft, Chance nutzen, um neue 
Impulse bei der Abrüstung zu 
setzen, Klimaschutz und Ener-
giesicherheit zu befordern und 
gemeinsam neue Regeln fü eine 
gerechtere Weltordnung zu 
entwickeln; 

Russland: gute Kooperation mit 
Russland ist im vitalen deut-
schen und europäischen Inte-
resse; Russland als Partner in 
der gemeinsamen Verantwor-
tung für Sicherheit und Stabilität 
in Europa und der Welt. Daher 
wollen wir die Bindung Russ-
lands an Europa festigen, Russ-
land bei seiner Modernisierung 
unterstutzen und seine rechts-
staatliche Entwicklung fördern;  

Naher Osten: Zentrales Ziel ist 
und bleibt eine Zwei-Staaten-
Lösung: Mit einem Israel, das in 
Frieden, Sicherheit und in von 
seinen Nachbarn anerkannten 
Grenzen lebt, – und einem le-
bensfähigen palästinensischen 
Staat, in dem die Menschen ei-
ne lebenswerte Zukunft haben; 

Transatlantische Wertegemein-
schaft: Zusammen mit der neu-
en amerikanischen Regierung 
daran arbeiten, den Westen als 
handlungsfähige Gemeinschaft 
der aufgeklärten rechtsstaatli-
chen Demokratien neu zu be-
gründen; 

Russland: langfristig strategi-
sche und pragmatische Partner-
schaft im Rahmen der gemein-
samen Sicherheitsordnung nach 
den Grundsätzen der OSZE; 
Nutzung aller Möglichkeiten des 
Dialogs mit dem Ziel, vertragli-
che Vereinbarungen zuschaffen, 
die beide Seiten mit Rechten 
und Pflichten binden; 

Naher Osten: Existenzrecht Is-
raels als jüdischer Staat ist un-
verzichtbare Konstante liberaler 
Außenpolitik; Frieden und Si-
cherheit für Israel und men-
schenwürdiges Leben der Pa-
lästinenser in einem eigenen, 
selbständig lebensfähigen Staat 
müssen Realität werden; Ein-
satz für einen Prozess, der ana-
log zur KSZE alle Konfliktpartei-
en im Nahen Osten mit dem Ziel 
eines umfassenden Verhand-
lungsergebnisses an einen 
Tisch bringt; Koppelung finan-
zieller Hilfe an Friedenswillen 
und Fähigkeit dazu; 

 

 

Die links orientierten Staaten 
Mittel- und Südamerikas zeigen, 
dass wirtschaftliche Zusam-
menarbeit zu beiderseitigem 
Vorteil – ohne Ausplünderung 
und Ungerechtigkeit – funktio-
nieren kann. Die Bundesregie-
rung muss mit den links orien-
tierten Regierungen Lateiname-
rikas den Weg der Kooperation 
statt der Konfrontation suchen 
und die Blockade Kubas aufhe-
ben; 

Ausbau der zivilen Partner-
schafts- und Kooperationsab-
kommen zwischen EU und 
Russland; Östliche Partner-
schaft mit Staaten aus der frü-
heren Sowjetunion unter Be-
rücksichtigung der Sicherheits-
interessen Russlands gestalten;   

Aufgreifen der positiven Impulse 
der Obama- Regierung für eine 
Politik der globalen Abrüstung, 
einen Strategiewechsel in Af-
ghanistan und den Dialog mit 
dem Iran und innerhalb einer 
erneuerten transatlantischen Al-
lianz verstetigen; insbesondere 
die Chancen für eine transatlan-
tische Partnerschaft für den 
Klimaschutz nutzen; 
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Afghanistan: Beitrag leisten, 
damit Afghanistan selbst für 
seine und damit unsere Sicher-
heit sorgen kann; Bereitschaft 
zu nachhaltiger Ausbildung und 
Unterstützung des afghanischen 
Sicherheitssektors und zum zivi-
len Wiederaufbau; Schaffung 
tragfähiger Strukturen als Vor-
aussetzung für eine spätere 
Reduzierung und schließlich 
Beendigung des militärischen 
Engagements; enge Koordinati-
on der am Afghanistan-
Engagement beteiligten Bun-
desressorts im Rahmen der 
„vernetzten Sicherheit“;  

Im Konflikt über das Atompro-
gramm des Iran Einsatz für eine 
verhandelte Lösung im Rahmen 
der Vereinten Nationen, die Ko-
operationsanreize bietet, aber 
auch Sanktionen – wenn not-
wendig – nicht ausschließt; 

 

 

 

 

Afghanistan unterstützen: Af-
ghanistan darf nicht wieder zum 
Zufluchtsort für Terroristen wer-
den, die Regierung muss Si-
cherheit und Stabilität aus eige-
ner Kraft gewährleisten können, 
die elementaren Menschenrech-
te müssen gewahrt sein. Einer-
seits zivilgesellschaftlicher und 
entwicklungspolitischer Ansatz, 
mit Aufbau der Infrastruktur, 
Projekten des kulturellen Dia-
logs sowie bildungspolitischen 
Initiativen; andererseits zivil-
militärischer Ansatz, mit Ver-
stärkung der Ausbildungsan-
strengungen für die afghani-
schen Sicherheitskräfte; Je 
schneller diese Ziele erreicht 
werden, desto schneller können 
wir unser militärisches Engage-
ment in Afghanistan beenden. 

Iran: Im Streit um das iranische 
Atomprogramm Anstreben einer 
Lösung auf dem Verhandlungs-
wege; Unterstützung für das 
Ziel, dass Iran nicht in den Be-
sitz von Atomwaffen kommen 
darf; es muss ein Weg gefunden 
werden, das verbriefte Recht 
auf zivile Nutzung der Atom-
energie so umzusetzen, dass 
die Gefahr eines militärischen 
Missbrauchs ausgeschlossen 
werden kann; 

Afghanistan: Umsetzung der 
Strategie der vernetzten Sicher-
heit für die Stabilisierung Afgha-
nistans unter Berücksichtigung 
der Stammesstrukturen; interna-
tionale Truppenpräsenz für eine 
Übergangszeit weiterhin erfor-
derlich; mehr ziviler Wiederauf-
bau in ganz Afghanistan, ver-
stärkte Übernahme der Verant-
wortung für die Sicherheit durch 
die afghanischen Armee- und 
Polizeikräfte, Begrenzung des 
Einsatzes der internationalen 
Truppen; regionaler Ansatz zur 
Problemlösung unter Einbezie-
hung von Ländern wie Pakistan, 
Russland, China und Iran; Aus-
richtung der Strategie auf kon-
sequenten Aufbau afghanischer 
Verwaltungsstrukturen; Schaf-
fung von wirtschaftlichen Alter-
nativen zum Anbau von Mohn;  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die beiden großen Kriege der 
vergangenen Jahre sind der Af-
ghanistan-Krieg und der Irak-
Krieg, der ein Krieg um Öl ist. 
Insbesondere der Krieg in Af-
ghanistan wird gegenüber jeder 
Kritik zäh verteidigt, weil die 
NATO im Falle eines Scheiterns 
ihre Interventionsfähigkeit in 
Frage gestellt sieht. Ihr eigentli-
ches Kriegsziel ist, sich als glo-
bale Interventionsmacht zu zei-
gen. Dadurch aber wird die La-
ge in Afghanistan deutlich 
schwieriger. Es gibt keinen mili-
tärischen Sieg im so genannten 
Anti-Terror-Krieg. 

 

 

 

 

 

 

Sofortige Beendigung der Ope-
ration »Enduring Freedom« und 
kontraproduktiven militärischen 
Vorgehens; stattdessen muss 
der Schutz der Bevölkerung 
höchste Priorität haben und die 
Spirale der Gewalt unterbrochen 
werden; notwendig eine ge-
meinsame, abgestimmte Strate-
gie und eine bessere Koordina-
tion der internationalen Ge-
meinschaft. Vorrang müssen zi-
vile Antworten haben; beson-
ders beim Polizei- und Justiz-
aufbau muss Deutschland im 
Rahmen der EU-Missionen end-
lich mehr tun, damit die Men-
schen in Afghanistan auch in 
der Lage sind, für ihre eigene 
Sicherheit zu sorgen; 

Zustimmung zum ISAF-Mandat 
davon abhängig, ob ein ernst 
gemeinter Strategiewechsel 
stattfindet. Der zunehmend ris-
kante Bundeswehreinsatz ist 
nur dann weiter zu verantwor-
ten, wenn der Kurswechsel e-
nergisch umgesetzt wird. 
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Vereinte Nationen: Stärkung er-
fordert interne Reformen; bei 
Reform des Sicherheitsrat Be-
fürwortung eines ständigen Sit-
zes für die EU, auf dem Weg 
dorthin Bereitschaft Deutsch-
lands, mit der Übernahme eines 
ständigen Sitzes mehr Verant-
wortung zu übernehmen; 

Wirksames und entschlossenes 
Vorgehen gegen Piraterie; Ein-
richtung eines internationalen 
Pirateriegerichtshofes; 

Vereinte Nationen stärken: Un-
terstützung für den eingeleite-
ten Reformprozess. Deutsch-
land ist bereit, international 
noch mehr Verantwortung zu 
übernehmen, auch im Sicher-
heitsrat; 

 

 

 

 

 

 

Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik stärken: In einer 
Welt mit einer Vielzahl neuer, 
selbstbewusster Akteure ist der 
kulturelle Austausch die Grund-
lage für den politischen oder 
gesellschaftlichen Dialog.  

Goethe-Institute, Partnerschu-
len im Ausland und wissen-
schaftlicher Austausch sind An-
kerpunkte der Verständigung 
und werben für unsere Haltun-
gen und Werte. Diesen Weg 
wollen wir weiter gehen 

 

Vereinte Nationen: Sicherheits-
rat muss nach einer umfassen-
den Reform die politischen und 
wirtschaftlichen Realitäten des 
21. Jahrhunderts abbilden; Ein-
satz für einen europäischen 
Sitz im Sicherheitsrat; solange 
ein Sitz für die EU nicht zustan-
de kommt, eigener deutscher 
Sitz als zweitbeste Lösung; 

Bei der Beteiligung Deutsch-
lands an einer aktiven Bekämp-
fung der Piraterie Setzen auf 
starke Mandate, die ein wir-
kungsvolles Eingreifen ermögli-
chen;  

Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik: als langfristige 
Wirtschaftsförderung deutlich 
bessere finanzielle Ausstattung; 
stärkeres Gewicht für Förde-
rung der deutschen Sprache im 
Ausland; langfristig Entwicklung 
kooperativer europäischer Kul-
turinstitute; angemessene Fi-
nanzierung für die Deutsche 
Welle; 

   

 Vereinte Nationen: gerechtere 
Zusammensetzung des Sicher-
heitsrates; Abschaffung der Ve-
tomöglichkeiten; Einsatz für 
gemeinsamen europäischen 
Sitz im Sicherheitsrat; Ausbau 
der Fähigkeiten der Vereinten 
Nationen zur zivilen Krisenprä-
ventionen und zur kollektiven 
Friedenssicherung; institutio-
nelle, personelle und finanzielle 
Stärkung sowohl der UN als 
auch der Regionalorganisatio-
nen, insbesondere der OSZE; 
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Garantie von Wettbewerb und 
Verbraucherschutz und Beseiti-
gung überflüssiger Bürokratie im 
EU-Binnenmarkt; Entlastung 
von Industrie, kleinen und mittle-
ren Unternehmen, landwirt-
schaftlichen Betrieben, Freien 
Berufen und Handwerk von un-
nötigen Regulierungen; 

Starke, handlungsfähige Außen- 
und Sicherheitspolitik der EU: 
Aufbau auf einer erweiterten Si-
cherheitsstrategie, Stärkung des 
Hohen Beauftragten für Außen-
politik, Ausbau der Europäi-
schen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik einschließlich einer 
Beistandsverpflichtung ergän-
zend zur transatlantischen Part-
nerschaft; 

Langfristige Energiepolitik der 
EU, die den Einfluss der EU auf 
den globalen Energiemärkten 
erhöht; 

Deutlichmachen des Wertever-
ständnisses der EU durch einen 
Gottesbezug im EU-Vertrag; 

Einsatz für eine Stärkung der 
deutschen Sprache in Europa, 
um ihre faktische Benachteili-
gung in den europäischen Insti-
tutionen zu beenden; 

Erledigung von Aufgaben ge-
mäß Subsidiaritätsprinzip so 
nah wie möglich bei den Men-
schen, Brüssel darf sich � 

 

Progressive Weiteentwicklung 
der europäischen Tradition der 
Sozialstaatlichkeit; Ergänzung 
der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion durch eine 
europäische Sozialunion; 

Sozialer Stabilitätspakt, der Zie-
le und Vorgaben für Sozial- und 
Bildungsausgaben festlegt, die 
sich an der jeweiligen wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit der 
Mitgliedstaaten orientiert und 
flexibel an diese anzupassen ist; 

Mindestlohnregelungen in allen 
EU-Mitgliedstaaten; Vorgehen 
gegen Steuerdumping; soziale 
Fortschrittsklausel im EU-
Primärrecht, Überarbeitung der 
EU-Entsenderichtlinie; Stärkung 
der Mitbestimmung; mehr Rech-
te für europäische Betriebsräte; 
Europäischer Zukunftspakt für 
Arbeit; 

Vertrag von Lissabon soll bald 
in Kraft treten; durch ihn wird 
EU demokratischer, handlungs-
fähiger, bürgernäher und auch 
sozialer; 

Weiterentwicklung der EU zur 
Bürgerunion; parlamentarisch 
verantwortliche Regierung auf 
Basis einer europäischen Ver-
fassung; 

Identität Europas als globale 
Friedensmacht weiter stärken; 

 

 

 

Ziel: starke und selbstbewusste 
EU, die mit einer Stimme spricht 
und geschlossen für die Siche-
rung von Frieden, Freiheit und 
Wohlstand in der Welt eintritt; 

Reformen: EU soll demokrati-
scher, verständlicher und hand-
lungsfähiger werden; Festhalten 
am Ziel einer grundlegenden 
Reform: erhebliche Stärkung 
des Europäischen Parlaments, 
mehr Transparenz und Bürger-
beteiligung; Stärkung des Sub-
sidiaritätsprinzips, mehr Mit-
sprache des Bundestags in EU-
Fragen, besser koordinierte EU-
Außenpolitik, Demokratisierung 
der europäischen Innen- und 
Justizpolitik, wirkliche Durchset-
zung des Europäischen 
Grundrechtekatalogs; 

Langfristige Ziele: Föderales 
Europa, Verabschiedung einer 
Europäischen Verfassung; 

Verankerung der Möglichkeit, 
EU-weiten Volksentscheid her-
beizuführen, in den EU-
Verträgen; 

Weiterentwicklung der europäi-
schen Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik; langfristi-
ges Ziel des Aufbaus europäi-
scher Streitkräfte unter gemein-
samem Oberbefehl und voller 
parlamentarischer Kontrolle; 

eine europäische Wirtschaftsre-
gierung einrichten: Geld-, Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik ko-
ordinieren; 

die Europäische Zentralbank 
(EZB) gleichrangig auf Preissta-
bilität, nachhaltige Entwicklung 
und Beschäftigung verpflichten;  

EZB durch das Europäische 
Parlament und den Rat der Wirt-
schafts- und Finanzminister 
kontrollieren; 

Stabilitäts- und Wachstumspakt 
durch eine Vereinbarung für 
nachhaltige Entwicklung, Voll-
beschäftigung, soziale Sicher-
heit und Umweltschutz erset-
zen; 

eine soziale Fortschrittsklausel 
mit dem Titel „Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit am gleichen 
Ort sichern“ in europäische Ver-
träge aufnehmen; 

eine europäische Verfassung 
durch Bürgerinnen und Bürger 
mit gestalten lassen und allen 
Bürgerinnen und Bürgern der 
Europäischen Union zugleich 
zur Abstimmung vorlegen; 

Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern verwirklichen, Dis-
kriminierungsschutz ausbauen; 
Diskriminierung von Menschen 
wegen ihrer ethnischen Her-
kunft, ihres Geschlechts, der 
Religion oder Weltanschauung, 
� 

Für eine starke Europäische U-
nion als globale Akteurin, die bei 
den Menschenrechten voran-
geht, zur Vorreiterin beim Kli-
maschutz und bei der Umset-
zung der Entwicklungsziele der 
Vereinten Nationen wird und für 
den Frieden in der Welt eintritt. 
Deshalb unterstützen wir die 
Entwicklung einer wirklichen 
gemeinsamen europäischen 
Außen- und Sicherheitspolitik, 
die der UN-Charta verpflichtet 
ist und von einer europäischen 
Außenministerin oder einem 
Außenminister vertreten wird; 

Die EU muss ihre vielfältigen In-
strumente besser aufeinander 
abstimmen; 

Zivile Instrumente zur Krisen-
prävention müssen gestärkt 
werden. Dafür Aufbau einer Eu-
ropäischen Friedensagentur und 
eines Europäischen Zivilen 
Friedenskorps – und eines Eu-
ropäischen Zivilen Friedens-
dienstes, der die Friedensent-
wicklung von »unten« fördert. 
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nicht einmischen, wenn Aufga-
ben auf bundes-, landes- oder 
kommunalpolitischer Ebene 
ausreichend oder besser gere-
gelt werden können; 

Für ein Europa der Haushalts-
disziplin und der Beitragsge-
rechtigkeit sowie der Unabhän-
gigkeit der EZB; Ablehnung von 
EU-Steuern; 

Erweiterungspolitik: Konsolidie-
rungsphase im EU-
Erweiterungsprozess notwen-
dig, um die Identität  und die In-
stitutionen der EU zu festigen; 
für Aufnahme neuer Mitglieder 
in die EU ist das Kriterium der 
Aufnahmefähigkeit der EU e-
benso wichtig, wie das der voll-
ständigen Erfüllung aller politi-
schen und wirtschaftlichen Krite-
rien durch die Bewerberländer; 

Privilegierte Partnerschaft an-
stelle einer Vollmitgliedschaft 
der Türkei; 

Eigene Formen der Zusammen-
arbeit wie die „östliche Partner-
schaft“ für die europäischen 
Nachbarn der EU, die nicht oder 
noch nicht Vollmitglied werden 
können; maßgeschneiderte 
Partnerschaftsabkommen ohne 
Beitrittsperspektive für die nicht-
europäischen Nachbarn. 

Wirtschafts- und finanzpolitische 
Koordinierung auf EU-Ebene, 
vor allem in der Eurogruppe, 
verbessern und verbindlicher 
regeln; 

Neue europäische Initiative zur 
Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit insb. der kleinen und 
mittleren Unternehmen und des 
Handwerks; erleichterter Zu-
gang zu Krediten und weiterer 
Abbau bürokratischer Hürden; 

Verstärkung der europäischen 
Investitionen in Innovation, For-
schung und Entwicklung und in 
eine zukunftsfähige europäische 
Infrastruktur; 

Erweiterungspolitik: als erfolg-
reiche Friedenspolitik fortführen; 
Unterstützung für EU-Beitritt der 
Türkei, wenn diese die erforder-
lichen Kriterien voll erfüllt; Fest-
halten an der Beitrittsperspekti-
ve der Staaten des westlichen 
Balkans. 

Europäischer Binnenmarkt: For-
derung nach EU-weiter Ban-
kenaufsicht, die bei der EZB an-
zusiedeln ist; Betonung der Un-
abhängigkeit der EZB; Grundle-
gendes Umdenken bei den EU-
Finanzen; Einsatz für nachhalti-
ge europäische Haushaltspolitik; 
nachvollziehbare Finanzierung 
des Haushalts, die die aktuelle 
Wirtschaftskraft der Mitglieder 
widerspiegelt; strikte Kontrolle 
der Verwendung von EU-Mitteln 
in den Mitgliedstaaten; Ableh-
nung einer EU-Steuer und wei-
terer Belastungen für die deut-
schen Bürger; Beibehaltung des 
EU-Verschuldungsverbots; 

Erweiterungspolitik: Wiederher-
stellung der Glaubwürdigkeit der 
Erweiterungspolitik der EU; Bei-
trittsverhandlungen müssen er-
gebnisoffen geführt werden; 
„Rabatt“ bei den Kriterien oder 
Beitrittsautomatismus darf es 
nicht geben; in den nächsten 
Jahren steht Zusammenwach-
sen der alten und neuen EU-
Mitglieder im Vordergrund; lang-
fristige Perspektive für die Staa-
ten des westlichen Balkans, 
Schlüssel für Beitritt der Türkei 
sind Umsetzung der Reformen 
in der Türkei und Aufnahmefä-
higkeit der EU; 

einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität eu-
ropaweit ausschließen; 

EU- Regional- und Strukturpoli-
tik mit ausreichenden finanziel-
len Mitteln ausstatten;  

Auf- und Ausbau der Verkehrs-
verbindungen zwischen Ost- 
und Westeuropa;  

Zusammenarbeit in den Grenz-
regionen verstärkt entwickeln; 

Grenzschutzagentur FRONTEX 
abschaffen; 

Europäische Verteidigungs-
agentur durch eine Abrüstungs-
agentur ersetzen; 

Zusammenarbeit mit den östli-
chen und südöstlichen europäi-
schen Nachbarländern ausbau-
en;  

Deutschland zum Vorreiter für 
Versöhnung und Verständigung 
machen;  

Regionale Zusammenarbeit der 
deutsch-polnischen und 
deutsch-tschechischen Grenz-
regionen durch den Bund unter-
stützen und verstärken 

die Östliche Partnerschaft mit 
Staaten aus der früheren Sow-
jetunion unter Berücksichtigung 
der Sicherheitsinteressen Russ-
lands gestalten; 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erweiterungspolitik: Unterstüt-
zung der Beitrittsverhandlungen 
mit Kroatien und der Türkei; 
Weg der Türkei in die EU ist ein 
Beitrag zu Stabilität und Frieden 
in der Region und zur Demokra-
tisierung der Türkei; Eine be-
sondere Verantwortung 
der EU für den westlichen Bal-
kan: Forderung nach Heranfüh-
rung dieser Staaten an die EU, 
das heißt Visafreiheit und das 
heißt Wirtschafts- und Umwelt-
partnerschaften aufbauen.  

Weiterer Ausbau der Nachbar-
schaftspolitik im Rahmen einer 
engeren Kooperation und 
gleichwertigen Partnerschaft, 
die eine nachhaltige wirtschaftli-
che, soziale, demokratische und 
ökologische Entwicklung in den 
Nachbarländern fördert. 
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Einsatz für ein neues strategi-
sches Konzept der NATO, das 
auf die sicherheitspolitischen 
Veränderungen angemessen 
antwortet und einen neuen Kon-
sens über Risiken, Bedrohun-
gen, Aufgaben und Reichweite 
des Bündnisses stiftet; 

Zentrale Verpflichtung ist und 
bleibt die kollektive Verteidigung 
der Mitglieder des Bündnisses; 

NATO soll weiterhin für neue 
Mitglieder offen sein, die die 
werte des Bündnisses und sei-
ner Mitglieder teilen  und deren 
Aufnahme mehr Sicherheit für 
alle Mitgliedstaaten bringt; 

Drängen auf effizientere Nut-
zung der zivilen und militäri-
schen Fähigkeiten zur Krisen-
prävention und Krisenreaktion 
durch NATO und EU auf Grund-
lage einer pragmatischen Ar-
beitsteilung; 

 

Gemeinsamer Raum der Si-
cherheit von Vancouver bis 
Wladiwostok, in dem NATO und 
Russland vertrauensvoll zu-
sammenarbeiten. Ablehnung 
der amerikanischen Pläne für 
einen Raketenschirm als mit 
diesem Ziel nicht vereinbar; 

Ziel: Welt ohne Atom- und Mas-
senvernichtungswaffen; für ei-
nen neuen Anlauf bei der nukle-
aren Abrüstung; vollständiger 
Abzug aller substrategischen 
Nuklearwaffen aus Europa, gilt 
auch für die noch in Deutsch-
land verbliebenen Nuklearwaf-
fen;  

Wiederbeleben des Vertrages 
über konventionelle Abrüstung 
in Europa (KSE) 

Restriktive Rüstungskontrollpoli-
tik, die zudem auf hohem Ni-
veau weiter europäisch harmo-
nisiert werden sollte; Ablehnung 
von Rüstungsexporten in Kri-
sengebiete und einer Aufwei-
chung der rüstungsexportpoliti-
schen Grundsätze; 

Einsatz für Einhaltung der Äch-
tung von Antipersonenminen 
und für die Durchsetzung des 
völkerrechtlichen Verbots von 
Streumunition; Einbeziehung 
der Raketenabwehr in die ver-
tragliche Rüstungskontrolle; 

Stärkung der NATO, Erhöhung  
des europäischen Gewichts in-
nerhalb der NATO; 

Ziel: Gleichberechtigte Partner-
schaft im Atlantischen Bündnis, 
Ausbau der europäischen Si-
cherheits- und Verteidigungspo-
litik, Stärkung der Bundeswehr; 

NATO muss das zentrale trans-
atlantische Diskussions-, Ent-
scheidungs- und Handlungs-
gremium sein; 

EU muss sich als europäischer 
Pfeiler der transatlantischen Si-
cherheitsarchitektur in die Lage 
versetzen, Konfliktfällen vorzu-
beugen und schnell, gemeinsam 
und flexibel zu reagieren; primär 
geht es darum, durch politische 
und andere geeignete Maß-
nahmen bewaffnete Konflikte zu 
vermeiden; klare Absage an 
Renationalisierung der Sicher-
heitspolitik; 

Militärische Einsätze als letztes 
Mittel; militärisches Handeln nur 
dann, wenn es gemeinsam mit 
den Partnern in der NATO oder 
der EU sowie aufgrund einer 
klaren völkerrechtlichen Legiti-
mation möglich ist; Zustimmung 
des Deutschen Bundestages ist 
unverzichtbar; Ablehnung von 
Einsätzen ohne klare völker-
rechtliche Grundlage, �  

Bundeswehr sofort aus Afgha-
nistan abziehen; 

Keine Auslandskriegseinsätze 
der Bundeswehr zulassen – 
auch nicht unter UN-Mandat: 
keine Militärberater zur Unter-
stützung autoritärer Regimes 
entsenden; 

Verteidigungsetat verkleinern 
und zivilen Friedensdienst aus-
bauen; 

sofort auf die Pläne zur militäri-
schen Nutzung der Kyritz- Rup-
piner Heide als Bombodrom 
verzichten:; 

NATO auflösen und ersetzen 
durch ein kollektives Sicher-
heitssystem unter Beteiligung 
Russlands; Errichtung des „Ra-
ketenabwehrschildes“ in Polen 
und Tschechien verhindern;;  

Wehrpflicht abschaffen; Bun-
deswehr zu einer Verteidi-
gungsarmee umgestalten und 
deutlich verkleinern; mit einem 
Konversionsprogramm des Bun-
des die Aufgabe von Mili-
tärstandorten und die zivile 

Nutzung aufgegebener militäri-
scher Liegenschaften unterstüt-
zen; Jugendoffiziere in Schulen, 
Universitäten und Arbeitsagen-
turen nur mit Vertreterinnen und 
Vertretern gegenteiliger Auffas-
sungen auftreten lassen;  

Mittelfristige Überführung der NATO 
in eine kooperative Sicherheitsar-
chitektur, die auf dem Prinzip des 
Friedens und gemeinsamer 
Sicherheit basiert. Ablehnung des 
Ausbaus der NATO zu einer Welt-
polizei; 

Einsatz von Streitkräften nur zu 
rechtfertigen, wenn er als äu-
ßerstes Mittel im Rahmen der 
UN-Charta völkerrechtlich legal, 
vom Gesamtansatz her aus-
sichtsreich und hinsichtlich der 
Risiken verantwortbar ist;  

Für jeden Auslandseinsatz 
muss es ein völkerrechtliches 
und parlamentarisches Mandat, 
klare Einsatzregeln und die Ein-
bettung in eine politische Kon-
fliktlösung und Friedenskonsoli-
dierung geben. Die politischen 
Ziele müssen klar definiert, rea-
listisch und überprüfbar sein; 

Handeln von Soldatinnen und 
Soldaten in Auslandseinsätzen 
muss vorbehaltlos an die 
Grund- und Menschenrechte 
gebunden sein; 

Ausbau und Stärkung der par-
lamentarischen Kontrolle für 
Einsätze; 

Angesichts der Vernachlässi-
gung der zivilen Dimension von 
Krisenengagements sollen bei 
� 
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Entscheidung über Aus-
landseinsätze unter Beteiligung 
des Bundestages nach den 
Werten und Interessen Deutsch-
lands und im Lichte der interna-
tionalen Bündnisverpflichtun-
gen; Auslandseinsätze müssen 
in Übereinstimmung mit Grund-
gesetz und Völkerrecht erfolgen 
und der Bewahrung oder Her-
stellung des Friedens und der 
internationalen Sicherheit die-
nen; 

Bundeswehr als unverzichtba-
res Instrument im Konzept ver-
netzter Sicherheit sowohl für die 
landes- und Bündnisverteidi-
gung, als auch für internationale 
Krisenvorsorge und Krisenbe-
wältigung; Wehrpflicht bleibt an-
gesichts der neuen Bedrohun-
gen der Sicherheit zukünftig 
notwendig, wichtiges Instrument 
der Sicherheitsvorsorge; not-
wendig mehr Wehrgerechtigkeit 
und attraktivere Gestaltung der 
Wehrpflicht; Erhalt des Zivil-
dienstes als Ersatzdienst; 

Ausreichende Finanzmittel für 
die Bundeswehr;  

Zurückdrängen des Einflusses 
privater Söldnerarmeen und Si-
cherheitsdienste; strenge natio-
nale und internationale Regeln 
für private Militär- und Sicher-
heitsfirmen; 

Internationale Einsätze der 
Bundeswehr verantwortlich ges-
talten: Legitimierung durch ein 
Mandat des UN- Sicherheitsra-
tes sowie einen konstitutiven 
Beschluss des Deutschen Bun-
destages Integrierung in ein po-
litisches Gesamtkonzept; 

Modernisierung der Bundes-
wehr: Transformationsprozess 
aktiv vorantreiben und Umbau 
weiterhin sozialvertraglich ges-
talten;  

Fortentwicklung der Wehrpflicht, 
die unter Beibehaltung der Mus-
terung die Möglichkeit einer fle-
xiblen Bedarfsdeckung des er-
forderlichen Bundeswehrperso-
nals mit einer Stärkung des 
freiwilligen Engagements in der 
Bundeswehr verbindet. Einberu-
fung zum Dienst in den Streit-
kräften nur noch derjenigen, die 
sich zuvor bereit erklart haben, 
den Dienst in der Bundeswehr 
zu leisten. 

 

kein bündnispolitischer Automa-
tismus bezüglich der Teilnahme 
der Bundeswehr an Einsätzen 
im Ausland; 

Terrorismusbekämpfung: lang-
fristiger Ansatz, der sowohl au-
ßenpolitische, als auch entwick-
lungspolitische, und in Einzelfäl-
len auch polizeiliche und militä-
rische Maßnahmen einschließt; 

Bundeswehr der Zukunft: für 
nachhaltige Verbesserungen 
der Bundeswehr-Struktur; kon-
sequente Ausrichtung auf die 
wahrscheinlichen Einsätze  im 
Rahmen internationaler Kon-
fliktverhütung und Krisenbewäl-
tigung einschließlich des Kamp-
fes gegen den internationalen 
Terrorismus; Aufstellung der 
Personalstärke der Teilstreit-
kräfte und Organisationsberei-
che so, dass die Bundeswehr 
die notwendige Anzahl Soldaten 
jederzeit in den Einsatz entsen-
den kann;  

Beendigung der „Kopflastigkeit“ 
der Bundeswehr zugunsten  ei-
ner Erhöhung der Einsatzbereit-
schaft; Erhöhung der Attraktivi-
tät des Dienstes durch eigenes 
Besoldungsrecht, Weiterbil-
dungsmöglichkeiten und besse-
re Vereinbarkeit von Dienst und 
Familie;  

Tendenz zur Privatisierung mili-
tärischer Dienste entgegentre-
ten und insbesondere für das in-
ternationale Verbot von Privat-
armeen eintreten; 

keinem Ausweitungsversuch der 
NATO zustimmen: die Beteili-
gung an der NATO Response 
Force (NRF) und multinationa-
len Rüstungsprogrammen ab-
lehnen; keiner Ausweitung des 
NATO-Auftrages (Strategischer 
Seetransport, Katastrophen-
schutz, Energiesicherheit) zu-
stimmen; NATO-Doktrin präven-
tiver Kriege und des Einsatzes 
von Atomwaffen beenden; akti-
ve Schritte zu einer atomwaffen-
freien Welt unternehmen; 

UN-Resolution 1325 „Frauen 
und Frieden“ umsetzen: Frauen 
und Mädchen in Kriegs- und 
Krisensituationen schützen und 
an Friedensprozessen aktiv 
beteiligen;  

nationalen Aktionsplan zur Um-
setzung der UN-Resolution 
1325 auflegen; die Herstellung, 
Nutzung und den Vertrieb von 
Streubomben und Landminen 
verbieten, den Bestand dieser 
Waffen vernichten; 

Rüstungsexporte verbieten; alle 
militärischen Stützpunkte aus-
ländischer Armeen in Deutsch-
land schließen und alle Atom-
waffen vernichten lassen. 

 

Bundestagsmandaten zu Aus-
landseinsätzen die notwendigen 
zivilen Aufgaben und Fähigkei-
ten mit beschlossen werden; 

Für geheimhaltungsbedürftige 
Einsätze benötigt der Bundes-
tag bessere Kontrollrechte; 

Die Militärbasen ausländischer 
Streitkräfte dürfen ausschließ-
lich im Sinne des Völkerrechts 
genutzt werden. 

Verkleinerung der Bundeswehr 
auf 200.000 Soldatinnen und 
Soldaten verkleinern; 

Abschaffung der Wehrpflicht, 
Umwandlung des Zivildienstes 
und Ausbau der Freiwilligen-
dienste; 

In der Bundeswehr Einführung 
eines freiwilligen militärischen 
Kurzdienstes von zwölf bis 24 
Monaten einführen, der Frauen 
und Männern offen steht; 

Bundeswehr soll eine Freiwilli-
genarmee im Auftrag des Par-
lamentes werden; ihre Kernauf-
gabe in internationalen Einsät-
zen ist es zu stabilisieren und zu 
schützen, um nicht kämpfen zu 
müssen; 
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  Verschlankung der zivilen und 
militärischen Führungsstruktur 
der Bundeswehr;  

Aussetzung der Wehrpflicht; 
Freiwilligenarmee, 

Ablehnung eines Einsatzes der 
Bundeswehr im Innern über die 
bestehenden Regelungen der 
Verfassung hinaus. 

 Absage an militärische Aben-
teuer wie den Irak-Krieg, Res-
sourcenkriege oder Bundes-
wehreinsätze im Innern;  

Bundeswehr muss zur Hau-
haltskonsolidierung, Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung beitra-
gen und auf Standorte wie das 
»Bombodrom« bei Wittstock 
unverzüglich verzichten. Auch 
Luft- Boden- Übungsplätze wie 
Nordhorn-Range und Siegen-
burg sind verzichtbar. 

 

 

 
 



Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl 2009 
 

                      CDU/CSU                          SPD                                FDP                             Die Linke                         Grüne 

 65

In
te

rn
at

io
na

le
 P

ol
iti

k 
/ E

nt
w

ic
kl

un
gs

zu
sa

m
m

en
ar

be
it 

Entwicklungspolitik als strategi-
sche Partnerschaft, die sowohl 
den Interessen der Empfänger-
länder als auch Deutschlands 
dient; 

Gute Regierungsführung und 
Fortschritte im Bereich der Men-
schenrechte als maßgebliche 
Kriterien bei der Mittelvergabe in 
der Entwicklungszusammenar-
beit; 

Verbesserung der internationa-
len Arbeitsteilung zwischen den 
Geberländern, auch in der EU; 

Deutsche Stimme in internatio-
nalen Entwicklungsorganisatio-
nen muss dem Gewicht der fi-
nanziellen Beiträge entspre-
chen; 

Optimierung der entwicklungs-
politisch relevanten Strukturen 
des deutschen Außenhandels 
und Zusammenführung zu einer 
kohärenten Entwicklungspolitik; 
effizientere Gestaltung der ent-
wicklungspolitischen Instrumen-
te; Vornahme der notwendigen 
Strukturveränderungen bei 
staatlichen Durchführungsorga-
nisationen; 

Steigerung der Mittel für die öf-
fentliche Entwicklungszusam-
menarbeit auf 0,7% des Brutto-
nationaleinkommens; 

Noch engere Vernetzung mit zi-
vilgesellschaftlichem Engage-
ment der Kirchen, NGOs und 
politischen Stiftungen. 

  

Ein eigenständiges Entwick-
lungsministerium erhalten: Ent-
wicklungszusammenarbeit soll 
kohärent von eigenständigem 
Entwicklungsministerium ge-
steuert werden; Zeichen dafür, 
dass globale Solidarität und der 
Kampf gegen die Armut höchste 
Priorität haben; 

 Mehr Geld für Entwicklung: Bis 
2010 0,51% und bis 2015 0,7% 
des Bruttoinlandsproduktes für 
die weltweite Bekämpfung von 
Armut und Hunger zur Verfü-
gung stellen; neben der Bereit-
stellung von klassischen Haus-
haltsmitteln weitere, innovative 
Finanzierungsquellen erschlie-
ßen; Einsatz für eine Abkehr 
vom globalen Ungleichgewicht 
zwischen Rüstungs- und Ent-
wicklungsausgaben; 

Milleniums-Entwicklungsziele 
bis 2015 erreichen: mehr in die 
ländliche Entwicklung, in den 
Klimaschutz, in die Anpassung 
an den Klimawandel und in Er-
neuerbare Energien investieren; 

 Partnerländer beim Ausbau so-
zialer Sicherungssysteme sowie 
eines effizienten und gerechten 
Steuersystems unterstützen; 

 Unterstützung Afrikas als wich-
tiger Schwerpunkt; 

Intensive Fortsetzung der  Zu-
sammenarbeit mit und Förde-
rung von Nichtregierungsorga-
nisationen, Gewerkschaften, 
Kirchen und Wirtschaft. 

Fokussierung der Entwicklungs-
zusammenarbeit auf schwächs-
te und ärmste Länder;  

Zusammenarbeit mit Schwellen-
länder muss auf eine grundsätz-
lich neue Grundlage gestellt 
werden; Partnerschaft in den 
Bereichen Rechtsstaats- und 
Demokratieförderung; Umwelt- 
und Klimapolitik, Wissenschaft 
und Forschung; 

Konsequentes Einfordern guter 
Regierungsführung durch De-
mokratie und Rechtsstaatlich-
keit, insbesondere Bekämpfung 
der Korruption; 

Unterstützung für sich selbst 
tragende Wirtschaftsentwicklung 
in den Empfängerländern als 
Kernaufgabe der Entwicklungs-
zusammenarbeit; zügiger Abbau 
von Handelshemmnissen für 
Entwicklungsländer, insbeson-
dere im Agrarbereich; 

Verstärkung aller Anstrengun-
gen bei  Prävention, aber auch 
Behandlungsmöglichkeiten, 
Medikamentenversorgung, Aus-
bildung von gesundheitsperso-
nal und Bildung von Gesund-
heitssystemen bei der Bekämp-
fung von HIV/AIDS; 

Mehr Transparenz und klare 
Aufgabenverteilung zwischen 
europäischer und nationaler 
Entwicklungszusammenarbeit. 

Menschenrecht auf Nahrung 
und die Nahrungssouveränität 
verwirklichen;  

Finanzmärkte regulieren, Hed-
ge-Fonds und spekulative Ge-
schäfte mit Nahrungsmitteln un-
terbinden;  

Frauenförderung als entwick-
lungspolitischer Schwerpunkt; 

IWF und Weltbank demokra-
tisch reformieren und vollständig 
in das UN-System einbinden;  

Gerechte Handelsstrukturen 
herstellen, Entwicklungsländer 
entschulden: EU- Exportsubven-
tionen abschaffen; „Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen“ mit 
den AKP-Staaten und andere 
Freihandelsabkommen neu ver-
handeln; faire Schiedsverfahren 
für insolvente Staaten schaffen; 

Wirkungsvolle und verlässliche 
Nothilfe gewährleisten: die Zah-
lungen für die internationale 
Nothilfe auf eine verbindliche 
Basis stellen und finanzkrisensi-
cher machen; Hilfen ohne wirt-
schaftspolitische Auflagen ge-
währen; 

Entwicklungspolitik an zivile 
Konfliktprävention, Völkerrecht 
und Menschenrechte sowie ak-
tive Friedenspolitik binden; 

0,7 % des Bruttoinlandsproduk-
tes für die Entwicklungshilfe be-
reitstellen 

Millenniums-Entwicklungsziele 
der UN schnellstmöglich umset-
zen; bis 2015 Armut und Hunger 
in der Welt wenigstens halbie-
ren; 

OECD-Länder müssen bis 2015 
– wie bereits 1970 vereinbart – 
0,7 Prozent ihres Bruttosozial-
produktes die Entwicklungszu-
sammenarbeit einsetzen und 
besonders die Partnerschaft mit 
Afrika intensivieren;  

Einführung innovativer Finanzie-
rungsinstrumente wie Finanz-
umsatzsteuer und Flugticketab-
gabe; 

Unter Federführung eines ei-
genständigen Entwicklungsmi-
nisteriums sowohl die bi- als 
auch die multilaterale Entwick-
lungszusammenarbeit ausbau-
en, effizienter machen und stär-
ker an den Bedürfnissen der 
verletzlichsten Bevölkerungs-
gruppen in den Partnerländern 
ausrichten; 

Zusammenlegung staatlicher 
Durchführungsorganisationen 
zu einer bundeseigenen Ent-
wicklungsagentur; 

Verstärkte Förderung von Nicht-
regierungsorganisationen und 
kirchlichen Hilfswerken; 

Demokratisierung von IWF und 
Weltbank; 

Entschuldungsinitiativen und 
Streichung der illegitimen 
Schulden: 
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Menschenrechtspolitik und Ent-
wicklungspolitik gehören zu-
sammen und müssen eng auf-
einander abgestimmt werden. 
Bei der Mittelvergabe in der 
Entwicklungszusammenarbeit 
müssen gute Regierungsfüh-
rung und Fortschritte im Bereich 
der Menschenrechte maßgebli-
che Kriterien sein. Ein besonde-
res Anliegen ist die Unterstüt-
zung von Menschen, die sich 
weltweit in friedlicher Weise für 
den Schutz der Menschenrechte 
einsetzen; 

 

(s. auch o. „Entwicklungszu-
sammenarbeit“) 

 

Menschenrechte stärken: Der 
weltweite Einsatz für Menschen-
rechte ist zentraler Bestandteil 
unserer Politik. Menschenrech-
te, Menschenrechtspolitik ist 
auch Friedenspolitik.  

Weitere Stärkung der Men-
schenrechtsschutzsysteme der 
Vereinten Nationen, der EU und 
des Europarates;  

Stärkung der Rechte von Frau-
en; Kampf gegen die Genital-
verstümmelung fortsetzen und 
weltweit helfen, Gewalt gegen 
Frauen zu beenden;  

Verhinderung der Verfolgung 
Angehöriger sexueller Minder-
heiten; 

Ausbau des Instruments der 
Menschenrechtsdialoge national 
wie auf europäischer Ebene;  

Unterstützung für die europäi-
schen und internationalen Initia-
tiven zur Abschaffung von To-
desstrafe und Folter;  

Unterstützung der internationa-
len Strafgerichtsbarkeit, damit 
Volkermord, Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit und Kriegs-
verbrechen geahndet und die 
Täter zur Rechenschaft gezo-
gen werden. 

Einhaltung der Menschenrechte 
als Fundament für die demokra-
tische, wirtschaftliche und kultu-
relle Entwicklung jedes Landes; 

Folter, unmenschliche und 
grausame Behandlung, Ver-
schleppung und Betreiben von 
exterritorialen Gefängnissen 
dürfen nicht Teil staatlichen 
Handelns sein und auch vom 
Staat nicht geduldet werden; 

Eintreten für weltweite Abschaf-
fung der Todesstrafe und gegen 
menschenverachtende Verhör-
methoden; 

Ächtung und internationales 
Verbot von Menschenhandel, 
Kinderarbeit, Einsatz von Kin-
dersoldaten, Zwangsprostituti-
on, Zwangsheirat, Organhandel 
und Genitalverstümmelung; 

Einsatz gegen Verfolgung auf-
grund von Herkunft, ethnischer 
Zugehörigkeit, Religion, sexuel-
ler Orientierung und für Gleich-
berechtigung und Toleranz; 

Befürwortung von Zertifizie-
rungsmaßnahmen und Initiati-
ven verantwortungsvoller Unter-
nehmensführung in der Wirt-
schaft zur Durchsetzung men-
schenrechtlicher Standards; 

stärkere Unterstützung der Ar-
beit des Europarates und insbe-
sondere des EGMR. 

(s. o. „Entwicklungszusammen-
arbeit“) 

Kein Rabatt bei Menschenrech-
ten, weder wegen wirtschaftli-
cher, politischer noch angeblich 
religiöser Interessen; 

Einsatz insbesondere gegen  
Folter, Todesstrafe, willkürliche 
Verhaftungen, Rassismus, Ver-
sklavung, sexuelle Ausbeutung 
und Diskriminierung aufgrund 
der ethnischen Zugehörigkeit, 
des Geschlechtes oder der se-
xuellen Orientierung; 

Setzen auf Dialog und Drängen 
auf strukturelle Verbesserun-
gen, um die Menschenrechte 
weltweit zu verwirklichen; 

Stärkung der internationalen 
Menschenrechtsorganisationen 
der UN, des Europarates, der 
EU und der OSZE; 

Weitere Stärkung des Internati-
onalen Strafgerichtshofes und 
Einsatz für eine Ausweitung der 
Tatbestände, die er verhandeln 
kann; 

Entwicklung von Konzepten für 
wirksame völkerrechtliche 
Schutzmechanismen der UN. 
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